
916 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Nationalrates XIV. GP 

des Justizausschusses 

über die Regierungsvorlage (136 der Bei­
lagen): Bundesgesetz über die Neuordnung 
des gesetzlichen Erbrechts der Ehegatten und 

des gesetzlichen ehelichen Güterstandes 
und 

über die Regierungsvorlage (289 der Bei­
lagen): Bundesgesetz über eine Xnderung des 

. Ehegesetzes 

I 
Am 10. März 1976 hat die BundesregieJ:'IUng 

einen Gesetzesentwurf über die Neuordnung des 
gesetzlichen Erbrechts des Ehegatten und des 
gesetzl>ichen ehelichen Güterstandes (136 der Bei­
lagen) un!dam 29. Juni 1976 einen Gesetz,esent­
wurf über eine Knderung des Ehegesetzes (289 
der Beilagen) in ,den Nationalrat eingebracht; sie 
wurden heide dem Justiz aus schuß zur Vorbe­
handlung zugeWliesen. Der Justizausschuß beschäf­
tigte Slicherstmals am 16. März 1977 mit diesen 
Itegierungsvorla'gen und beschloß einstimmig, 
zur weiteren Beratung je einen personengleichen 
Unterausschuß einzusetzen, dem von der Soziali­
stischen Partei österreichs die Abg,eordneten 
Blecha, Dr. Beatrix Eypeltauer, Doktor 
K e r s t xl ~ g, Lona Mur 0 w atz, Dr. Hilde 
H a w 1 i c e k, Dr. Re:i n h art, und Dr. Erika 
S e d a sowie vertretungsweise die Abgeor,dneten 
D a 11 i n ger und Dr. S ehr a n z, von der 
österreichischen Volkspartei ,ai,e Abgeordnetlen 
Dr. Ha f n,e r,. Dr. Hau s er, Dr. Marga 
Hub i n e k, Dkfm. DDr. K ö nn g, Ottilie 
R 0 c h u s, Elisabeth S c h m i d t und ve:rtre­
tungsweise die Abgeordneten Dr. K 0 hirn a i e r 
und Dr. S c h w i m m e r sowie VOn der Frei­
heitlichen Partei österreichs der Abgeordnete 
Dr. B r 0 es i ß k e angehörten. Zum Vorsitzen­
den dieser bei den Unterausschüsse wurde der 
Abgeordnete Dr. B r 0 e s i g k e, zu Stellver­
tretern Abgeordneter B 1 e c h a und Abgeord­
neter Dr. Hau IS e r ,sowie zum Schriftführer die 
Abgeordnete Ottilie R 0 c h us gewählt. 

Die erwähnten Unterausschüsse . beschäftigten 
sich in der Zeit vom Oktober 1977 bis Mai 1978 

in insgesamt 22 meist ganztägigen Sitzungen mit 
den gegenständlichen Regierungsvorlagen . .Alls Be­
ratungsunterlage diente den beJi.den Unteraus­
schüssen <ein vom Bundesministerium für Justiz 
im Einv:ernehmen mit den im Untleraussch,uß 
vertretenen Fraktlionen vorgelegter, beide Ge­
setz·esvorhaben umfassender Arbeitsbehelf. Im 
Zug der Beratungen wuIlden zahlreiche Knde­
rungs- und Ergänzungsvorschläge erstattet, die zu 
einem erheblichen Teil Berücksichtigung fanden. 
Das Bundesministemum für Justiz war in den Sit­
zungen der Unterausschüsse durch den Bundes­
ministler Dr. B rod a, Sektionsleiter Ministerial­
rat Hon.Prof. Dr. L 0 ewe, Ministerialrat 
Dr. E n i:, Sektionschef i. R. Dr. Ed 1 ba ehe r 
(Konsulent), Ministerialsekl'letärDr. Ho pfund 
fallweise durch Oberrat Dr.lngrid D ja 1.1 n 0 u s 
und Landesgerichtsrat Dr. S tor man n ver­
treten. 

Am 6. Juni 1978 berichteten die beiden Unter­
ausschüs~e durch den Vorsitzenden dem Justiz­
aus'schuß über das Ergebnis ihl'ler Arbeiten. Ein­
vernehmlich wur,de festgelegt, dem Hohen Haus 
'einen umfassenden, aUe bezüglichen Materien be­
treff,enden Gesetzestext für ein Bundesgesetz über 
Knderungendes Ehegattenerbrechts, des Ehe­
güterrechts und des Ehescheidungsrechts vorzu­
l.egen. 

Im folgenden wertden die Ergebnisse der Be­
ratungen des Justizausschusses sowie die Erwä­
gungen, von denen er sich - unter Berücksich­
tigung der Beratungen des Unterausschusses -
leiten Hieß, dargetan. 

11 

1. Der Justiz3iUSschuß hat die Vorschläge der 
RV 136 BlgNR 14. GP zur Verbesserung der erb­
rechtlichen Stellung des Ehegatten im wesentlichen 
übernommen. Das gesetzliche Erbrecht des Ehe­
gatten wird Jreben Kindern von einem Viertel 
auf ein Dr,j,ttel und neben Vorfahren und Seiten­
verwandten von der Hälfte auf zwei Drittel des 
Nachlasses erhöht, dem Ehegatten wird. em 
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Pflichtteilsrecht ~ingeräumt, und das gesetzliche 
Vorausvermächtnis des Ehegatten wird verbessert. 

2. Die Qn der erwähnten Regierungsvorlage ent­
haltenen güterrechtli,chen Vorschläge hat der 
JustizauS'schuß nicht übernommen. Er ist bei der 
Regelung der vermögensrechtlichen Folgen der 
Scheidung, Aufhebung ode.r Nichtigerklärung der 
Ehe zu einer abweiichenden Lösung gelangt. Wird 
eine Ehe geschieden, auEgehoben oder für nichtig 
erklärt, so sollen das eheliche Gebrauchsvermögen 
- ,das sind die beweglichen oder unbewegLichen 
körperlichen Sachen, die während aufrechter ehe­
licher Lebensgemeinschaft dem Gebrauch beider 
Ehegatten gedient haben - und die ehelichen Er­
sparnisse - das sind die Wertanlagen, die die 
Ehegatten während aufrechtler ehelicher Lebens­
gemeinISchaft angesammelt haben - unter den 
Ehegatten nach BiIl1igkeit amfgeteilt wer:den. Dabei 
soll be'sonders auf den Beitrag eines jeden Ehe· 
g~tten zum Erwerb des aufzuteiLenden Vermögens 
und auf das Wohl der Kinder Bedacht genommen 
werden; als Beitrag in diesem Sinn sind aber u. a. 
auch die Führung des gemeinsamen Haushalts 
und die Pflege und Erziehung der gemeinsamen 
Kinder zu werten. Die gefundene Lösung trägt 
nicht nur ,dem Grundsatz der GLeichberechcigung 
von Mann und Frau in ihren vermögensrecht­

der WiederhersteIlbarkeit der zerrütte~en Ehe 
und den Lebensum"ständen beider Ehegatten be­
sonders Rechnung getragen wird. Gelangt das 
Gericht zur überzeugung, Idaß - tlrotz minde­
stens dreijähriger Aufhebung der häuslichen Ge­
meinschaft der Ehegatten - die Wiederher­
stellung 'einer dem Wesen der Ehe entsprechenden 
L'ebensgemeinschaft zu erwarten ist, so ist ,das 
Scheidungsbegehren abzuweisen. überdies ilSt dem 
Scheidungsbegehren so lange nicht stattzugeben, 
als den beklagten Ehegatten die Scheidung härter 
träfe als den. - an der Zerrüttung allein od~r 
llberwiegendsch.uldigen - klagenden Ehegatten 
die Abweisung des Scheidungsbegehrens. 

Erwähnt wir:d in diesem Zusammenhang, daß 
auf Grund eines gemeinsamen Antrags der Abge­
ordneten Blecha und Dr. Broesigke der Justiz­
ausschuß gegen die Stimmen der- Osterreimischen 
Volkspartei beschlossen. hat, ·dem Nationalrat 
gem~ß § 27 des Geschäftsordnungsgesetzes den 
Entwurf einles (weiteren) Bundesgesetzes zur Be­
schlußfassung vorzulegen, durch das dem § 55 
EheG ein Abs. 3 angefUgt werden soll; nach 
diesem Abs. 3' soll eine Ehe auf Klage eines Ehe~ 
gatten jedenfalls nach sechsjähriger Aufhebung 
der h;iuslichen Gemeinschaft zu scheid,en sein. 

lichen Beziehungen und dem umfassenden Wesen 5. Der vodiegende Geset:vesentWiUrf regelt auch 
der ehelichen LebensgemeinschaEt Rechnung, sie die Scheidung im Einvernehmen (§ 55 a EheG). 
ist auch lebensnah und ~ im Vergleich zu den Auch dabei ist ,der Justiz ausschuß von den Vor­
Vorschlägen ,der Regierungsvorlage - leichter schlägen der R V 289 BlgNR 14. GP abgewichen, 
vollziehbar. weil deren Verwirklichung keine ausreichenden 

Die- Auf teilungs regelung wird ergänzt durch Sicherheiten vor üb~reilten Scheidungen bedeutet 
Änderungen' abgabenrechtlicher VOI1schrihen so- hätte: Die Ehegatten sollen gemeinsam die Schei­
w.ie des Wohnbauförderungsgesetzes 1968; damit dung ihrer Ehe begehren können, wenn ihre 
sollen auf diesen Rechtsgebieten nachteilige Aus- eheLiche Lebensgemeinschaft seit mindestens einem 
wirkungen der vermögensrechdichen Auseinan- halben Jahr aufgehoben ist, beide die unheilbare 
dersetzung der Ehegatten im Fall der Scheidung, ZerrütDungdesehelichen Verhältnisses zugestehen 
Aufhebung oder Nichtigerklärung .der Ehe ver- und zWlischen ihnen Einvernehmen über die 
mieden werden. . Scheidung besteht. überdies haben die Ehegatten 

eine schriftliche Vereinbarung über die Schei-
3. Neu ilSt auch der Vorschlag, dem Ehegatten, dungsfolgen im Verhältnis zueinander und zu den 

der ,im Erwel'b des anderen mitwirkt, einen An-
Kindern dem Genicht zu unterbreiten oder vor 

!Spruch auf angemessene Abgeltung ·seiner Mit- Gericht zu' schließen. Dem Zweck möglichster 
wirkung ,einzuräumen. Dieser Anspnuch steht dem TI h I d Eh d· . B· d s 

Er a tung ,er e fent eIne estlmmung e 
mitwirkenden Ehegatten auch schon während Verfahrensrechts: gelangt das Gericht zur über­
aufrechter Ehe zu. Es enospricht dem familien- I 
haften Wesen des Anspruchs, ,daß sich seine Höhe zeugung, daß eine Aussicht auf Wiederherste-

lung der ehelichen Lebensgemeinschaft besteht, ,so 
nicht nur nach Art und Dauer der Lei&tungen, hat es das Verfahren auf höchstens ein halbes 
spndern auch nach den gesamten Lebensverhäh-

Jahr zu unterbr:echen. nissen der Ehegatten richtet. Ansprüch,e eines mit-
wirkenden Ehegatten, die ihre Grundlage in 
einem - ausdrücklich oder stillschweigend ge­
schlossenen - Vertrag h~bcn, werden durch die 
vorgeschlagene Regelung nicht berührt. 

4. Die Neufassung der Abs. 1 und 2 des 
§ 55 EheG - in Abweichung von den Vor­
schlägen der RV 289 BlgNR 14. GP - stellt 
sicher, daß bei der Entscheidung über das 
Scheidung,sbeg,ehren eines Ehegatten wegen Auf­
lösung der hä~lichen Gemeinschaft der Frage 

6. Auch bezüglich der unüerhaltisrechtlichen 
Folgen der Scheidung nach § 55 EheG weicht der 
Justizausschuß von den Vorschlägen der RV 289. 
BlgNR 14. GP ab. Ziel 'der neuen Lösung ist es, 
den schuldlos gegen seinen Willen geschiedenen 
Ehegatten unterhaltsl'echtIich möglichst so. zu 
stellen, wie wenn die Ehe nicht geschieden wäre. 
Ausdrücklich ,ist daher bestimmt, daß für den 
Unterhaltsanspruch des beklagten Ehegatten nach 
der Sc.~eidung - wie bei aufrechter Ehe - der 

916 der Beilagen XIV. GP - Ausschussbericht NR (gescanntes Original)2 von 58

www.parlament.gv.at



91.6 der Bcilagen 3 

§ 94 ABGB gilt, wenn der klagende Ehegatte die, 
Zerrüttung der Ehe allein oder überwiegend ver­
sa.~uldet hat. überdies wü<d beso.nders vo.rgeso.rgt, 
daß sich dieser Anspr.uch durch das Hinzutr.eten 
der Untethalnspflicht für 'einen neuen Ehegatten 
des Verpflichteten nur dann schmälert, wenn dies 
bei Abwägung aller Umstände aus Gründen der 
BiUigkeit geboten ist. 

7. Das neue Unnerhaltsrecht wird ergänzt durch 
Knderungen so.zialv,ersicherungsrechtlicher Vo.r­
schriften und des Pensionsgesetzes 1965. Auch auf 
diesen Gebieten süll - unter bestJimmten Voraus­
setzungen - der schuldlos gegen 'seinen Willen 
geschiedene schutzbedürftige Ehegatte; vor allem 
die nach § 55 EheG sdmldlos .geschiedene Frau, 
so. gesteHt werden, 'W1ie wenn die Ehe aufrecht 
wäre. 

. 8: Die Neuerungen auf dem Gebiet des mate­
riellen Rechtes erfo.rdern besondere Verfahrens­
vo.rschrifnen. über die Scheidung im Einverneh­
men, ·den .Anspruch auf Aufteilung ehelichen Ge­
brauchsvermögens .und ehelicher Ersparnisse so.wie 
den Anspruch . auf Abgelt~ng der Mitwirkung 
im Erwerb wird, dem beso.nder,en Wesen dieser 
Angelegenheiten gemäß, ~m außer,streitig.en Ver­
fahten entschieden. Für dieSle Angelegenheiten 
wird überdies eine beso.ndere Zuständigkeit auf 
bezirksgerichtlicher Ebene geschaffen, um zu ge­
währleisten, daß die Vo.llZJiehung in ,die Hand vo.n 
beso.nders geeigneten und erfahrenen Richtern 
gelegt wird. Mit 1. Jänner 1980 wird diesen Be­
zirksgerichten auch die Zuständigkeit in be­
stimmten streItlgenFamilienangelegenheiten 
übertragen und auf diese Weise - nach auslän­
dischen Vorbildern - der Aufbau einer beso.n­
deren Familieng.erichtsbarke,it .in österreich einge­
leitet werden. 

Im folgenden wel'lden die wesentlichen Erwä­
gungen des JustJizausschusses zu dene~nzelnen 
Bestimmungen des Gesetzesentwurfs wiederge­
geben. 

Zum Art. I: 

Knderungen des allgemeinen bürgerlichen 
Gesetzbuchs 

Zur Z.1: 

Die §§ 98 bis ioo ABGB enthalten die Regeln 
über die Ahgeltung der Mitwirlmng eines Ehe­
gatten im Erwerb des anderen. Die Bestimmun­
gen fügen sich an .die Paragraphenfo.lge 89 bis 97 
an, Cliemit ,dem Bündc1>gesetz vo.m 1. JuLi 1975, 
BGBI. Nr. 412, über die Neuo.rdnung der per­
sönlichen Rechtswirkungen der Ehe neugestaltet 
worden ist. Die Regeln über die Abgeltung der 
Mitwirkung im Erw,erb gehören ZJU den "persön­
lichen Rechtswirkungen der Ehe" (überschrift vor 
dem § 89 ABGB): Der § 90 zweiter Satz legt di.e 
Pflicht zur Mitwirkung eines Ehegatten im Er-

werb ,des anderen - unter bestimmten Vora,us­
·setzungen - als Teil !der allgemeinen Beistands­
pflicht der Ehegatten f.est; auch so.weit eine so.lche 
Pflicht nicht besteht, ist jede Mitwirkung im Er­
werb im Verhältnis zwischen Ehegatten jedenfalls 
in die Gestaltung ,ihrer umfassenden Lebensge­
meinschaft· (§ . 90 ·erster Satz) eingebettet; der 
Justizausschuß hat im übrigen bei der Beratung 
'des Bundesgesetzies BGBI. Nr. 412/1975 auch .die 
Frage' der Entgeltlichkeit von Mitwirkungslei­
;;tungen erörtert, ihre Lösung aber vo.rerst aufge­
schoben (s. JAB 1662 BlgNR 13. GP, 2). 

Der bisherige Inhalt der §§ 98 bis 100 ABGB, 
der Fragen der Gültigkeit der Ehe regelt, steht 
zum Teil bereits außer Geltung, zum Teil ist er 
gegenstandlos o.der ohne prakuische Bedeutung. 

Weitere B,estimmungen über die Mitwirkung 
im Erwerb enthalten die §§ 1486 a und 1495 
zweiter Satz ABGB (s. Art. I Z. 14 und 15 -
Verjährung) :und der § 83 EheG (s. Art. II Z. 12 
- Berücks,ichnigung der Mitwirkung bei der Auf­
teilung ehelichen Gebrauch,svermögens und ehe­
Licher Ersparnisse). über den Anspruch auf Ab-. 
g,eltung der Mitwirkung wird im außerstreiuigen 
Verfahl'len entschieden (§§ 229 ff. AußStrG i. d. F. 
Art. VI Z. 3); die Zuständigkeit des Gerichtes be­
stimmt sich nach den neuen §§ 10'4 b ,und 
114 b JN (Art. IV Z. 6 und 7). Die Abgeltung 
wird - runter bestimmten Vo.raus,setzungen -
auch steuerrechtlich berücksichtigt (s. § 34 
Abs. 3 EStG 1972 ,i. d. F. Art. X Z. 1). Die Be­
stimmungen über die Abgeltung ,der Mitwirkung 
eines Ehegatten im Erwerb des anderen gelten 
auch für eine Mitwirkung, ·die - freilich mit 
einer zeitlich·eu Begrenzung .:.. vo.r dem Inkraft­
treten des vo.rge~chlagerren Bundesgesetzes ge­
le~stet würden ist (s. § 3 Abs. 1 des Art. XXIII). 

Zum § 98: 

Der § 98 räumt .demj,enigen Ehegatten, der im 
Erwerb des anderen mitwirkt, einen An'Spruch 
auf angemessene Abgekung dieser Mitwirkung 
ein. Die Regelung gilt für mater~elle Beistands­
leistungen, gleich üb sich die Mitwirkung im 
Rahmen ·des § 90 zweiter SatzABGB hält, also. 
der Ehegatte hierzu verpflichtet gewesen ist, oder 
die Mitwirkung über den Rahmen 'der materiellen 
Beistandspflicht des § 90 zw,citer Satz hinausgeht; 
d~es ist auf Grund der Beso.nderheit jeder Mit­
wirkung im Erwerb >im V,erhältnis zwischen 
Ehegatten (V'gl. die einleitenden DarLegungen zur 
Z. 1) gerechtfertigt. 

Der Anspruch auf Abgeltung entsteht nicht erst 
mit ·der Auflösung der Ehe, sündern kann scho.n 
während ~ufr,echter Ehe geltend gemacht werden. 
Der Zeitpunkt ·der Fälligkert des Anspruch;; ist 
nieht besonders geregelt. Eine solche Regelung 
wäre deshalb nicht zweckmäßig, weil die Mit­
wirkung doch von recht verschiedener Art ,sein 
kann: sie kann etwa inder Erfüllung eines Auf-
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trags, in der Herstellung eines W.erkes oder in 
der mehr oder weniger regelmäßigen Verrichtung 
von Arbeiten bestehen. Für ,die~e vielfältigen 
Möglichkeiten läßt sich kein einheitlicher Fällig­
keitszeitpunkt besümmen. Mangels einer aus­
drüddichen Bestimmung gr,eift daher die Regel 
des § 1418 erster Satz ABGB ein: die Zahlungs­
frist wird durch die Natur der Sache bestimmt. 

Der § 98 kommt grundsätzlich nur zum 
Tragen, wenn zwischen den Ehegatt·en nicht -
ausdrücklich oder .stillschweigend - anderes ver­
einbart worid·en ist; hierzu Näher,es in den Aus­
führungen zum § 100 ABGB. 

Der mitwirkende Ehegatte hat an den anderen 
einen Anspruch auf angemessene Abgeltung S'einer 
Mitwirroung. Nur eine solche allgemeine Um­
schreiburrg der Gegenleistung vermag den viel­
fälrigen Formen der Mitarbeit eines Ehegatten, 
wie sie in der Lebenswirklichkeit vorkommen 
können, und den besonderen Verhältnissen 
der Ehegatten im Einzelfall Rechnung zu tragen. 
Diese Formel nimmt auch auf das familienhafte 
Wesen des Abge1tungsanspruchs Bedacht: durch 
die Mitwirkung entsteht zwischen den Ehegatten 
kein Dienstverhältnis, dem mitwirkenden Ehe­
gatten steht kein Anspruch auf "Entlohnung", 
wie etwa einem Dienstnehmer oder Unternehmer, 
sondern eben auf "angemeS'sene Abgdtung" zu. 

Die Bestimmung führt einige Kriterien an, nach 
denen s1ch d~e Höhe des Abgeltungsanspruch·s im 
Einzelfall richtet. Zunächst kommt es auf die 
Art der Le~stungen an, also darauf, wie die 
Tätigkeit des mitwirroenden Ehegatten an sich -
ohne Rücksicht darauf, daß sie im Rahmen der 
umfassenden Lebensgemeinschaft der Ehegatten 
erbracht wird - zu beurteilen ist. Wlei'tler ist für 
das Ausmaß der Abgeltung die Dauer der Lei­
stungen maßgeblich, also etwa, ob der Ehegatte 
im Erwerb des ander·en ganztägig, vielleicht nur 
halbtags oder überhaupt nur gelegentlich mit­
wirkt. Schließlich ist bei der Bemessung des Ab­
ge1tungsanspruchs a.uf die gesamtlen Lebensver­
hältnisse der Ehegatten Bedacht zu nehmen. In 
dieser Bescimmung drückt sich besonders das 
famili,enhafte We3len des Abgeltungsanspruchs aus. 
Die gesamte Gestaltung der ehelichen Lebensg·e­
meinschaft is,t in Betracht zu ziehen. So kann es 
z.B. für die Höhe der AbgeItung von Bedeu-

- tung sein, ob ein Ehegatte noch neben seiner Mit­
wirkung den gemeinsamen Haushalt führt, ge­
gebenenfalls ob er in dieser B1eziehung durch eine 
- vielleicht sogar vom anderen Ehegatten ent­
lohnte - Haushaitishilfe entlastet wird. Zu den 
Lebensverhältnissen der Ehegatten gehören auch 
ihre, Einkommensverhältnisse, besonders auch die 
Ertragslage des Bett1iebes, in dem ein Ehegatte 
mitwirkt. Durch die Abgeltungsoll nicht etwa 
der Bestand des Betriebes des anderen Ehegatten 
gefährdet werden. 

Die Bestimmung hebt aus den Lebensverhält­
nisisen der Ehegatten noch besonders die Unte·r-

haltsleistungen hervor, die der mitwirkende Ehe­
gatte vom anderen empfangen hat. Wie die 
Lebensverhältnisse so sind auch die Unterhalts­
leistungen angemessen zu berücksichtigen, keines­
weg:s also vom Abgeltungsanspruch einfach abzu­
ziehen. Die Bestimmung enthält nicht anderes 
als das Gegenstück zu der im § 94 Abs. 2 erster 
Sa'tz ABGB i. d. E des Bundesge,setzes BGBL 
Nr. 412/1975 verankertlen Riegel, daß bei der 
Bemessung des Unterhalusanspruchs .des haulihalt­
führenden Ehegatten dessen eigene Einkünfte 
angemessen zu berücksichtligen s~nd. Di.e Bestim­
mung betrifft vor allem den Fall, daß ein Ehe­
gatte den gemeinsamen Haushalt führt und über­
dies, etwa halbtags, im Betrieb des anderen Ehe­
gatten mitarbeitet. Erhält der Ehegatte für seine 
Mitw'1rkung - auf Grund ausdrücklicher oder 
stillschweigender Regelung zw1schen den Ehe­
gatten - laufend Gegenleistungen, so schmälert 
dies nach § 94 Abs. 2 erster Satz insofern seinen 
Unterhalusanspruch, als ·diese Einkünfte bei der 
Unterhalusbemessung angemessen zu berücksichri­
rien sind. Erhält der mitwirkende Ehegaute zu­
nächst keine Gegenleistungen, jedoch den vollen 
Unterhalt nach § 94 ABGB, so ist es folgerichtig, 
bei der Bemes,sung eines nachträglich geltend 
gemachten Abgeltungsanspruchs die vollen Unter­
haltsleistungen angemessen z<u berücksichtigen. 
Im Ergebnis müßt·e der mitwirkende Ehegatte 
gleichgestellt sein, unabhängig davon, welcher 
Weg der Entlohnung (Abgeltung) seiner Mitwir­
kungsleistungen gewählt worden ist. ' 

Zum § 99: 

Das besondere Wesen des Abgeltungsanspruchs 
nach § 98 als eines in den persönlichen Rechts­
wirkungen der Ehe wurzelnden vermögensrecht­
lichen Anspruchs vIerlangtnach einer besonderen 
Regelung der Frage, ob, gegebenenfalls unner 
welchen Vorausset21ungen, der Anspruch auf Ab­
geltung unter Lebenden oder von Todes wegen 
übertragen, verpfände.t oder. gepfändet werden 
kann. Die nun gefundene Lösung lehnt sich im 
Kern an die Regelung des § 291 EO an. Nach 
dieser Bestimmung sind Ansprüche auf den 
Pflichtteil oder auf Schmerzensgeld, soweit sie 
nicht durch Vertrag oder Vergleich anerkannt 
oder gerichtlich geltend gemacht wonden sind, 
der· Pfändung nicht untierworfien. 

Aus rechtssystematischen Gründen werden aber 
die Vererblichkeit, die übertragbarkeit unter 
Lebenden oder von Todes wegen und ,die Ver­
pfändbarkeit des Anspnuchs im ABGB, die Pfänd­
barkeit hingegen in der BO (s. Art. VII Z. 1) 
geregdt. 

. nie Regelung gilt nur für den Anspruch nach 
§ 98, nicht auch etwa für diejenigen Ansprüche 
aus der Mitwirkung eines Ehegatten im Erwerb 
des anderen, auf die der § 100 Bezug nimmt. 
Dieser KlarsteIlung dient die Anführung des 
§ 98 .. 
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Zum § 100: 

Haben die Ehegatten die MitwLrkung eines von 
ihnen im Erwerb des anderen auf eine vertrag­
liche Grundlage gestellt, so soll für die aus der 
Mitwirkung abzule]tenden Ansprüche grundsätz­
lich der Vertrag maßgebend sein. In Betracht 
kommen besonders Verträge, durch die ein 
Dienst- oder Gesellschaftsverhä1tnis zwischen den 
Ehegatten begründet wlird. Dabei macht es keinen 
Unterschied, ob ein solcher Vertrag ausdrücklich 
oder stillsdlweigend zustande kommt (s. § 863 
ABGB). Besonders gehören hierher auch die Fälle, 
in denen der OGH in wiederholten Entscheidun­
gen den Standpunkt .<iingenommen hat, daß dann, 
wenn EhegaMien ihr Kapital und ihre Arbeit zur 
Erreichung eines beschränkten wirtschaftlichen 
Zweckes v'ereinigt haben, eine Erwerbsgesellsdlaft 
nach bürgerlichem Recht im Sinn der §§ 1175 ff. 
ABGB vorliegt (s. OGH 2. 3. 1955 JBl. 1955, 
521 Fühlmng ,eines BaUIUnternehmens; 
27. 10. 1964 EFSlg. 1714 - Erwerb ein,es Nasch­
marktstandes; 8. 9. 1966 EFSlg. 6739, 
8. 2. 1972 EFSlg. 17915 - Betrieb einer Ga5t­
wirtschaft). Diese Rechtsprechung soll durch die 
Abgdtungsregdung des § 98ABGB nicht berührt 
werden; dem Justizau;~schuß kommt es besonder,s 
darauf an, daß es bei dieser Rechtsprechung 
weiterhin bleibt, wird sie doch ,in vielen Fällen 
den mitwirkenden EhegattJen besser als der § 98 
stellen. 

Die neue'n §§ 98 bis 100 können, da sie ja nur 
d~e Mitwirkung im Erwerb betreffen, auch nicht 
die Rechnspremung berühren, die bisher bei einem 
Mit- oder Zusammenwirken der Ehegatten zur 
Erl1eichung eines beschränkten wirtsruaftlichen 
Zweckes außerhalb des Erwerbes der Ehegatten 
das Entstehen einer Erwerbsgesellschaft bürger­
lic.~en Rechtes angenommen hat, so etwa, wenn 
die Ehegatten Mühe, Kapital und Saruwerte ver­
einigten, um gemJeinschaft1ich ein Haus zu erl1m­
g·en, zu bauen oder auszubauen oder um eine 
Eigentumswohnung zu erlangen (s. die. Entschei­
dungen MGA ABGB 30 § '1175/7); ,diese Rerut­
sprechung wind künftighin freilich vor allem für 
die in aufreruter Ehe lebenden Ehegatten be­
deutungsvoll sein; die IIJeu geschaffenen Ansprüche 
auf Aufteilung ehelichen Gebrauchsvtermögens 
und ehelicher ErsparrullslSe (s. §§ 81 ff. EheG i. d. F. 
des Art. II Z. 12) gewährleisten eine billige Be­
rücksirutigung auch der Beiträge der Ehegatten 
bei der Schaftung des Vermögens (§ 83 EheG). 

Im allgemeinen schlileßt eirue vertragliche Rege­
lung der Mitwirkung die Anwendung des § 98 
aus (zweiter Satz). B1esteht also zwischen den Ehe-, 
gatten etwa eine Gesdl~chaft bürgerlichen Rechtes, 
so kann der mitwirkende Ehegatte nicht, weil dies 
für ihn vielleirut günstiger wäre, die Abgeltung 
seiner MitWlirkung nach § 98 verlangen. Für die 
Ansprüche des mi,twirkenden Ehegatten in einem 
solchen Fall ·sind allein die Riegeln der Gesellschaft 
bürgerliruen Rechtes maßgebend. Bine Ausnahme 

von diesem Grundsatz enthält der zweite Halb­
satz des zweiten Satzes: wirkt ein Ehegatte im 
Erwerb des anderen auf GruI1id eines Dienstver­
hältnisses mit, so bestimmen sich seine Ansprüche 
zwar grundsätzlich nach dem Dienstvertrag, doch 
muß ihm minde~tens das zukommen, worauf er 
nach § 98 Anspruch hättJe. 

Zu den Z. 2 bis 10: 
Bei den Änderungen des Ehegattenerbreruts ist 

der JU'stizausschuß im WIesentlichen den Vor­
schlägen der Regierungsvorlage eines Bundesge­
,setzes über die Neuordnung des gesetzliruen Erb­
l'echts des Ehegatten und des gesetzliruen ehe­
lichen Güterstandes, 136 BIgNR 14. GP, gefolgt. 
Durm die Neuregelung wlird die erbrechtEche 
Stellung des überlebenden Ehegatten wesentlim 
verbessert: Sein gesetzlicher Erbteil wird - nehen 
Kil1dern - von eirrem Viertel auf ein Drittel und 
- neben Vorfahren oder Seitlenverwandten -
von der Hälfte auf zwei Dr~ttel des Nachlasses er­
höht, dem Ehegatten wird ein Pflichtteilsredlt 
eingeräumt, und sein Anspruch auf den "Voraus" 
wird verbessert. 

Im folgenden wird nur noru auf die gegen­
über der Regierungsvorlage abweichenden Vor­
schläge des Justizausschusses eingegang.en. 

Die Binfügungdes Klammerausdruck,s ,,(Haus­
rat)'.' im § 758 stellt klar, daß der "Voraus" im 
Sinn der gesetzlichen Umschreibung des B,e­
griffes "Hausrat" im § 674 ABGB ·zu verstehen 
ist. 

Es ist erwogen worden, den Begriff "gesetzliches 
Vorausvermächtnis" durch "gesetzlirues Vermächt­
nis" zu ersetzen. Da dem Ehegatten der " Voraus " 
nun nirut bloß - vorweg - außer dem Erbteil, 
sondern unabhängig davon zusteht, ob er Erbe 
ist, ist der Ausdruck "Vorausvermächtnis" nicht 
mehr ganz zutreff·end; da es siru dabei aber um 
eine~ fe·sten Begriff der österreichischen Rechts­
Isprache handelt und der Ausdruck auch an ande­
ren Ges,etz·esstellen verwendet wird (s. §§ 671, 
759 und 1279 ABGB), soll er doch beibehalten 
waden. 

In den in der Regierungsvorlage vorgesd1lage­
nen § 769 ist ein weiterer, den Ehegatten betref. 
f,ender Enterbungsgl1und eingefügt worden. 
Können die Eltern (auch) enterbt werden, weil 
sie die Pflege und Erziehung des Erblassers gröb­
lich vernarulässigt haben, so scheint es recht 
und billig, als Enter1bungsgrund für den 
Ehegatten auch die gröbliche Vernaruläs­
sigung der ihm nach § 90 ABGB ob­
liegenden Be[standspflicht zu bestimmen. Der 
letzte Halbsatz der Bestimmung ist in seinem 
Wortlaut überdi,es dem § 143 Abs. 1 ABGB 
i. d; F. des Bundesgesetzes vom 30. Juni 1977, 
BGBl. Nr. 403, über die Neuordnung des Kind­
ISchaftsrechts angeglichlen worden. Nach die~er Be" 
stimmung schuldet ein Kind seinen Eltern und 
Großeltern nur Unterha1t,sof,ern diese ihre 
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Unterhaltspflicht gegenüber dem Klind nicht gröb­
lich vernachlä·ssigt haben. Das in der Regierungs­
vorlage vorgeschlagene Wort "ganz" ist daher 
durch "gröbl.ich" ersetzt worden. überdaes soll 
nicht bloß auf die V:ernachlässigung de" Erziehung 
abgestellt werden; gleich schwer wiegt die Ver­
nachlässigung der Pflege des K,indes. 

Im § 785" Abs. list der letzte Halbsatz des 
er,sten SatZJes ".die der Erblasser unter Lebenden 
gemacht hat" als entbehrl:ich weggelaJssen worden; 
denn aUCL1. eine Schenkung auf den Todesfall ist 
eine Schenkung unter Lebenden; das Besondere 
an ihr ist bloß, daß sie emt mit dem Tod des 
Schenkenden erfüllt werden soll. 

In der überschrift vor ,dem § 796 ist das Wort 
"angemessenen" vor Unterhalt weggelassen wor­
den. Der Hinweis auf das Ausmaß des Unterhalts 
schon in der überschrift der Bestimmung ist ent­
behrlich und sogar mißVJerständlich; der Umfang 
des Anspruchs ergibt sich aus der Bezugnahme 
auf ·den § 94 ABGB im Wortlaut der Bestimmung. 
Die Bestimmung v,erWleist übrigens 'nicht bloß -
wie nach der RegienllJn~vorlage - auf den Abs. l 
des § 94, sondern auf den § 94 als Ganzes. Für 
den Untterhalt des überlebenden .Ehegatten sollen 
ja nicht bloß die Bemes·sungsgrundsätze des 
Abs. 1, sondern auch di:e Amspruchsvorausset­
zungen des Abs. 2 des § 94 gelben; Der § 94 ist 
fl1eiIich insofern nicht aniuwenden, als der zweite 
Satz des § 796 Abweichendes bestimmt. . 

Der in der Regierung;svorlage vorgeschlagene 
§ 796 a ist nicht übernommen worden. Nach 
dieser Bestimmung soHten UnterhaltJszahl,ungen, 
soweit sie nicht aus den Erträgruissen des hinter­
lassenen Vermögens gedeckt werden können, die 
Ansprüche' der anderen Noterben auf den Pflicht­
teil nicht schmälern. Eine solche ausdrückliche 
Abs~cherung ,des Pflichrteilsanspruchs gegenüber 
dem gesetzLichen UnterhaltJsanspruch nach § 796 
scheint nicht erfoflderLich. 

Zu den Z. 11 bis 13: 
Wie schon eingangs dargelegt worden ,ist, hat 

der Justizausschuß. die in der R V 136 BlgNR 
14. GP vorgeschlagene Ausgleichsregelung nicht 
übernommen. Verwirklicht wird allerdings das 
Vorhaben der Regierungsvorlage, an dem schon 
das geltende Ehegüterrecht beherrschenden 
Grundsatz, daß jeder Ehegatte das in die Ehe 
eingebrachte und das w~hrend der Ehe erworbene 
Vermögen als sein Eigentum behält (Grundsatz 
der Gütertrennung), festzuhalten und ihn durch 
den Entfall der die Frau diskriminierenden Ver­
mutungen während aufrechter Ehe rein zu ver­
wirklichen. Der Justizausschuß hält es - anders 
als die Regierungsvorlage - jedoch für nicht 
notwendig, diesen. Grundsatz im ABGB neu zu 
fassen; der geltende Wortlaut des § 1237 erster 
Satz kann daher unverändert bleiben. 

Die Regierungsvorlage hat die §§ 1237 bis 
1241 neu gefaßt und damit auch die die Frau 

benachteiligenden Bestimmungen des ehelichen 
Güterrechts beseitigt. Diese Bestimmungen müs­
sen nun, da die vermögensrechtliche Auseinander­
setzung zwischen den Ehegatten im Fall der 
Scheidung, Aufhebung oder Nichtigerklärung der. 
Ehe nicht mehr in den §§ 1237 ff., sondern im 
Ehegesetz geregelt wird, aufgehoben werden. Es 
sind dies der zweite Satz des § 1237, der die Ver­
mutung aufstellt, daß. das während der Ehe er­
worbene Vermögen vom Mann stammt, der 
§ 1238, nach dem vermutet wird, daß die Frau 
dem Mann die Verwaltung ihres Vermögens an­
vertraut hat, und der § 1239, nach dem der das 
Frauenvermögen verwaltende Ehemann nur für" 
das Stam:mgut oder Kapital zu haften hat und 
über die während der Verwaltung gezogenen 
Nutzungen nicht rechnungspflichtig ist. Aufzu­
heben sind auch die §§ 1240 und 1241, die gleich­
falls Fragen der Vermögensverwaltung im Ver­
hältnis zw:ischen de~ Ehegatt,en :....- zum Teil in 
einer dem Gleichberechtigungsgrundsatz wider­
sprechenden Weise - regeln. Der Justizausschuß' 
hält - in Übereinstimmung mit der Regierungs­
vorlage - allenfalls neue Sonderregeln, besonders 
auch für die Rechnungslegung im Verhältnis zwi­
schen den Ehegatten, für"entbehrlich. 

Zu den Z. 14 und 15: 

Der § 1486 a regelt die Verjährung des An~ 
spruchs ,eines Ehegatten auf Abgeltung seiner, 
Mitwirkung im Erwerb des anderen. Die Bestim­
mung bezieht sich nur auf den Anspruch nach 
§ 98, nicht auch auf die Ansprüche aus einem 
Mit- oder Zusammenwirken der Ehegatten, deren 
im § 100 gedacht ist. 

Der Beginn des Laufes der Verjährungsfrist ist 
klar geregelt; dies empfiehlt sich, um einer Un" 
sicherheit darüber vorzubeugen, die im Hin­
blick auf die vielfältigen Möglichkeiten der Mit­
wirkung und die Eigenart des Abgeltungsan­
spruchs als einer im Familienrecht begründeten 
Forderung, (vgl. die Ausführungen zum § 98) 
entstehenkönnt,e. 

Der Nstizausschuß hat erwogen, eine längere 
als die dreijährige Verjährungsfrist festzusetz·en. 
Für eine längere Frist spräche, daß der mitwir­
kende Ehegatte an eine Abgeltung seiner viel­
leicht vieljäh1'1igen Tätigkeit oft erst denkt, wenn 
die Ehe in eine Krise gerät, .die Ehegatten also 
etwa vor der Scheidung stehen. Auf der anderen 
Seite läßt sich für eine kürzere Verjährungsfrist 
ins Treffen führen, daß sich die Mitwirkung eines 
Ehegatten im Erwerb des anderen in der Regel 
eher formlos abwickelt und genaue Aufz~ichnun­
gen über den. Umfang der Tätigkeit des mit­
wirkenden Ehegatten kaum geführt werden; die 
Grundlagen der Bemessung des' Abgeltungsari­
spruchs für einen längeren Zeitraum ließen sich 
kaum oder nur in einem sehr aufwendigen Ver­
fahren ermitteln. Dazu. kommt, daß bei der Be­
messung der Abgeltung auch auf die wirtschaft-
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lichen Möglichkeiten des anderen' Ehegatten Be­
dacht zu nehmen ist (s. Erläuterungen zum 
§ 98); da. schon mit der Abgeltung der Mitwir~ 
kung während dreier Jahre vielfach die Grenze 
der Leistungsfähigkeit des anderen Ehegatten: er­
reicht sein wird, würde eine längere Verjährungs­
frist dem mitwirkenden Ehegatten im Einzelfall 
kaum von Nutzen sein. 

Im librigen eröffnet der Gesetzesentwurf einen 
anderen We'g, auch bereits verjährte Ansprüche 
auf Abgeltung der Mitwirkung ,eines Ehegatten 
im Erwerb des anderen zu berücksichtigen. Bei 
der Auf teilung des ehelichen Gebrauchsvermögens 
und der ehelichen Ersparnisse im Fall der Schei­
dung, Aufhebung oder Nichtigerklärung der Ehe 
(s. §§ 81 ff. EheG i. d. F. Art. II Z. 12) kommt 
es besonders auf Gewich~ und Umfang des Bei­
trags jedes Ehegatten zum Erwerb des ehelicl:i.en 
Gebrauchsvermögens und der ehelichen Erspar­
nisse an; als Beitrag in diesem Sinn ist auch die 
Mitwirkung im Erwerb, soweit sie nicht anders 
abgegolten worden ist, zu werten (§ 83 Abs., 1 
zweiter Satz EheG i. d. F. Art. II Z. 12). Sind 
also etwa im Fall der Scheidung Ersparnisse vor­
handen, zu' deren Ansammlung ein Ehegatte 
durch seine langjährige Mitwirkung im Erwerb 
beigetragen hat, so ist dies bei der AufteiIung 
der ehelichen Ersparnisse entsprechend zu be­
rücksichtigen. Auf diese Weise kann einem Ehe­
gatten auch eine Mitwirkung 'vergütet werden, 
für die er eine Abgeltung nach § 98 wegen Ver­
jährung nicht mehr verlangen kann; diese Mög­
lichkeit gefährdet aber den Recl1tsfriedenirt der 
Ehe nicht, weil diese ja bereits gescheitert ist. 

Bei der Regelung der Verjährung des Abgel­
tungsanspruchs nach § 98 ist auch auf den § 1495 
Bedacht zu nehmen. Nach dieser Bestimmung 
kann zwischen Ehegatten, solange die' Ehe dauert, 
die Verjährung weder angefangen noch fort­
gesetzt werden. Diese Regel muß für die Ver­
jährung nach dem neuen § 1486 a ausgeschlossen 
werden, soll nicht dasa'ngestrebte Ziel vereitelt 
werden; eine Verjährung des Abgeltungsan­
spruchs käme ja sonst überhaupt erst nach Auf­
lösung der Ehe in Betracht. Ausdrücklich wird 
daher bestimmt, daß der erste Satz des § 1495 
nicht für den Anspruch eines Ehegatten auf Ab­
geltung seiner Mitwirkung im Erwerb des ande­
ren gilt (§ 1495 zweiter Satz erster Halbsatz). 
überdies soll der '§ 1495 durch eine besondere 
Vorschrift über die Hemmung der Verjährung 
ergänzt werden (§ 1495 zweiter Satz zweiter 
Halbsatz). Es kann sein, daß ein Ehegatte im 
ungewissen darüber ist, ob nicht auf Grund der 
Umstän:de, unter denen er im Erwerb desande­
ren Ehegatten mitgewirkt hat, zwischen ihnen 
eine Gesellschaft bürgerlichen Rechtes entstanden 
ist, wie das etwa unter bestimmten Voraussetzun­
gen von der Rechtspremung anerkannt wird. 
Der Ehegatte mömte diesen Ansprum, da er vom 

anderen Teil nimt anerkannt wird, im Klageweg 
geltend machen; damit er aber, falls er in diesem 
Verfahren unterliegt, nachher. nom seinen An­
sprum nach § 98 geltend machen kann, soll die 
Verjährung nach § 1486 a für die Dauer dieses 
Verfahrens gehemmt werden. 

Zum Art. II: 

Änderungen des Ehegesetzes 

Zur Z.l: 

Der § 46 bestimmt allgemein, daß eine Ehe 
durm ger.ichtliches Urteil gesChieden wird und 
mit Rechtskraft des Urteils aufgelöst wird. Da 
über, die neu vorgeschlagene Smeidung im Ein­
vernehmen nach § 55 a im Verfahren außer 
Streitsachen mit Besmluß zu entscheiden ist, muß 
die Bestimmung entspremend angepaßt werden. 
Der Begriff "Urteil" wird deshalb durch den -
aum einen Beschluß umfassenden - Begriff 
"Entscheidung" ,ersetzt. 

Zur Z. 2 und 3: 

Die Regierungsvorlage eines Bundesgesetzes 
über eine Änderung des Ehegesetzes; 289 BlgNR 
14. GP, hat vorgesmlagen, im' neugefaßten § 55 
EheG sowohl die einverständliche SCheidung als 
auch die ~ nimt einverständliche - Smeidung 
wegen Auflösung der häuslimen Gemeinschaft 
zu regeln. Rechtssystema,tism sollte die 'einver­
ständliche Scheidung, die die einjährige Aufhe­
bung der häuslimen' Gemeinsmaftund dieun­
heilbare Zerrüttung der Ehe voraussetzte, .erste 
Stufe des einheitiimen Zerrüttungstatbestandes 
des § 55 sein. Die' vom Justizausschuß neu ge­
staltete"Smeidungim Einvernehmen" läßt sich 
aber nimt in den § 55 einbauen; sie stellt auch 
nimt auf die Aufhebung der "häuslichen Gemein­
schaft", sondern die der "ehelimen Lebensge­
meinschaft" (vgl. §90 ABGB) ab. Davon abge­
sehen, untersmeidet sich die Smeidung 'im Ein­
vernehmen sogrundIegend vom Scheidungstat­
bestand des § 55 EheG -dies drückt s~m etwa 
auch !in der verschiedenen Verfahrensart aus -, 
daß eine Regelung in ein und demselben Para­
graphen nimt zweckmäßig ist. Die Scheidung im 
Einvernehmen wird daher - am Ende der Para­
graphenfolge über die Ehesmeidungsgründe 
in einem neu eingefügten § 55 a geregelt. 

Zum § 55: 

Der Justizaussmuß hat die Abs. 1 und 2 des 
§. 55 ,gegenüber der Regnerungsvorlage neu ge­
faßt. Ziel der Neuregelung ist vor allem sicherzu­
stellen, daß aus dem Scheitern einer Ehe, beson­
ders wenn sich ein Ehegatte der Scheidung wider­
setzt, nimt voreilig die Konsequenz gezogen 
wird, die eheliche Lebensgemelnsmaft sei meht 
wiederherstellbar und die Ehe daher jedenfalls zu 

3 
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scheiden. Auch nimmt die Neufassungbesonders 
auf den an der Zerrüttung schuldlosen Teil Be­
dacht und mißt seinen Einwendungen gegen· die 
Scheidung besondere Bedeutung zu. Die Pflicht 
zur umfassenden Abwägung der Lebensumstände 
beider Ehegatten und der Kinder trägt den 
Interessen aller durch die Ehescheidung Betrof­
fenen Rechnung. 

Wie nach geltendem Recht ist Voraussetzung 
der Scheidung nach § 55 EheG eine mindestens 
dreijährige Aufhebung der häuslichen Gemein­
schaft. Liegt diese Voraussetzung vor, so kann 
jeder Ehegatte mit dem Hinweis, die Ehe sei 
ciefgreifend unheilbar zerrüttet, die Scheidung 
begehren (Abs. 1 erster Satz). Der .zweite Satz 
macht es dem Gericht besonders zur Pflicht zu 
prüfen, ob im Einzelfall noch mit der Wieder­
herstellung einer dem Wesen der Ehe entspre­
chenden Lebensgemeinschaft zu rechnen ist. Ist 
dies der Fall, etwa weil ein Ehegatte noch an der 
Ehe festhält und der Wille des anderen Ehegat­
ten, eine Scheidung zu erwirken, nicht hinrei­
chend ernstlich ist, so hat das Gericht die Schei­
dungsklage abzuweisen. 

Gelangt das Gericht zur Auffassung, die 
Wiederherstellung einer dem Wesen der Ehe ent­
sprechenden Lebensgemeinschaft sei nicht zu er­
warten, so kann sich der beklagte Ehegatte noch 
immer gegen die Scheidung zur Wehr setzen, 
wenn den klagenden Ehegatten das alleinige oder 
überwiegende Verschulden an der Zerrüttung der 
Ehe trifft. Das Gericht hat auf Verlangen des 
beklagten Ehegatten die Lebensumstände der 
Ehegatten einander gegenüberzustellen und eine 
Abwägung vorzunehmen: träfe die Scheidung 
den beklagten Ehegatten härter als die Verweige­
run~ der ScheidU?g den klagenden Ehegatten, 
so 1st dem Scheidungsbegehren nicht stattzu­
geben. Das Gericht hat dabei die gesamten 
Lebensumstände der Ehegatten, gleich ob sie 
materieller oder immaterieller Art sind, zu be­
rücksichtigen. Die Bestimmung führt einige dieser 
Umstände beispielsweise an. Neben dem .Wohl 
der K:inder sind besonders die Dauer der ehe­
lichen Lebensgemeinschaft, das Alter und die 
Gesundheit der Ehegatten sowie die Dauer der 
Aufhebung der häuslichen Gemeinschaft zu be­
rücksichtigen. Dieser Anführung liegt die Erwä­
gu~g zugrunde, daß sich ein Ehegatte im allge­
memen um so eher auf die mit einer Scheidung 
verbundene Veränderung seiner Lebenslage ein­
stellen kann, je jünger er ist und je kürzer die 
eheliche Lebensgemeinschaft gedauert hat. Auch 
der augenblickliche Gesundheitszustand eines 
Eh~gatten ka~m für die Frage, ob die Scheidung 
bezIehungsweIse deren Verweigerung für einen 
E~egatten eine Härte bedeutet, von Bedeutung 
s~m. Auf .der anderen Seite ist im allgemeinen 
dIe VerweIgerung der Scheidung. für den klagen­
den Ehegatten um so härter, je länger die Ehe­
gatten bereits getrennt leben. Die Lösung ist so 

beweglich, daß es dem Gericht möglich ist, der 
besonderen Lage des Einzelfalls jeweils Rechnung 
zu tragen. Auch kann es sich im Einzelfall er­
geben, daß die vom Gericht :vorzunehmende Ab­
wägung in demselben Fall zunächst zugunsten 
des beklagten, zu einem späteren Zeitpunkt zu­
gunsten des klagenden Ehegatten ausfällt. 

Zum § 55a: 

Der Justizausschuß hat den Vorschlag der 
RV 289 BlgNR 14. GP zur Regelung der ein­
v,erständlichen Scheidung weitgehend umgestaltet. 
Ziel der Neuregelung ,ist es zum einen, die Schei­
dung, wenn zwischen den Ehegatten hierüber 
ein Einvernehmen besteht, so klar und un­
kompliziert zu gestalten, daß sie nicht in un­
sachlicher Weise erschwert wird und die Ehe­
gatten sich ·des neuen Scheidungstatbestandes mit 
all seinen rechdichen Vorsorgen auch bedienen 
und nicht etwa wieder auf die - dem Ansehen 
~er Gerichte und der Rechtsordnung abträg­
h~e - "de facto-Konventionalscheidung" aus­
weIchen. Zum anderen will der Justizausschuß 
a~ch den Forderungen Rechnung tragen, durch 
dIe Neuregelung nicht das Ansehen der Ehe als 
Wertvorstellung in der Gesellschaft herabzusetzen 
und vor übereilten Scheidungen oder nicht oder 
schlecht bedachten Scheidungsfolgen zu schützen. 

Festgehalten wird an dem Gedanken, daß die 
Scheidung einer Ehe im Einvernehmen auf dem 
Zerruttungsgrundsatz aufbaut. Der Zerrüttungs­
gedanke drückt sich in den Voraussetzungen der 
mindestens halbjährigen Aufhebung der ehelichen 
Lebensgemeinschaft und des Zugeständnisses 
der unheilbaren Zerrüttung der Ehe durch die 
Bhegatten aus (Abs. 1). Der dem § 90 ABGB ent­
nommene Begriff der Aufhebung der ehelichen 
Lebensgemeinschaft ist von dem der Aufhebung 
der häuslichen Gemeinschaft, auf den der § 55 
abstellt, verschieden. Vor allem ist die Aufhebung 
der ehelichen Lebensgemeinschaft nicht gleichzu­
setzen mit der räumlichen Trennung der Ehe- . 
gatten. Einerseits können Ehegatten, obgleich sie 
getrennt wohnen, in aufrechter ehelicher Lebens­
gemeinschaft leben, anderseits kann die eheliche 
Lebensgemeinschaft von Ehegatten, die in der­
selben Wohnung leben (vielleicht aus materiellen 
Gründen leben müssen), sehr wohl aufgehoben 
sein; in dieser Beziehung kommt es darauf an, 
ob die Ehegatten noch ihrer Pflicht zur ehelichen 
Lebensgemeinschaft, wie sie im § 90 ABGB ver~ . 
ankert ist, nachkommen. Der Vorbeugung über­
eilter und unüberlegter Scheidungen dient auch 
'die Wm § 223 A1ußStrG i. d. F. des Entwurfes 
vorgesehene Unterbrechung (Aussetzung) des 
Verfahrens auf längstens ein halbes Jahr. 

Eine wesentliche Neuerung gegenüber der 
Regierllngsvqrlage ist, daß weitere Voraussetzung 
der Scheidung auch die Einigung der Ehegatten 
über die wesentlichen Scheidungsfolgen ist 
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(Abs. 2). Dem liegt die Erwägung zugrunde, 
daß zu einer Scheidung "im Einvernehmen" nicht 
nur eine übereinstimmung der Ehegatten über 
die Scheidung selbst, sondern auch eine einver­
nehmliche Regelung der Scheidungs folgen gehört. 
Die Regelung vermeidet, daß nach der Scheidung 
zwischen den Ehegatten langwierige und auf­
wendige V erfahren über die Scheidungsfolgen ge­
führt werden; dies fördert den ·Rechtsfrieden 
und erleichtert es den Ehegatten, sich rasch auf 
die mit der Scheidung verbundene neue Lebens­
lage einzustellen. 

Die Vereinbarung über die Scheidungsfolgen 
muß entweder dem Gericht schriftlich vorgelegt 
oder vor Gericht geschlossen werden. Sie hat sich 
zu erstrecken auf die 

1. Zuteilung der aus den familienrechtlichen 
Beziehungen zwischen Eltern und minderjährigen 
Kindern erfließendenf\ein persönlichen Rechte 
und Pflichten (das sind gemäß § 144 ABGB 
Pflege und Erziehung, Vermögensverwaltung und 
Vertretung; vgl. § 177 ABGB); 

2. Ausübung des Rechtes auf persönlichen Ver­
kehr hinsichtlich gemeinsamer Kinder (s. § 148 
ABGB); 

3. Unterhaltspflicht hinsichtlich gemeinsamer 
Kinder (s. § 140 ABGB); 

4. gesetzlichen vermögensrechtlichen An­
sprüche im Verhältnis zueinander (s. § 98 ABGB 
und §§ 81 ff. EheG i. d. F. des Entwurfes); 

5. unterhaltsrechtlichen Beziehungen der Ehe­
gatten (vgl. § 69 a EheG i. d. F. des Entwurfes). 

Bezüglich der Auf teilung ehelichen Gebrauchs­
vermögens und ehelicher Ersparnisse (s. oben P. 4) 
müssen die Ehegatten nicht das gesamte Ver­
mögen anführen, sondern bloß die Vermögens­
gegenstände, die anläßlich der Scheidung von 
einem auf den anderen Ehegatten übertragen 
werden sollen. Kommt es zwischen den Ehegatten 
zu keiner solchen Auf teilung. - das kann auch 
sein, weil die Ehegatten schon früher eine Auf­
teilung im Sinn der §§ 81 ff. EheG i. d. F. des 
Entwurfes durchgeführt haben -, so kann sich 
die Vereinbarunganläßlich der Scheidung auch 
auf die gemeinsame - schriftliche - Erklärung 
der Ehegatten beschränken, daß sie in dieser Be­
ziehung keine Ansprüche (mehr) aneinander 
haben. Auch hinsichtlich des Unterhalts kann 
sich di~ Vereinbarung der Ehegatten auf einen 
wechselseitigen Verzicht auf Ansprüche beschrän­
ken. Ausdrücklich ist bestimmt, daß die Ehe­
gatten sich die Regelung des Rechtes auf persön­
lichen 'Verkehr mit gemeinsamen Kindern vor­
behalten können. Dem liegt die Erfahrung zu­
grunde, daß nicht näher geregelte, ungezwungene 
Kontakte zwischen einem Elternteil und dem 
Kind für alle Beteiligten, besonders auch für das 
Eltern-Kindes-Verhältnis, vielfach vorteilhafter 
sind als ein persönlicher Verkehr mit dem. Kind 

auf Grund einer ins einzelne gehenden, immer 
wieder' Anlaß, zu Auseinandersetzungen gebenden 
starren Regelung. 

Der' erste Satz des Abs. 3 stellt klar, daß es 
einer Vereinbarung im Sinn des Abs. 2 insoweit 
nicht bedarf, als bereits eine rechtskräftige ge­
richtliche Entscheidung vorliegt. So kann etwa, 
wenn die Ehegatten schon seit längerer Zeit 
dauernd getrennt leben, bereits vor der Schei­
dung eine gerichtliche Entscheidung über die Zu­
teilung der elterlichen Rechte und Pflichten, übet 
das Besuchsrecht hinsichtlich eines gemeinsamen 
Kindes oder über dessen Unterhaltsanspruch er­
gangen sein. Nach dem zweiten Satz ist die allen­
fallsnach besonderen VorsChriften, etwa für die 
Regelung der Scheidungsfolgen hinsichtlich der 
Kinder, erforderliche gerichtliche Genehmigung 
der Vereinbarung nach Abs. 2 nicht Vorausset­
zung des Scheidungsausspruchs. Eine solche Vor­
aussetiung hätte eine beträchtliche Er~chwerung 
und Verzögerung des Scheidungsverfahrens zur 
Folge. Erfahrungs~emäß genehmigt auch das 
Pflegschaftsgericht zumeist eine Vereinbarung 
zwischen den Ehegatten über die Scheidungs­
folgen hinsichtlich der Kinder, weil eine vom 
übereinstimmenden Willen be~der Teile getragene 
Regelung im allgemeinen auch dem Wohl des 
Kindes entspricht. Die mit der Einholung der 
Genehmigung verbundene Verfahrensverzögerung 
stände daher in keinem Verhältnis zu dem 
Nutzen einer solchen Regelung. Für die Schei­
dung soll deshalb die Vereinbarung genügen. An 
dem Erfordernis der - nachträglichen - gericht­
lichen Genehmigung solcher Vereinbarungen 
wird selbstverständlich nichts geändert. 

über die Scheidung im Einvernehmen ent­
scheidet auf Grund eines Antrags bei der Ehe­
gatten (Abs. 1) das Gericht im Verfahren außer 
Streitsachen (s. die §§ 104 bund 114 b JN und 
die §§ 220 ff. AußStrG i. d. F. des Entwurfes). 

ZudenZ. 5,9 und 10: 

Der neugestaltete § 55 EheG wird durch die 
in den §§ 61 Abs. 3 und § 69 Abs. 2 enthaltene 
Unterhaltsregelung ergänzt. Sie zählt zu den 
Kernstücken des neuen Rechtes. 

Der Justizausschuß hält an der Einf\ichtung des 
Schuldausspruchs auch im Fall der Scheidung nach 
dem § 55 EheG, freilich mit einer sehr wesent­
lichen Änderung gegenüber dem geltenden Recht, 
fest. Heute, nach dem geltenden Abs: 2 des § 61, 
bezieht sich der Schuldausspruch darauf, daß der 
Beklagte auf Scheidung der Ehe wegen Verschul­
dens des Klägers, also aus einem der Scheidungs­
gründe der §§ 47 bis 49 EheG, klagen hätte kön­
nen. Das ist aber nicht saChgerecht bezüglich 
eines unmittelbar auf die Zerrüttung der Ehe 
gestützten Scheidungstatbestandes; daher stellt 
der neue Abs. 3 auf das Verschulden an der Zer­
rüttung ab. Hat im Fall einer Scheidung nach 
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§ 55 also der Kläger die Zerrüttung der Ehe allein 
oder überwiegend verschuldet, so . ist dies auf 
Antrag im Urteil auszusprechen. Der Schuld aus­
spruch ist nicht nur für die unterhaltsrechtliche 
Folge der Scheidung, sondern gemäß § 45 a Abs.2 
ZPO i. d. F. des Entwurfes auch fUr die Ent­
scheidung über die Kos~en· ,des Scheidungsver­
fahrens von Bedeutung. . . 

sicherung besteht, indem aber in der Regel vom 
Alleinverdiener für sich und seine Familienange­
hörigen eine Krankenversicherung auf privater 
Basis eingegangen wird. 

Der dritte Satz des § 69 Abs. 2 legt das Ver­
hältnis des Unterhaltsanspruchs eines nach § 55 
EheG geschiedenen zu dem eines neuen Ehegatten 
des Verpflichteten fest. Im allgemeinen wird die 
gesdi,iedene Frau des unterhaltspflichoigen Klägers, 
besonders weil sie häufig schon im vorgerückten 
Alter steht, schutz bedürftiger sein. Bei der Be­
messung des Unterhaltsanspruchs soll daher der 
Unterhaltsanspruch eines neuen Ehegatten des 
Verpflichteten im allgemeinen nicht berücksichtigt 
werden. Jedoch hat der Richter die MögIichkeit, 
den besonderen Umständen des Falles Rechnung 
zu tragen und auf die Unterhaltspflicht gegen­
über dem neuen Ehegatten dann Bedacht zu 
nehmen, wenn dies auf Grund der Abwägung 
der Lebensumstärrde beider Teile sowie des 
Wohles ihrer Kinder aus -Gründen der Billigkeit 
geboten ist. 

Der in den § 69 neu eingefügte Abs. 2 knüpft 
an- den Schuldausspruch nach § 61 Abs. 3 an. Ist 
in dem auf Scheidung lautenden Urteil ausge­
sprochen, daß das Verschulden an der Zerrüt­
tung der Ehe allein oder überwiegend den kla­
genden Ehegatten trifft, so gilt für den Unter­
haltsanspruch des beklagten Ehegatten nach der 
Scheidung weiterhin der § 94 ABGB' (erster Satz). 
Mit dieser Formel folgt der JustizaUSSchuß im 
wesentlichen den Vorschlägen der Regierungs­
vorlage. Die Verweisung auf den § 94 ABGB 
führt, zu einer beweglich.en Lösung. Ein im Fall 
der Scheidung bestehender Unterhaltsanspruch 
des beklagten Ehegatten kann. später zufolge 
Änderung der nach §. 94 ABGB maßgeblichen 
Umstände wegfallen, umgekehrt kann dem be- Zu deli Z. 4 und 8: 
klagten Ehegatten auch erst nach der Scheidung Die Neufassung der auf die Scheidung nach 
zufolge Eintritts der Voraussetzungen des § 94 § 55 abgestellten §§ 61 Abs. 3 und § 69 Abs. 2 
ein Unterhaltsanspruch erwachsen. Die Scheidung macht die Anführung' des § 55 im Abs. 2 des 
an sich hat somit auf den Unterhaltsanspruch § 61 und im Abs. 1 des § 69 entbehrlich. Im 
des beklagten Ehegatten keine Auswirkung; ein allgemeinen wird .sich das Verschulden an der 
während der Ehe vom Gericht besoimmter Unter- Zerrüttung der Ehe im Sinn des neuen Rechtes 
halts anspruch des Beklagten wird durch die mit dem Verschulden, auf das der § 61 Abs. 1 
Scheidung nicht berührt. Auch ein Vergleich, den abstellt, decken. Statt des Unterhaltsanspruchs 
die Ehegat~enwährend der Ehe auf der Grund- nach den §§ 66 und 67 EheG steht dem Beklag~ 
lage des § 94 über den Unterhalt geschlossen ten in diesen' Fällen dann der Anspruch nach 
haben, bleibt, sofern sich nicht sonst die. maß- § 94 ABGB zu. Trifft den nach § 55 klagenden 
geblichen Umstände geändert haben, nach der Ehegatten kein Verschulden an der Zerrüttung, 
Scheidung wirksam. so soll er auch nicht nach den §§ 66 und 67 

Der zweite Satz des' § 69 Abs. 2 stellt sicher, unterhaltspflichtig sein. Es könnte sich sonst er­
daß sich der Grundsatz "Unterhalt wie in auf- geben;· daß der beklagte Ehegatte, obgleich er 
rechter Ehe" auch auf den Kranken~ersicherungs- überwiegend die Zerrüttung der Ehe verschuldet 
schutz des Beklagten erstreckt. Genießt der Be- hat, an den Kläger: eirren Unterhaltsanspruch 
klagte während aufrechter Ehe als Angehöriger hat, nur weil dieser, 'vielleicht Sogar erst nach 
des pflichtversicherten Klägers Krankenversiche-. der Zerrüttung der Ehe, einmal eine Ehever­
rungsschutz,so soll er auch nach der Scheidung, fehlung, etwa nach § 47 EheG, gesetzt hat; das 
ohne daß ihm dadurch ein zusätzlicher Aufwand wäre rechtspolitisch nicht wünschenswert. Für die 
erwächst, in dieser Beziehung geschützt sein. Als untenhaltsrechtlichen Folgen einer Scheidung nach 
Lösung sehen die Sozialversicherungsgesetze die § 55 EheG soll das' Verschulden an der Zerrüt­
freiwillige Versicherung ,in der Krankenversiche- tung maßgebend sein. Kann dem Kläger ein 
rung vor (s. Art. XIV ff. des Entwurfes). Die hier- solches Verschulden nächt nachgewiesen werden,' 
für erforderlichen Beiträge sind freilich - im so bleibt dem Beklagten ohnedies auch n;lch dem 
Sinn der Formel von der unveränderten unter- neuen Recht der Anspruch nach § 69 Abs. 2 
haltsrechtlichen Stellung des schuldlos nach § 55 -in der geltenden Fassung (§ 69 Abs.3 i. d. F. des 
geschiedenen Ehegatten - dem Beklagten im Entwurfes) gewahrt. Nach dieser Beestimmung 
Rahmen seiner Unterhaltspflicht aufzuerlegen .. hat der Ehegatte, der die Scheidung 
Um darüber keinen Zweifel ;lufkommenzu las- vel,"langt hat, dem anderen Unterhalt zu 
sen, wird dies ausdrücklich angeordnet. Die Be- gewähren, wenn und soweit dies mit Rück­
stimmung ändert nichts an allenfalls weitergehen- sicht auf die Bedürfnisse und die Vermögens­
den Ansprüchen unterhaltsrechtlicher Art auf und E..werbsverhältnisse der geschiedenen Ehe­
Abdeckung von . Krankheitskosten; dies drückt gatten und der nach § 71 unterhaltspflichtigen 
das Wort "jedenfalls" aus. Das· gilt vor allem Verwandten des Berechcigren der BilLigkeit ent­
für den Bersonenkreis, für den keine Pflichtver- spricht. 
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Zu den Z. 6 und 7: gen auf Grund einer solchen Vereinbarung als 
Der Justizausschuß nimmt die Änderung des Schenkung qualifiziert werden, wird im § 69 a 

Ehegesetzes zum Anlaß, die §§ 66 und 67 EheG bestJimmt, daß dieser Unterhalt einem gesetz­
in einer dem Grundsatz der Gleichberechtigung lichen Unterhalt gleichzuhalten ist, soweit er 
von Mann und Frau entsprechenden Weise um- den Lebensverhältniss'en der Ehegatten angemes­
zugestalten. Die beiden Bestimmungen regeln sen ist. Damit gelten für das Ausmaß eines auf 
die Unterhaltspflicht bei Scheidung wegen Ver- Grund einer Vereinbarung nach § 55 a Abs. 2 
schuldens. Nach dem Ahs. 1 des § 66 geschuldeten Unterhalts die sonst für den gesetz­
in der geltenden Fassung hat ,der allein lichen Unterhalt vorgesehenen Regeln. Besonderg 

ist er auch in steuerrechtlicher Hinsicht' einem oder überwiegend schuldige Mann der ge-
schiedenen Frau den nach den Lebensverhältnis- gesetzlichen Unterhalt gleichzuhalten (s. § 34 
sen der Ehegatten angemessenen Unterhalt zu Abs. 3 EStG 1972). 

,gewähren, soweit die Einkünfte aus' dem Ver-
mögen der Frau und die Erträgnisse einer Er- Zur Z. 12: 
werbstätigkeit, die von ihr den Umständen n'ach Der Justizausschuß hat - wie erwähnt - die 
erwartet werden kann, nicht ausreichen. Nach in der RV 136 BlgNR 14. GP für den Fall der 
dem Abs. 2 hat die allein oder überwiegend Beendigung der Ehe vorgeschlagene Ausgleichs­
schuldige Frau dem geschiedenen Mann ange- regelung nicht übernommen. Dieser Vorschlag 
messenen Unterhalt zu gewähren, soweit er hat vorgesehen, daß im Fall der Auflösung oder 
außerstande ist, sich selbst zu unterhalten. Diese der Nichtigerklärungder Ehe der Zuwachs der 
für Mann und Frau verschiedenen Regeln über Vermögen bei der Ehegatten seit der Eheschlie­
die Unterhaltspflicht nach der Scheidung sind ßung bemessen und gegeneinander aufgerechnet 
noch auf die frühere, im Verhältnis zwischen wird; erg~bt sich dabei auf Seite eines Ehegatten 
Ehegatten g,eltende, pnimäre Unterhaltspflicht des eip. übermaß, so sollte dem anderen Ehegatten 
Mannes (§ 91 ABGB i. d. F. vor dem 1. Jänner ein Anspruch auf Ausgleich in Form einer Geld-
1976) abgestellt und stehen im Widerspruch zum zahlung grundsätzlich im Ausmaß der Bälf te des 
Grundsatz glei(her Rechte und Pflichten der Ehe- Unterschiedsbetrags zustehen. Zwar lassen sich 
gatten, wie er im § 89 ABGB i. d. F. des Bundes- für diese Lösung gute Gründe anführen: Indem 
gesetzes BGBI. Nr. 412/1975 verankert ist; be- sie das gesamte Vermögen der Ehegatten erfaßt, 
sonders steht die Regelung auch nicht im Ein- trägt sie dem Wesen der Ehe als einer umfassen­
klang mit derunterhaltsrechtlich'en Gleichstellung den ehelichen Lebensgemeinschaft besonders 
von Mann und Frau in dem gleichfalls mit dem Rechnung; der Ausgleich des Vermögenszuwach­
Bundesgesetz BGBI. Nr. 412/1975 neugefaßten ses verWirkl~cht -'- schon vom theoretischen An­
§ 94 ABGB. satz her - den Gleichberechtigungsgrundsatz; 

Der § 66 wird daher so geändert, daß die das Eigentumsrechi: der Ehegatten wird grund­
bisherige Unterhaltsregelung des Abs. 1 10 sätzlich nicht berührt; schließlich entspräche eine 
gleicher Weise für den Unterhaltsanspruch der solche Lösung weitgehend der internationalen 
Frau wie für den des Mannes gilt. Die Ein- Rechtsentwicklung. Nach Ansicht des Justizaus­
schränkung der Unterhaltspflicht der Frau im s,chusses treten diese Vorzüge jedoch gegenüber 
Abs. 2 hat ,demgemäß zu entfallen. Desgleichen den Gründen, die sich gegen die Lösung ein­
wird die einseitig auf den Mann abgestellte Rege- wenden lassen, zurück: Die Regelung entspricht 
lung' des Abs. 2 des § 67 nun so gefaßt, daß sie nicht 'der Art und Weise, wie schon bisher tat­
auch für die Unterhaltspflicht der Frau gilt. sächlich Ehegatten, die einander partnerschaftlich 

Am Verschuldensgrundsatz und am Umfang und gleichberechtigt gegenübergestanden haben, 
des 'Unterhaltsanspruchs ändert die Neufassung im Fall der Scheidung ihrer Ehe sich vermögens­
der §§ 66 und 67 Abs. 2 nichts. rechtlich auseinandergesetzt haben; die in der 

Regierungsvorlage vor:geschlagene Lösung ist 
Zur Z. 11: dogmatisch bestimmt, es ist zu befürchten, daß 

Die Regelung der Scheidung im Einvernehmen sie in die Lebenswirklichkeit nur schwer Ein­
(§ 55 a) sieht vor, daß die Ehegatten auch eine, gang finden würde; dazu kommt die praktische 
schriftliche Vereinbarung über ihre unterhalts- Schwierigkeit, jew,eils den Vermögensstand der 
rechtlichen Beziehungen für den Fall der Schei- Ehegatten am Beginn ihrer Ehe zu ermitteln, 
dung dem Gericht zu unterbreiten oder vor denn nur selten werden Ehegatten bei ihrer 
Gericht zu schließen haben. Im Ehegesetz ist im Eheschließung daran denken, den Stand ihres 
übrigen keine besondere Regelung der Unterhalts- Vermögens festzuhalten. Auch scheint es nicht 
pflicht ,im Fall der Scheidung im Einvernehmen sachgerecht, auch den Wertzuwachs, deI). ein einem' 
vprgesehen. Die Parteiendisposition - gleichsam Ehegatten gehörendes Unternehmen während der 
als Nachwirkung der den Ehegatten während Ehe erfahren hat, in den Vermögens ausgleich ein­
der Ehe zustehenden Gestaltungsbefugnis - soll zubeziehen. In dieser Beziehung ist einer dif­
in dieser Beziehung nicht eingeschränkt werden. ferenzierteren Lösung, die aUlf .die Mitwirkung 
Um jedoch zu verhindern, daß UIJ.tJerhaltslei~tun- eines Ehegatten im Unternehmen des anderen 
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besonders Bedacht nimmt (s. § 98 ABGB i. d. F. 
des Entwurfes), der Vorzug zu geben. Auch ist 
zu beachten, daß Ehegatten häufig an Vermögen 
nur das besitzen, was ihnen täglich .zum Gebrauch 
dient; der - gemeine - Wert dieser Gegen­
stände tritt zumeiJst weit hinter das zurück, was 
sie den Ehegatten - subjektiv - bedeuten; der 
bloße Ausgleich des Wertes würde daher den 
Ausgleichspflichtigen unter Umständen begünsti­
gen und den Ausgleichsberechtigten nicht zu­
friedenstellen. Schließlich übersieht der Justizaus­
SdlUß auch nicht die Kritik, die ähnliche wie die 
von der Regierungsvorlage vorgeschlagene Lösun­
gen im Ausland erfahren haben; dies gilt vor 
allem hinsichtlich der Zugewinnausgleichsregelung 
der §§ 1363 ff. BGB in der Bundesrepublik 
Deutschland. 

Wie schon oben angeldungen ast, Ivi,egt der 

teilungsanspruchs, der § 96 die Vererblichkeit, 
übertragbarkeit und Verpfändbarkeit des An­
spruchs. unld der § 97 die Abdingbarkeit der ge­
setzlichen Regelung. 

Das Verfahren über ldie Auftei.Jung list iin 
,den §,§ 229 bis 235 AußStrG {Art. VI Z .. 3) 
ger'egelt, die Zuständigkeit 'des Geruchteser­
,gibt 9ichaus iden §,§104 b un1d 114 ob JN 
(Art. IV Z. 6 und 7). Die Pfändbarkeit des 
Anspruchs ist im § 330EO (Art. VII Z. 3) 
(7,eI1egelt. In iden § 3-82 Z. 8 EO (Art. VII 
Z. 4) w~rd .eine B,estimffiung über .die einstWlei­
'lige Regelung der !Benützung 'und ,dieeinstwei­
Lige Sicherung 'ehelichen Gebrauchsvermög,ens und 
eheLicher ErsparniSoSeeingefügt. Schließlich wird 
,der neue Anspruch lauch abg:ahenrechdiich berück­
sicht;i'gt (s. Ar>t. X, XI und XII). 

Irun vom }usti-zausschuß g.efu!}jdenen Lömngdie . Z § 81' 
Beobiachtung zug,runde, iin wdcher Weise sich um . 
heute Eheg:atten tatsächlich im Fall ider Sch,eidung Der § 81 umschI1aiht das der AufneiLung 

. ihrer Ehe vermögen&rechtlich ,atuseinandersetzen. unteI1lilegende Vermögen ,der Ehegatoen. Dabei 
Im aLlgemeinen te~len Ehegatten ,das, was sie weI1den 'Zwei neue Begriffe ,eingeführt: das "ehe­
wähnend der :Ehe :gemainsam erworben oder liche Gebr3JuchsV'el'mägen" IUnid die "ehel~ch,en 
gemeinsam erspart ihaben, 'Imten!inulder real auf. Er:sparnisse". Der erste Satz des Abs. 1 be­
Dalhei. tritt die Fl1ag,e, welcher ,der ,Ehegatten nun stimmt .auch, ·Wlann dli:e AlUlfteilung V'oI1zunehmen 
gerade - nicht -selten 'zufällig - Eigentümer ist. Voraussetzung indieserB,eziehung ist, daß 
eines Vermögensgeg1ens1landes list, ',in Iden Hinter- ,die Ehe - rechtskräfdig - geschieden, auf­
grund. Maßg,ehlich für Idie Auf1leilung sind oft gehoben oder für n'ichti,g ,el'1klärt wOI1den 1st. 
recht unterschi-edEche Gründe; ,als wiclltig wir,d Die Verwendung .der Gf\gel1!wart :in Ider Satz­
dabei zumeist der BeiitI1a:g, IUnld zwar in einem aussage soU iausdrücken, daß Ehe~a:tten auch 
sehr umfassenden Sinn verstanden, angesehen, schon vorher, nämlich im Zug des Scheidungs-, 
den ein Ehegatte zum Erwerb eines Vermögens- Aufhebungs- oder Niclltiigkeitsverf,a:hrens,eine 
gegenstandes geleistet hat. niese von ,der Lebens- Vereinbar.ung ü1ber die Alufteihmg tr,eff·en kön­
wirklichkeit also v·i,eLfoachschon vorgezeichnete nen; wirksam wilid eine ,sOIlche Vereinb;trung 
Lösung 1st Ider Kern ,aer vom JustiZla:us'schuß fI1ei1ichenst mit der Sche~dung, AlUfihebung oder 
vorgesdllagenen R,egelung: Im Ansatz findet sich Nichtligerklärung ·der Ehe. 
diese Lösung heute bereits in der - in der 
Pra:lCis durchaus bewährten - 6. DVEheG. 

In gesetzestJecllniscller Hinsicht scheint es dem 
l'ustJi:zausschuß ·.aus sy,stemanisdJen Gründen zu­
treffender, die neue Regelung, da sie nur im 
Ea!ll ,der Schaildung, Aufhebung oder Nichiig­
erklärung der Ehe~pie1en ,soll, also Scheidungs­
folgenrechtenthä:lt, ,m Iden 7)weiten Abschni'tt 
des EheG, iund zwa:r lin Iden Unterabschnitt 

. "Folgen der SdJeidung" im Anschluß an . ,die 
naimensr,edJtLich,en und illnterha1tsI1echtlichen 
Folgen unter UI "Aufteiihing ,deseheLidJen Ge­
brauchsvermögens unld der ,ehelichen Ersparnisse", 
e~nzufügen. Der gegenwärtige Inhalt der §§ 81 
bis 97 EheG,in ,die die Neuregelungaufgenom­
men werden !soll, ist gemäß § 107 EheG ohne­
dies nicht anzuwenden. Der Aufb'au der Regelung 
ist flolgender: Idllie §§ 81 his 84 bestimmen den 
Gegenstand der Auf teilung und die Aufteilungs­
grundsätze; die §§ 85 pis 94 ,regeln die Aufgaben 
des Gericlltes, falls sich ein Ehegatte wegen der 
Aufteilung des ehelicllerr Gebrauchsvermögens 
und der ehelichen Ersparnisse. an das Gericht 
wendet; der § 95 regelt ,das Erlöschen des Auf-

Der zweite Satz hezieht in die Auf teilung 
ullIniittelba,r auch hesvimmte Schuldender Ehe­
gatten ein. Gegenstände des ehellichen Gebrauchs­
V'ermög,ens und ,der eheLichen Er,spa:rnisse wer­
den:häufi,gauf Kredit ,angesdJ1afft oder sind sonst 
mit Schulden belastet, die zu ihrer. Herstellung, 
Iustan:dhaJvung oder Verbesserun:geingegangen 
worden sind. Diese Schill,bden werden mit der 
Formel "die mit dem ,ehdidJen Gebrauchsver­
mögen und den ehdichen Ersparnissen in ,einem 
inneren Zusammenhang stehen" erfaßt. Sie sind 
bei der Aufteilung "in Anschlag zu bringen", 
d. h.bei der Ermittlung der den Ehegatten zu­
kommenden Vermögenswerte als wertmindernd 
in Rechnung zu stellen. Gehört etwa zum ehe­
lichen Gebl'aumsvermögen ein Personenkraft­
wagen, der mi Hilfe eines Darlehens angeschafft 
worden ist, sei ver:mindert die nodJ offene Schuld 
den Wert des Kraftwagens, soweit es darauf bei 
der Aufteilung ankommt, entsprechend. 

Die Abs. 2 und 3 umschreiben die neuen 
Begriffe ,.ehe1idJes GebraudJsvermögen"· und 
"eheliche ,Erspa:rniisse". 
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Das eheliche Gebrauchsvermögen umf,aßt ,so­
wohl bewe~Liche als auch unbewegliche körper­
Liche Sachen. Wesen~Lich ist, ,daß die Sache wäh­
rend aiUfrechter ,ehellicher Lebensgemeinschaft 
dem Gebrauch beider Ehegatten gedient hat; diese 
Voraussetzung scheint dem Justizausschuß auch 
dann gegeben, wenn die Sache erst gehrauchsfertig 
gemach!! wel1den muß, wne ein lim Bau befind­
liches HilUS OIdereine erst fertigZiUstellende Ein­
richtung. Unmaßgeblich ist in diesem Zusammen~ 
hang hlingegeru, ob ,diJe Sach'e jeweiLs gemeinsam 
oder einm3!1 von Idem .einen, <dann wieder von 
dem anderen' Ehegatten benützt worden ist. 
Entscheidend ,ist auch nicht, ob ,die Sache mehr 
dem einen :oId,er dem 'anderen Ehegatten zum 
Gebrauch gedi'ent hat. v,on wem, auf welch'e 
Weise 'und mit welchen Mitteln die Sache er­
worben worden ist, ist gleichfalls für die Zu­
ol1dnung ZJ1lJm ehetichen GebralUchsv,ermä.gen 
unwesentLich. Das heißt freiülich nicht, ooß die 'an­
geführten Merkmale ,für die Aufteilung über­
haupt ohne Bedeutung sind. ni'e Herkunft 
der Sache oder ,di·e Umständ:e lihrer Benützung 
durch ,die Ehegatten können ,sehr wohl für 
die Fl1age ,eine Rolle ,spielen, welchem Teil die 
Sache zU'zuweisen ist. In ,dieser B,eziehung sind 
dre AuftcilungsgrundsätZJe ,der §§ 83 'und 84 
maßgebend. 

Unter Umständen kann lauch die Sache ein,es 
Dl1itten ZJUm ,eheLichen Gebr:alUchsvermögen ge­
hören, wie etwa eine von den Ehegat'ten .g,e­
miet,ete Wohnung, ein von ~hnen 'gjepachteter 
IGeing3Jrten oder eine unter Bigentumsvorbehalt 
,gek3JUfte Sache. nie notwenldige Grenze in ,die­
ser Bez>iethung zieht ,der § 86. Nach ,dem Albs. 1 
dieser Bestlimm\llng kann ,das Ger,icht bei der 
Auhetilung ehelich,en Gebmuch'svermögens nur 
das Eigentum an hewegl,ichen körpe11lJichen Sachen 
von einem lauf Iden anderen Ehegatten über­
tragen, <o,icht 'also etwa ,ein M·ietr:echt aneüner 
beweglichen Sache; 'insoweit ,unter.ltegt 'also eine 
fremde bewegliiche Sache n~dlt der Auftei:lung. 
AHgemein läßt ~lich laus 'dem§ 86 Abs. 1 ab­
leiten, ,daß ,der Aufteilungiliur Sachen unter­
liegen, .die :~m Zeitpunkt der Auftei,lung V1Qf­

handen sind und 'entweder w iEigentum eines 
oder betiJderEhegatten st.ehen oder ,an ,denen, 
soweit es sich um eine unhewegtiche körperLiche 
Sache handelt, ,einem ader heiden Ehegatten· ,ein 
sonstiges gebr3JUchsVlermrttd11ldes !techt zwteht. 
-W;ichoig ist ~n diesem Zusammenhang auch ,die 
Beschrän~ung des § 86 Albs. 2: Anof'dnungen 
hinsichtlich einer nicht den Ehegatten gehören­
den Sache he·dürfen Ider Zuscimmung des Eigen­
tümers. 

Von Iden Gegenständen des ehdich,en Ge­
bJ.1auchsv,ermögens führt der Abs. 2 ,des § 81 
den H3!usrat und die Ehewohnung besonders 
an. Für ,sie werden ,in .der Folge zum Tei!l be­
sondere Vorschriften aufgestellt (s. § 82 Abs. 2 
und §§ 87, 88). Der Begriff des Hausrats ergibt 

sich aus dem neugefaßten § 758 ABGB, der der 
Ehewohnung list ,im S~nn .der hii,sheJ.1igen Recht­
spr,echung zur 6. DVEheG zu verstehen. Die 
AnfÜihrung ,der Ehewohnung macht ühl"igens 
auch deutlich, daß es für die Zugehörigkeit einer 
unbeweglichen Sache zum ehelichen Gebrauchs­
vermögen gr:undsäitzllich 'unmaßg,ebilcH list, in 
welcher Rechtsbezliehung ,die Eheglatterl. zu der 
Sache (Ehewoh11lun:g) stehen; '3!uch die 'nicht ,im 
Bigentum .der Ehegatten stehende Ehewohnung 
gehört zumehellichen Gebrauchsv'ermö~en. 

Auch &ie ehelichen Ersparnisse sind - im 
Abs. 3 - in einem sehr umfassenden Sinn um­
schrieben: es gehören dazu "Wertanlagen, gleich 
welcher Art". Damit sind ,nicht nur Bargeld, 
Spareinlag,en und WeJ.1tpapieJ.1e, sondern auch 
BdelmetaLle, Kunstgegenstände, Liegenschaften, 
ja unter Umständen 3!uch ,etwa eine Brliefmarken­
s3!mmlung emaßt. Etwas eing,egrenzt Mrd der 
B'egrliff durch Idie Wendung ",di,e ~hner Art 11lach 
üblicherweise ,für eine VerwertlUng hesnimmt 
sind". So list etlw,a Schmuck wegen seines Wertes 
",ielf,ach ,eine Wertanhge, z>umeist wind ,er jedoch 
zum Tnagen und nicht für 'einie spätere V,er­
wertung bestimmt srun; ,dann fiele er unter 
das Gebrauchsver'IDögen, allel1dings nicht beider, 
sondern ,eben nur des einen Bhega·tten, und 
aaniitaus ,der Aufteitung heraus (s. '3JUch Aoo. 1 
Z. 2 des § 82). Unter V:erwer>twng ,im Sinn 
dieser Regelung <ist sowohl 'eine solch'e' der Sub­
stanz nach, also durch Veräußerung, als auch eine 
solche durm ErZJie1ung .von Erträgnissen (firucht· 
bringende Anlegung .v'On Geld, VerIIllietung 
eines Haus,es)zu v,erstehen. Erspa'rnisse unter­
lieg,en weiter nur dann Ider AufteiJlung, wenn 
sie von den Ehegatten währendaufrech,ter 
ehelicher Lebensgemeinschaft angesammelt wor­
den sind. Damit scheiden Ersparnisse, die aus der 
Zeit vor der Eheschließung stammen oder die ein 
Ehegatte nach Aufhebung der ehelichen Lebens­
gemeinschaft angesammelt hat, 3JUS der Auf­
tJei~ungsmasse ,\lJUs. 

U nmaßg,ebLich für die Zuor,dnung ZJU den ehe­
lichen Erspamis&en ,ist im allgemeinen, ob die 
Ehegatten für ·einenbestimmten Zweck gespart 
halben öder bloß für einen möglichen Notfall 
oder einen sonst noch I\l'ngewfissen, in ,der Zu­
kunft Liegenden, B,edarf. Üer S,parzewck kann 
freilich bei der Auf.te~l:ung selbst dne Rolle 
spielen; so ist etwa im RJahmen der Auf teilung 
gegebenenfalls zu herücks'ichtigen, daß diie vor­
handenen Brsparnisse für .die g,emeinsamen Kin­
der angesammelt worden s,in:d. 

Zum § 82: 

Im Abs. 1die~er B,estimmung werden el1lhg,e 
S,achen besonders angeführ,t, die der Auf teilung 
nicht unterl:iegen. Eine solche - negative -
Abgrenzung ,des der Aufteilung uD'terli,egenden 
Vermögens scheint im Hinblick auf die weite 
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Umschreibung der Begriff,e "ehelich.es Gebrauchs­
v,ermögen" unld "ehdiche Ersparnisse" Zlweck­
mäßlig. Die Aufzählung .darf freilich nicht zu 
dem UmkehrschLuß Vledeiten, .daß andel1e, hier 
ruicht la'llgefJiiihorte Sachen der Ehegatten jeden­
faUs .der Auf.tel~luillg untedie.gen. \Dä.e Bestimmung 
ändert rrichts an den .im § 81allg.emein um­
schriebenen Voraussetzungen der 'Zugehörigk.eit 
zum aufZlutleil~ruden V'ermö&en;das macht auch 
die Anführung des § 81 nach dem Wort 
"Siachen" deutLich. 

-Die Z. 1 nimmt laie von einem Ehegatten 
in dlieEhe eli:ngebrachten, von ·ihm von Todes 
wegen ,erworlbenen oder \ihm von einem Drit­
ten :- 'Il·icht aloso vom ander-en Eh,:egatten -' 
g-eschenkten Sachen von ,der Aufteuung -alUS. In 
dieser Regelung -drückt sich der Gedanke aus, 
daß der Auf teilung grundsätzliich nur Ve11ffiögen 
unverEegen sohl, .das dJie Ehegatten gemeinsam 
g,eschaffen halben, zu Idessen Erwel1b ·sii'e also 
während-der Ehe -beigetragen' haben. Dii:ese 
R,egd saH nur ~nrowej,t ,durchbroch-en wer.den, als 
es sich um Sach-en !hia.nldelt, .d!ie für ,aie Siche­
rung der LebeI1S'bedÜrfn~sse -der Ehegatten be­
son'ders wich-tlig sind. DeshaLb >Sind nach Abs. 2 
jedenfaHs die Ehewohnung, abera;uch der Haus­
l1at, -aJUf dessen W,eiterbenützung ein Ehe@atte 
zur Sicherung seiner Lebensbedürfnisse angewie­
sen ist, ,in .dlie AufteHung -eill1Zubeziehen. . , , 

Die !in den Z. 2 ;his 4 angeführten Sach-en 
gehören wohl schon auf Grund der Umschrei­
bung des § 81 in der Regel nicht zur, Auf­
tciiLungsmaSlS'e. Der Jusni~ausschuß hält j.edoch 
.eine ~larstel1ung gel1ade bei diesen Sachen für 
michuig. 

W·esentlich !i.st vor ,aMern, daß Unternehmen -
weil s:ie joa niicht unter den Begciff "ehelich-es 
GebraJUchsvermög.en" fallen -,:lIber <l!uch - auf 
Grund >der Al\llmahmen ,der Z. 3 und 4 - Dnter­
nehmeooantei:le sowie ,die zu einem Unternehmen 
gehöl1enden Sachen nicht :der Auf teilung unter­
lIi'egen. Die Hemusnahme des "Unternehmens" 
ist dadurch gerechtfertigt, daß auch während 
aufr.echterehelicher Lebensgemeinschaft .einem 
Ehegatten düe Ve11ffiögenswef1tle eines Idem Iln­
-del1en .Ehegatten gehöreniden Untern'ehmensim 
aILgemeinen nur ü-nsofern von Nutzen sind, als 
er aus dem Untel"nehmensertrag Unterhalts­
leistungen 'erhält. Oberha:upt sind ,rue Erwerlbs­
quellen der Bhegatteniiür ilire Lebensverihält­
-nli1>se ;~llIur) Iinsofern von ß.edeutung, a1s aus 
ihnen hufend die Mittel für die Gestaltung .der 
ehehichen Leben&gemeiOJSchaft gewonlllen werden. 
Die Sicherung .eines Anteils zug-unsteneines 
Ehegatten an ,diesen Mittel des anderen auch 
nach Beendi~ung 'der Ehe ist jedoch nlicht im 
Rahmen .der ve11ffiögensr-echtlichen AUISelnaruder­
setzung zu regeln, sond.el1n W'i~d :im Unterhalts­
recht herücksichtigt, weil ,dieses ja an <die Lebens­
verhältnisse der Eheg:atten a:nknüpf.t. Auch der 

Belitna.gsg.edanke, also die Überlegung, daß ein_ 
Ehegatte, entsprechend seinem ,ß,eitmg zur Ver­
mö,g,ensvermehl1un:g, einen Ant~l I:lin dem wäh­
rend .der Ehe Geschaff,enen ,errhililten soH, kann 
eine Ein:beZiiehungunternelhmer~schen Vermö­
!gens indi1e A:uftJei1ungsl1egeilung llIicht begrüruden. 
Die ~ertsteligerung,d!ie ein Unoernehmen er­
fährt, hat vlie1er.1ei GrÜl1\de -die Fäh!igkeit 
.des Unternelhmers, idie Arlbeit .der im Betrieb 
Tätigen, ,die .allgemeine Wirtschaftsentwick­
Iung -, ,ein ZU'sammenhang zwisch-en der Gestal­
tung der ~helichen Lebensgemeinschaft und der 
Vermögensentwlicklung eines U nternehmeris 
.eines !Ehegatten .mag Vlielleicht - än manchen 
Fällen - hestehen,er kann aber nicht zur 
Grundlage .einer .gesetzlich.en Aufteilungsr.ege1ung 
genommen wel"den. Schliießlich könnte die Einbe­
ziehung ,unterll'ehmel'vschen V·ermögens in ·die 
Auftei:lungsregdung Iden Hestand von Betrieben 
und damit 'auch Arlbeitsplätz.e gefährden. 

Eun.er besolllderen Regelung hedürf.en freiliich 
dle -Fä1.le, Iin1denen 'ein Ehegatte ~m Untel1neh­
men des anderen mitwirkt. ,Hierfür sind in den 
§§ 98 ff. ABGB 0i. d. F. des Art. I Z. 1) be­
sondere Voü1'lschl'i.f.ten vorg-esehen. 

Die himlicht1ich .des Unternehmens ang.estell­
ten Erw~gungen -gehen grundsätzliich 3lUch für 
Ante~le an einem Urrtemehmen. Allerldling,s müs­
send!iwe UnternehmensanteiLe von solchen ab­
gegr-enzt wel"den, d~e ibloße ~ernanlagen sind. 
Dabei wii-rdes im allgemeinen dal1.aJUf ankommen, 
ob mit dem Untemelhmensanteil auch eine 
Mitwärkung an der Un.ternehmensführung oder 
ein maßgebrnder Einfluß .auf ,die Unternehmens­
führung v-erbunden ,ist. 

Zum § 83: 

Die Art der AU1teliJung unterscheidet Slich von 
der !in .der Regnerungsvorlag.e vorgeschIagenen 
vor alLem dadurch, daß iClii.e Vermögensauseman­
dersetZiung zwtf,sch-en den Ehegatten nicht streng 
rechnecisch nach dem Wert des aufzuteJileruden 
Vel1mögens nn V,erhältnis von gr:undsätzlich 
50: 50 vorgenommen ·Wlil1d, sondern ·daß das in 
Betracht ·kommende, Vermögen nach Billigkeit 
aufzuteilen ist (Abs. 1 erster Satz). Nur durch 
.eine solche aHgemei'lle Regel kann oder Viel­
falt der Lebenswirklichkeit ~echIl!ung getmgen 
wel'den. ' 

Die GeIl!enalkhusel des ·ersten, Satzes wärd 
im zweiten Satz ,des A>bs .. 1 durch eine bei­
sp~elswej,se Anfiih11Ung von Umständen er.gänzt, 
-die der Konkreuisi,eru'llg tder BlilJigkeitsformel 
,dient. iDemnachkommtes bei der Aufueilung 
besonde11S auf Gewicht u-nid Umfan:g des Hei­
trags jedes Ekgatten zum Erwerb der zum 
eheliichen Gebl1auchsvermögen oder 2)U den ehe­
llichen E11Spa:missen gehö1ienden Sachen an, der 
Beinrag jedes ,Ehegi<UtJen rust!&omitquaWitaniv 
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urud quantillaJniv zu werten und demnach zu 
herückS/ichti~gen (v,gI. § 1240 Ahs. 2 .A!BGB 
1.d. F. R V 136 BlgNR 14. GPund 
die Erläuterungen dazu). Neben' dem Bei­
tmg soll,alUch das Wohl vorhandener Kinder, 
besonlders 'soweit 's~e mlinderjährig Slirud, berück-
9ichtiigt werden; 'so 'Wlird ,etwa lder EIuernteil, 
dem nach ,der Scheidung ,die elterlichen Rechte 
und Pfl,ichten zustehen, ~n der Regel das vom 
Hausrat ,erhalten, was für die K,iruder nöti:g ist; 
auc..1-t bei ,der Regelung der Rechcs,"erhä,1misse 
an der Bhewohnung wird da,s Wo/hl der K<inder 
eine wichtige Rolle spielen. Schließl.ich soll es 
bei der .A!ufteilung auch auf dJie Schul:den an­
kommen, Idlie mit ,dem ehelichen Lebensau'fwand 
zusammenhä'ngen. Soweit solche Schulden ",in 
einem inneren Zusammenhang" ,mit dem ,ehe­
Iichen . Gehrwchsvermög,en und Iden eheLichen 
El'ispaI1ni'Ssen \Stehen, slindsie nach § 81 ohne­
,diies bei der Aufteilung in AnschLag zu bringen. 
Der letrzte Halbsatz ,des Abs. 1 'erfaßt darüber 
hinaus die sonstigen, mit dem ehelichen Lebens­
auEwa'n:d lJUlSa,mmenhängeruden Schulden, Wlie etwa 
ein von 'ein,ern iEhegatoen zur BinanZiierung einer 
gemeinsamen R,ei,se aufgenommenes Darlehen 
oder sonsuiJge Konsumkr,ed,ite, die ruicht miJt einer 
,in dii,e AUJfteli1ungsffi:IJsse ,gehöreruden Sache zu­
sammenhängen. Nur eine Aufteilung, die neben 
den vorhandenen Vermög,enswerten atuchdie 
SchuLden, tdie ein Ehegatte zum V oI1teCl :hei.der 
e.ing,cgJangen ist, berücks.ichtigt, ka:nn im Ergeb­
nJis IbliU,jg sdin. 

D,je Aufzählung des zweiten Satz·es äst, w:ie 
lbereitlS oben:lutgez,eigt word,en tist, ruicht erC 

schöpfend. Aus der ,aUgemeinen BiIEgkeitsformel 
folgt etwa, ,daß ;bei der ~egeLung der Rechts­
veth;iltnisse an der Bhewohnung ,auch die MÖ'g-
1ichkeiten zu berücksichoigen sind, die j,edem 
Ehegallten Ziur Befriedigung seines Wohnbedürf­
niss,es zur V,erfügung 'Stiehen. überhaupt soll 
der R,ichter :bei seiner BntJschcidung darauf ach­
ten,die Folgen Ider Scheildung nn MrtiScha,ftlicher 
Hins.icht !in einer ,für beide EhegJ<1Itten möglichst 
ausgeglichenen Weise zu regeln. 

. Der Abs. 2 ergänzt in besonderer Hinsicht, was 
unter dem im Abs. 1 genannten Beitrag zu ver­
stehen ist. Im allgemeinen ist als Beitrag die Bei­
stellurug der Mittel oder die Erbringung von Ar­
beitsleistungen oder sonstigen Hilfen anzusehen, 
aus oder mit denen Idie Gegenstände des Gebrauchs­
v,ermögens angeschafft oder ,diie Ersparnisse an­
gesammelt wel1den. Als Beitragslevst:ung kommt 
aber auch ,euwa di.e sparsame Lebensführung 
eines Ehegatten, ein "Konsumverzicht" in Be­
tI1acht, der m~ntehbar den Ehegatten die Amamm­
lung von ,Er,sparnissen 'ermög1icht hat. Dieser 
Belitl'lagsbegriff wii'f\d ~m Achs. 2 durch Ibesondere 
FäLle ergänzt, ,die - kraft GesetZies - gleich­
faUs a,ls Be~trag im EinzelfaLl zu w,erllen sind 
(vgl. § 1240 Abs. 3 ABGB i. d .. F. R V 136 

BlgNR 14. GP und die Erläuterungen 
dazu): die Leistung des Unterhalts (zu denken 
ist dabei ,etwa a.ndenFall, daß während 
der Ehe die Bi'llkünlfte ,eines Te~liels zur Deckung 
des Lebensbedarfs, die des anderen hingegen 
zum Sparen v,erwenldet wOf\densind), die Mit­
wirroung ,im' Erw;erb, soweit sie nicht anders 
'abgegolten wOr1den ,ist (os. hierzu di,e Awsführu'll­
gen zum § 98 ABGiB), (d~e Führung :des gemein­
samen HaushaLts, !d~e Pfleg,e und Ernehung ge­
meitnSlamer Kiinder und jeder sOfiSoicgeeheliche 
Belistallid. Wie schwer ,diese Umstände !im Binzel­
fal,l wiegen, läßt sich freil,ich nicht a,ug,emein 
ausdrücken; auch 'in dieser Beziehung kommt es 
:a'llf :den Ein~elfa:Ha.n. 

Zum § 84: 

Wird eine Ehe geschieden, aufgehoben oder 
für nichtig erklärt, so sollen die Ehegatten nach 
MögIichkeitnicht w;eiter vermög,eIl/SrechtLich an­
einander gekettet scin. Eine ,solche vermögen;s­
rechtliche Bindung der Ehegatten aneinan,der 
über di'e Scheidung hina,uls ,ist häufig ständige 
Quelle von Auseinandersetzungen zwis.chen den 
früheren Ehegatten. Darunter leiden nicht nur sie 
lSelbst, sondern oft<1luch di,e gtemeinsamen Kinder. 
Dem wärkt ider § 84, l'loweit ,es um die Regdung 
der RechtJsverhältni>sse am eheI.ichen Gebrauchs­
vermögen und a:n den ehelichen Ersparnissen geht, 
entigegen: ,das Vermögen l'loll so aufgeteilt werden, . 
daß sich die Lebensbereiche der ,geschiedenen Ehe­
gatten mögLichst wen~g berühren. Aus diesem 
Grundsatz ergibt sich ,etw,a, daß einem Ehegatten 
nur ausnahmsw,eise, wenn a~so anders eine billige 
Aufteilung nicht erzielt werden kann, Benüt­
zungtsrechtle an ullibeweglichen Sachen des anderen 
Ehegatten einger~umt weIlden Isollen. 

Zum § 85: 

Über ,die AmfteiLung des ehelichien Gebrauch~­
vermögens und der ehelichen EI1sparni\9Se ent~chei­
det auf An<Urag eines oder beider Ehegatten das 
Gericht ineiDlem besondel"S g,eregelten außerstrei­
tigen Verf;lhren «s. §§ 229 ff. AußStrG i. d. F. 
Art. VI). Der erste Halbsatz der Bestimmung 
enthält gleichsam ,einen Aufruf an di'e Ehegatten, 
sich um ein Einvernehmen über ,me Auf teilung -
im Sinn des noch fortwirkenden Par,tnel1schafts­
gedankens und (des Grundsatzes der Suhs,idia1"ität 
staat1ich,en Eingrei~ens - ZJU bemühen. D:lS Wört­
chen "Soweit" drück,t a.us, daß dre EntiScheidung 
des Gerichtes nicht immer das gesatmte Gebrauchs­
vermögen und die gJesamten EIlSparnisse zu er­
fa,ssen ha<t. Die Ehegat'ten können die Entsch'ei­
dung des Gerichtes auch nur hinsichtlich einzelner 
Vermögensg,egemtände begehren. Die Billigkeit 
kann freilich gerueten, daß ,das Gericht bei seiner 
Ennscheidung wch ,die übrigen Vermög,ensver­
hältniSise der Ehegatten in Betracht zieht; .eine 
Anordnung darf es jedoch nur hinsichtLich der 

4 
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Sachen' neffen, die ausdrücklich oder' zUnllnde5t 
erkennbar Gegen,stand des Antrags sind. 

Zum § 86: 

Die §§ 86 bis 90 regeln die Befugnisse des Ge­
richtes im AufteiLungsverfahren, und zwar der 
§ 86 hinsichtJlichdes ehelimen Gehnauchsvermö­
gens, d~e §§ 87 und 88 - a1s Sonderbestimmun­
gen gegenüber § 86 - hinsichtlich der Ehewoh­
nung und der § 89 hinsichtlich der ehelichen 
EI"sparni-sse; der § 90 -enthält 'SchID'eßlich ß;eschrän­
kungen der richterlichen Befugnisse, die sowohl 
für das Gebrauchsv,ermögen aLs auch für die 
EI"sparnisse ~eloen. In ,den angeführten Bestim­
mungen geht es al'so im wesentLichen um das 
ImtrumentariJUm, ,das dem Gemcht bei der Auf­
teilung z~r Vedügung steht; welche Verfügungen 
d<l!s Gericht ,im Einzelfall zu trefflen hat, richtet 
sich nach den AufteilungsgruIlldsätzen der §§ 83 
und 84. . 

Allgemeiner Grund5atz ist, daß die Entschei­
dung des Gerichtes keine Y,erfügungswirkung hat, 
aha nicht unmirtIJelbar EigenIJum oder sonstige 
Rechte überträgt OIder begrÜ1l!det, !Sondern bloß 
den Titel hierfür bi1det. Auf diese Weise wird 
den Erfordern!Üss,en des Gläubigeroschutzes, beson­
ders auch des Schutzes des VertraUiens auf das 
Grundbuch, Rechnung getra~en .. 

Nach dem Abs. 1 kann der Richter bei der 
Auf teilung des ehelich'en Gebrauch'svermögens an­
ordnen 

. 1. die übertragung des Eig,e~\Jums an beweg­
lich,en körperlichen Sachen oder einles Anwart­
schafosrechts darauf (gemeint ist damit das sich 
aus einem Erwerb unter Eigentumsvorbehalt er­
g>ebende AnwarIJsch';)JfMrecht), 

2. die Ubertrargung .des Eigentums an Ilmbeweg­
lichen körperl~chen Sachen, 

3. die übertragung sonstiger Rechte an un­
beweglichen körperlichen Sachen und 

4. die Begründung von ,dinglichen Rechten 
ooerschu1drechdichen Rechosverhältnissen zu gun­
sten des einen Ehega'tten an ,unbewegLichen kör-
perlichen Sachen ,des anderen. . . 

W.ie schon zum § 81 ausgeführ,t worden ist, 
schränkt der § 86 mi\Jtelbar auch den Umfang 
des der gerichtlichen Regdung unterliegenden 
Vermögens ein. So ,ergibt sich ,etwa <liUlS der Auf­
zählung, daß das Getii'chtbei bewegliChen' kör­
perlichen Sachen nur die übertragung des Eigen~ 
turns oder ,des Anwaroschahsr,echts darauf von 
einem auf den anderen Eheg<l!ttenanordnen kann. 
Daher untlerIi,egt etwa' ein von einem Ehegatten 
gemi.etete·s Auto 'fines Dritten nicht der Aufteli­
lung. Wieiter eI"gibt sich aus der Aufzählung, 
daß der 'Auheilung a:uch nicht mehr Sachen un~ 
terliegen, die bererts vorher aus dem ehelichen 
Gebrauchsvermög,en ,der Ehegatten oder den ehe­
lichen EI"sparniSSlen, etwa durch übertragung auf 
Dl'Iitte, ausgeschieden siIlld. 

Soweit von d'er huf teilung auch Sachen erfaßt 
werden, die im Eigentum eines Dritten stehen, 
bedarf es einer besonderen Bestimmung, die di·e 
Rechte dieses Dritten wahrt. Der Abs. 2 ordnet 
deshalb an, daß das Gericht Rech,te und Pflichten, 
die sich auf fremde Sachen bez,jrehen, ruur mit 
Zustimmung des Eigentümers übertragen darf. In­
sofern kommt dem Dritten im Aufteilungsver­
fahren auch Beteiligtenst:ellung zu (vgl. § 229 
Abs. 1 AußStrG i. d. F. Art. VI). Zu den sich auf 
die Sich,e eines Dritten bez,iehenden Rechten und 
Pflichten, die der Auf teilung unterliJegen, gehören 
vor allem Miet- und Pachtrechte sowie, wie 
bereits erwähnt,' das Anwartschaftsrecht auf 
Grund ,eines Kaufies untJer Eigentumsvorbehalt. 

Zum § 87: 

Die Ehiewohnung vst an sich Bestandteil des 
ehelichen Gebrauchsvermögens (s. § 81 Abs. 2 
Letzter Halbsatz). Wegen ihrer besonderen Be­
deutung für d~e Ehegatten, aber auch we~en der 
Vlielfalt der Rech'IJSverhältnisse, d~e ihrer Benüt­
zung zugrunde liegen können, ,scheint 'es zweck­
mäßig, die Befugn~'SlSe des Gerichtes in dieser Be­
ziehung gesondert zu regeln. Der Abs. 1 handelt 
von der' Ehewohnung, die von den Ehegatten 
kraft Eigentums oder e~nes anderen dinglichen 
Rechtes ,benützt wird, der Abs. 2 bezieht Slich auf 
Wohnungen, die auf Grund eines schuldrecht­
lich,en RechtJsverhähnis~es benützt werden, also 
besondefJs auf Mi,et- und GenossenschaflJSwohnun­
,gen. Der § 88 l'Iegelt schLileßlich d~e BefugnislSe 
des Gerichtes hinsichtlich einer Dienstwohnung. 

Steht die Ehewohnung im Eigentum (Allein­
ei&entum, MiueigentJum, Wohnungs eigentum) 
eines oder beider Ehegatten oder wird si,e auf 
Grund eines anderen dingLich,en Rechtes (Dienst­
barkeit, Baurecht) benützt, so kann das Gericht 
nach Abs. 1 bezügLich der Ehewohnung anordnen 

1. die übertragung ~es Eigentums von' einem 
auf den aIllder,en Ehega\)ten, 

2. die übertragung eines Miteigentumsanteils 
von einem aruf denandereh Ehegatten, 

3. die übertragung des Wohnungseigentums 
(des AnteiIseines Ehegatten am Mi'ndestanteil 
und gemeinsamen WohnungseigentJum - s. § 90 
Ahs. 2) von einem auf den anderen Ehegatten, 

4. die übertragung eine sonstigen dinglichen 
Rechnes von einem auf den andeI"en Ehegatten 
und . 

5. die Begründung eines schuldrechtlichen Be­
nützungsrechts ~ugunsteneines Ehegatten. 

Der Abs. 1 erfaßt auch den Fall einer Ehe~ 
wohnung, die dJi~ Eh'egatten. auf Grund einer 
Benützungsregelung im Rahmen ei~er Miteigen­
tumsgemeinJschaft, an der auch Dritte beteiligt 
os.ind, bewohnen. Das Gericht kann in einem 
solchen .FaJI die übertragung des Miteigentums­
anteüs samt dem darauf beruhenden ,Benüt~urigs-
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recht von einem auf den anderen Ehegatten an­
ordnen; die übrigen Milleigentümer sind dann 
gegenüber dem Neuerwerber des Liegenschafts­
anoeils, der in die B'enützun~sregeliUng .eintmtt, 
gebunden (vgl. OGH 22. 9. 1964 RZ 1964, 
218 = MretSlg. 16041). 

Der Abs.2 bezieht sich auf Beriützungsrechte 
an der Ehewohnung, die nicht dingticher Natur 
sind. Darunter fallen· besonders Miet- und Ge­
noss,enschahswohnungen. Das Gericht kann für 
solchen Wohnungen anordnen, daß ein Ehegatte 
anstJeHe des andel'en in das der Benützung der 
Wohnung zugrunde liegende Rechosverhältnis 
eintritt oder dais bisher gemeinsame Rechtsver­
hältnis alle~n fOl1tsetzt. Es ist dabei nicht an Be­
schränkungen .der Ü'bertragbarkcit .gebUnden, die 
etwa indem Mietv.ertrag oder der Satzung der 
Gt;nossemchaft bestimmt sind. Mit dieser Be­
stimmung Wllrd die Regelung des geltenden § 5 
der 6. DVEheG, die schon bisher dem Richter 
weitgehende Gestaltungsbefug.nrsse hinsichtlich der 
Ehewohnung cingeräumt hat, weiter ausgestaltet. 

Zum § 88: 

Nach § 4 der 6. DVEheG soll der RichtJe.r eine 
Wohnung, die die EhflgattJen auf Grund eines 
Dienst- oder ArbeiwVlerhältniisses innehaben, das 
zw.ischen einem von ihnen und einem Dritten 
besteh~, nur z~wei~en, wenn der Dritte einver­
staniden ist. D~ neue R!echt baut diese Regelung 
aus. F,estgehalten wird an dem Grundsatz, daß 
Dienstwohnungen nur in einem eingeschränkOen 
Maß det' Gcstaltun~befugnis des Ge~ichtes im 
Rahmen der Auheilung des ehelichen Gebrauchs~ 
vermögens und der ehelichen Ensparriisse unter­
l~egen. Das hat i>cinen Grund in dem ZUJSammen-" 
hang, der in einem solchen Fall zw]schen der 
Benünmrig der 'Wohnung .und dem Dienstver­
hältniseines oder beide~ Ehegatten mit einem 
Dritten besteht·. In dieser Bezie~ung gibt es 
freiLich rech,t vlerschiedene Formen der Dienst­
wohnung. Vielfach stellen Di,enst!'ieber Wohnun­
gen weniger aus Gründen der Erfüllung der 
Dienstpflicht, als vorwiegend aUlS sozialen Er­
wägungen für ihre Dienstnehmer zur Verfügung; 
dabei spielt nicht sdten gerade der Umstand eine 
RoHe; daß der Dienstnehmer verllei1;atJet ist und 
für seinen Ehegatten und die IGnder zu sorgen 
hat. Auf der anderen Seite kann fJ:1cilich der 
Zusammenhang zwischen der Di:enstwohnung und 
dem Dienstverhältnis ein sehr enger SIein, so daß 
eine übertragung der Wohnung auf eine andere 
Person als den Dienstnehmer. auch gegen den 
WiHen des Dienstgebers diesem nicht zugemutet 
werden kann., Die neUle Regelung ist bestrebt, 
alLen d~esen Fällen möglichst Rechnung zu tragen. 

Der Abs. 1 umschreibt die Fälle, ein denen ,das 
Gericht die Ehewohnung nur mit· Zustimmung des 
Dienstgebers eines EhegatJtJen dem anderen ·zu­
weisen' darf. Unuer die Regelung fallen sowohl 

Wohnungen, diJe unmittelbar auf Grund des 
Dien'-itverhältnisses benützt werden, als auch 
Wohnungen, der,en Benützung auf einer anderen 
Rechtsgrundlage, aber doch im Zusammenhang 
mit dem DienstverhältntLs steht. Keinen Unter­
schiJed macht es auch, ob die Wohnung vom 
Dienstgeber &elbst oder - in seinem wirtschaft­
lichen Interesse - von ·einer W ohnungsgenossen­
schaft oder einem andenen Rechtsträger zur Be­
nützung überJa.ssen wird. Die Z. 1 bi,s 3 enthalten 
die näheren VoraUissetzungen .des ZUIStimmungs­
erfordernisse·s. Die Z. 1 stellt a'Uf ein besonderes 
Interes'se des Dienstgebens im Hinblick auf den 
Zweck der Wohnung ab. Den Z. 2 und 3 liegt die 
Erwägung zugrunde, daß das Band' zwischen 
Dienstverhältnis und Benützung der Wohnung in 
der Regel ·dann besonders eng ~st, wenn der 
Dienstgeber die Wohnung unentgeltlich oder 
gegen ein bloß geringfügiges Entgelt zur Ver­
fügung sueHt oder die Benützung der 'Wohnung 
überhaupt Teil des Entgelvs ·des Dienstnehmens 
ist. 

Der erste Satz des Abs. 2 stellt klar, daß das 
Ger.icht im Fall der ZuweiSiung der Ehewohnung 
an den Ehegatten, der nicht Dienstnehmer ist, 
auch das (neue) Benützun!'isentgelt festzusetzen 
hat. Für dessen Höhe ist das ortsübliche Entgelt 
,maßgebend, daiS für WohnungK!.n vergleichbarer 
Größe und Qual~tät gezahLt wird. Der zweite 
Satz schränkt das Ausmaß der Rechte des Ehe­
gatten, dem das Gel"icht die W qhnung - ohne 
Zustimmung des Dienstgebers - Z1Uwei:st, ein, um 
für den Dienstgeber unZlUJllutbare Folgen der 
Reg.elung der Benützung der Dienstwohnung aus­
zuschließen. Das Benützungsrech,t erHscht,. wenn 
der Ehegatte sich wieder "verheiratet. überdies 
ist jede weitere übertragung oder jeder sonstige 
übergang des Benützungsrechts, gleich auf Grund 
welcher Riechtsvorschrifoen, ausgeschlossen. 

Die Regelung des § 88 ist eine zivilreChüiche. 
Sie i~t dann nich,t anzuwenden, wenn das Be­
nützungsrecht auf einem öfF~ntIichen ReChtstitel, 
etwa auf dem § 24 GüG, beruht. Schon nach 
geltendem Recht kann da.s Genicht- im Rahmen 
der 6. DVEheG - nicht in die Benützungsver­
hältnisse an ·solchen. W ohnung.en eingreif,en 
(ygl. LGZ Wien 30. 5. 1973, 43 R 424/73). 

Zum § 89: 

Der § 81 Abs,.3 umschrteibt den Begriff der 
ehelichen El'spamiJssein .einem sehr weiten Sinn. 
Wertanlagen können von recht unterschiedlichem 
re9Itlichem Wesen sein; so gibt es etwa bei Wert­
papierten oder SpareinJ,a.gen eine R.!eihe verschiede~ 
ner rechtlicher Formen. Dementsprechlend müssen 
auch die Befugnisse des Gerichtes hinsichtlich der 
ehelichen Er,sparni"''-ie weit ~espannt sein. Eine 
AnfühI1ung dieser BefiUgni.ssle im ernzelnen - wie 
b'eimehelichen Gebrauchsvermögen - ist ge­
setzestechn~sch niCht zweckmäßig; eine solche 
Regelung wäne unübeI'lsichtlich. und würde auch 
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die Gefahr der Unvollständigkeit in sich bergen. 
Der Entwurf bedient sich deshalb einer General­
klauseI: d3JS Gericht kann die übertragung von 
Vermögenswerten, gleich welcher Art, von einem 
auf den ander,en Ehegatten anordnen (erster 
Halbsatz). Diese umfa:.sende Formel schließt die 
übertragung von Eigentum an - beweglichen 
oder unbeweglichen - körperhchen Sachen eben­
so ein wie die übertragung von Forderungs­
rechren. 

Einen besonderen Fall hat der zweite Halb­
satz der Best,immung im Auge. Zu den ,ehelichen 
Ersparni:.sen kann auch eine Eigenwmswohnung 
oder ein Haus gehören, das die Ehegatten zwec!<,s 
Vermi,etung oder sonst als Wertanlage angeschafft 
haben. Im Rahmen der Auf teilung des ehelichen 
GebrauchsvermögelllS und der ehelich,en Erspar­
nisse kann es sich als zweckmaßig erweisen, be­
sonders zur Sicherung der BefriedißlUng der 
Wohnbedürfnisse eines Ehegatten, diesem ,ein 
Benützungtsrecht an der Eigentumswohnung oder 
an einer Wohnung, die sich .in einem zu den Er­
sparnissen gehörenden Haus befindet,einzu­
räumen. Mit der allgemeinen Formel des ersten 
Halbsatzes über die Anol'dnung der übertragung 
von Vermögenswertlen kann dieser Fall nicht ge­
löst werden; ausdrücklich w,.ird ,daher dem Gericht 
auch die B,efugnis eingeräumt, die Begründung 
eines schuldrechtlichen Benüt:mmgsrechtJs zugun­
sten eines Ehegatten an einer ZlU den ehelichen 
Ersparnis~en gehörenden Wohnung des anderen 
anzuol'dnen. 

das der Auf teilung unterliegende Vermögen ver­
ringert hat oder ein Vermögensgegensund bloß 
deshalb nicht der Auf teilung unterliegt, weil er 
~um Unternehmen eines Ehegatten gehört. 

Erfahrungsgemäß besteht die Gefahr einer Ver­
mögensverringerung durch einen Ehegatten zum 
Nachteil des anderen besonders dann, wenn die 
Ehe in eine Krise gerät; das ist im allgemeinen 
bereits einige Zeit vor Einbringung der Schei­
dungsklage oder vor der tatsächlichen Aufhebung 
der ehelichen Lebensgemeinschaft der Fall. Um 
die Handhabung der Vorschl'ift nicht zu schwie­
rig zu gestalten, begrenzt der Abs. 1 diesen Zeit­
raum mit zwei Jahren, zurückg,erechnet vom 
Zeitpunkt der Einbringung der Klage auf Schei­
dung, Aufhebung oder Nichtigerklärung der Ehe 
oder der Aufhebung der ehelichen Lebensgemein­
schaft. Die Regelung bezieht sich somit auf Ver­
mögensverringerungen zwischen dem Beginn des 
Laufes der Frist und dem Zeitpunkt der Auf­
teilung selbst. Die Vermögensverringerung kann 
auf vielfältige Weise geschehen. In Betracht 
kommt etwa eine besonders aufwendige Lebens­
haltung auf Kosten der ehelichen Ersparnisse 
oder die Anschaffung von teuren Gegenständen 
des persönlichen Gebrauches aus dene~elichen 
Ersparnissen durch einen Ehegatten. überhaupt 
wird durch die Regelung jede einseitige Ver­
fügung eines Ehegatten erfaßt, durch die ehe­
liches Gebrauchsvermögen dem gemeinsamen 
Gebrauch entzogen wird oder die ehelichen Er­
sparnisse verringert werden. 

Zum § 90: Nicht jede Vermögensverringerung der ange-
Die Bestimmung gilt sowohl für das eheliche führten Art .innerhalb des beschriebenen Zeit­

Gebrauchsvermögen als auch für die eheIichen raums ist fIleilich schon als eine Benachteiligung 
Ersparnisse. Nach dem Abs. 1 soll das Gericht des anderen Ehegatten zu berücksichtigen. Zwei 
von der Möglichkeit der Anordnung der über- weitere Voraussetzungen müssen hinzutreten: 
tragung von Eigentum an unbeweglichen Sachen Die Vermögensverringerung muß die. Folge einer 
und der Begründung von dinglichen Rechten aufwendigeren als der bisherigen Gestaltung der 
daran nur zurückhaltenid Gebrauch machen. Lebensverhältnisse der Ehegatten sein, und der 
Jedem Ehegatten soll somit sein Eigentum an benachteiligt~ Ehegatte darf der Vermögensver­
Grund und Boden möglichst erhalten bleiben. ringerung weder ausdrücklich noch scillschwei-

Der Abs. 2 trägt der Regelung des WEG 1975 gend zugestimmt haben. Unbeachtlich für die 
Rechnung, daß Ehegatten im Fall der Scheidung, Auf teilung sind somit Vermögensverringerungen, 
Aufhebung oder Nichtigerklätung ,ihrer Ehe ihr die im Einklang mit der bishecigen Lebensgestal­
gemeinsames Wohnungseigentum aufzuheben tung der Ehegatten gestanden haben; auf eine 
haben (§ 11 Abs. 1 WEG 1975 i. d. F. Art. VIII ZustJimmung des anderen Ehegatten kommt es 
Z. 1 des Entwurfes). Unterliegt dem gerichtlichen dabei nicht an. Nicht berücksichtigt werden auch 
Aufteilungsverfahren gemeinsames Wohnungs- Vermögensverringerungen, die über die bisherige 

. eigentum der Ehegatten _ gleich, ob es sich dabei Lebenshaltung der Ehegatten hinausgehen, denen 
um eheliches Gebrauchsvermögen oder, eheli.che aber der andere Teil - ausdrücklich oder scill­
Ersparnisse handelt -, so hat das Gericht dieses' schweigend - zugestimmt hat. 
gemeinsame Wohnungseigentum aufzuheben. Im Die RechtJSfolge einer Vermögensverl"lingerung 
übrigen paßt der Art. VIII den § 11 WEG 1975 im eben umschriebenen Sinn ist, daß der Wert 
der neuen Aufteilungsregelung an. des Fehlenden auf Antrag des benachteiligten 

Zum § 91: 
Ziel dieser R,egelung ist es, einen billigen Ver­

mögensausgleich zWlischen den Ehegatten auch 
dann herbeizuführen, wenn ein Ehegatte einseitig 

Ehegatten in die Auf teilung einzubeziehen ist. 
Es ist also so vorzugehen, als ob dem anderen 
Ehegatten der Vermögenswert, um den er die 
Auf teilungsmasse verringert hat, bei der Auf­
teilung zugekommen wäre. Aus den Worten 
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"Wert des Fehlenden" folgt, daß es sich: dabei 
um den - gemeinen - Wert handelt, den der 
Vermögen\5gegenstand im Zeitpunkt der Auftei­
lung - in diesem Zeitpunkt fehlt er ja -
hätte. 

Der Abs. 2 ,reg,elt etnen SonidertaJll dler Benam­
teili~g ,eines iEh~attlen. Es kann vorkOmmen, 
:daß Id'en Ehega.ttJen währenldaJuf.rechner ehe­
licher Lebensgeme~ru;chaft Sachen Z'\lIlll Gebrauch 
zur Verfügung 1Stehen, ,~e z'llJm Untiernehmen 
ei.nes von ,ihIJIen 'gehören. Als 'Beisp~el s,ei ein 
Per,sonenkI1a:f.twagen angefÜlhrt, Ider zum Unoer­
nehmen 'eines Ehegatten '!?iehört, aber von bleiden 
Ehegatten auch :ßür priV'alle ZweckJe henütlzt wird. 
Eiln solches F,ahrZJeug unllel11iegt 'nach § 82 Ahs. 1 
Z. 3 nicht Ider Aluftei,lung. Dem Ehega<eten, dem 
das UntJemehmen gehört, :wil"ld ida,s Fahrzeug 
aHer,dingts 'auch nach ider Scheildung, Aufhebung 
oder N~chtJigerklär:un:g der Ehe weiteI'hin z,um 
pl1ivat,en GebraJuch 'zur Verfügung 'st,ehen. Dieser 
UmstJand soU bei der Auftei'1ung entsprechend 
berückSlichti,gt werden. So schi,ene ,es etw,a ange­
zeigt, ein zum ehelichen Gebrauchsvermögen 
gehörendes weiteres Fahrzeug dem anderen Ehe­
ga,tten. zuzuwe~sen. Ganz aHgettnein so!;! ,di,e Be­
stlianmung BenachteiLigJUngen ,eines Ehegatten 
entge&enwirken, ·die lihre Ursache ,darin haben, 
daß Gegenstänlde, Idi,e zu einem Unternehmen 
gehör,en und daher mcht der Aufoeilung I\lnter­
Liegen, von ,den Ehegavven a.uch prliViat genützt 
wuI1den. 

Zum § 93: 

Wie zum § 86 Icla'rgel,e~t wind, übertragen die 
Anondnungen Ides Gel1ichlles .bei der Aufnelihmg 
niicht unmittelbar iEigenuum oder ein sonstiges 
Recht 'an ieiner Sach,e. :oter1ichterl~che Anord­
,nung heschränkt sich ldarauf, ,dem ,einlen Ehe­
glatten an den anderen ,einen Anspruch auf Lei­
,stung, ,etwa auf übel1tragung .des Eigentums an 
,einer ibewegl[chenoder'unlbew.egliich'en Slache oder 
auf Zahlung eines Geldbetrags, einzuräumen. 
Der § 93 bestimmt, ,daß -cLa,s Gericht lin ,dies'e 
Entsche~dung auch ,die ·näher,en Umstände für 
Idie ErfüUungseinlflr Anofldnung a!Ufzune!hmen 
hat. B,esondem hat ,das Gericht ,cLem yerpfllichteten 
EhegaJtten eine LeLstungsfI1~st zu bestimmen, 
iinnerhalb ,deren er etwa ,dem anldereneine Sache 
,Ln Ida.s Big'entJum zu iibertragen hat. 

Mi<t Durchführung Ider gecichtlichen Entschei­
,dung könn,en ;!lUch Kosten veI1bunlden ,~ein; dazu 
gehör.en beispielsw,~e Tl1ansportkosten oder Ge­
bühren. In seiner Entscheidung hat das Gericht 
nach biHigem Ellmessen '<lJuchzu bestimmen, wer 
,diese Kosten zu 1l11a,gen hat. 9i'e ,sind von den 
Kosven d'es Aufte~Lungsv,erfahllens selhst zu unter­
'schei.den; ~hr Ersatz ,ist ti:m § 234 Auß5trG i. d, F. 
Art. VI des Entwurfes ger,egelt. 

Zum § 94: 

Hisweilen wird ,~ich ein !b~11iger Alusg,leich zwU­
schen den Ehegatten durch ZulleiLung von Gegen­
ständen .delSehel~chen Gebl1auchsv.ermög,en,s !Und 
AufteiIung der ehelichen Enparnis&enlicht .erzie­
len h'ssen. 50 wi11d etwa manchma:l.d~e Zuwei-

Zum § 92: mng 'der Ehewohnung an einen Ehe&atten n~cht 
Nach § 81 Abs. 1 zweiter Satz und nach § 83 durch ZuweLSIung sonstig.er Geg,enstärtde ,des ,ehe­

Albs. 1 letzter Halbsatz !iind ,in ,die Aruftei'lung ,Lichen Gebra!Uchsv,ermög,ens oder von ,eheLichen 
auch Schulden einZUIbeziehen, ,die mit dem ehe- Ersp.arnissen an den anderen :Ehegatten laufg,e­
Lichen Gebrauchsvermögen und den ,ehdichen wogen weI"den können. Auch kann 'es 'din Gebot 

der B,iJll~'gkeit isein, daß iderEheglaVlle, der ,di,e 
Ersparnissen ,in -einem 1nneren Zusammenhang 
stehen oder miedem ,eheNchen Lebensalufma,nd Ehewohnung er~be}hält, .durch leine GeLd:zahlung 
zusa~menhängen. Im Binzelfall kann es sich ,als :denanderen bei Ider Beschafliung ,erner neuen 
btUigerweisen,ldaß solche SchU'~cLen von ei'nem Wohnung 'UJl1ter'Stü1lZt. Der ltichller hat also 
auf den ,anderen Bhegauten überwälzt werden . .gleichsam nach A!uftei,Lung, ,des eheliichen Ge­
Dtes kann fl1eilich mit Rückis,ich,t auf ,die Gläu- brauchsvermögens Unld ,der ,ehelichen Er~parfiliss,e 
bigemnteres!/en nur mit Wü..,lmug ~m Verhältnas einen SchlußstI1ich zu ziehen· unid zu prüf,en, ob 
zwischen den Ehega<tten, lDJicht auch ,im Verhält- dii,e Aufteilung, lauch ~ttn ges,a,mten ges,ehen, bullig 

. GI" L' d d A h list; BinexHenf'<LUs noch :bestehende Unbi:lligk1eilt nl'S ZJUID, au.Ui~er ,a:n&eor net meI1 en. uc am h'~ "ch 
I h It Id Sch lU Z ,. 'd 0 t'h E·..r··l at UM Gen t nach Abs. 1 durch AluferJegung n ar ,er U1lU, a:n eIlJt un r [, I'er PIU -', '" • 

1 . 'd cl ch d' A d d G'ch 'eIner GeLdzahl.ung auszu&re1chen. Fue IlIhre Bemes-ung WH7 'ur . q.e nOl1 nung "es 'en tes I '..J 'ch . b' cl 'ch .. d . sung Silnlu Il1 t nur ,cllie Erg,e! mss,e I er - rea-
m ts ge an ert. Der EhegaJtte, Ider vom Gencht 1 Aluf 1i1 d 'h liich G b ch 
zur Zahlung lim Innenv,erhältnli:s verpflichtet ~st, 'e~ - 'dlie 'dung h e5lii'che e 'E'en , ~ 'rau sß,ver-
"b' 'bI ß cl ~ Eh mog'eru; uni "er e 'e,' en' r.sparn1ts,se ma ge-
u 'ermmmt 'es 0, I enanlUlellen egJatten 'b d' ß' 1,_ h 1 f d l'ch h' chald 'd kl 1 h 1 B . d R 1 . enl; sn'e mu V,j.eUHe ras :er 011 ,e,r '1 sc ,emen, 
s -dun F' 'l,a

1
g os ~du cha"ten

d
" ße1 '. er eEgh,eung J,st um Iden Aufiteilung'S<»runldsätZJen .des·§ 83 lin dem 

etwa ,es a·' ,es &" a t, I 'a '(im:em eg,at<ten " .. 
. R hm d A, ~- '1' M""b '1 . >besonderen Fan ,eIJIt!Spllechen 'ZU konnen. 
~m ,a, ,en' er .n!Urue~ ung v e zugeWl'esen 
wenden, die vom :andenen Ehegatten a,uf Kredit Nach dem Abs. 2 kann das Gericht dliie ,aufer­
gek<Luft wonden ,sind;ZJUIIIlieist wirld es biNilig legtle Al\lJS,g,leichszahlung stunden oder der,en Ent­
sein, den Ehegat1len, der ,die Möbel erhält, ä:m nichtung in Teilltbeträgen ges'tatten. :Öiabei hat idM 
linnenverhältn~s ,a,uchzur ZahLung ,der noch Gericht ,di'e Interessen'l.age a:bzuwägenundeinen 
offenen l(.<Lufprcisschu'Ld!Zu .ylerpflichten. In'11eressena<usglle1ich herbeizuführen: ,es ·da,rf näm-
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lich ldi,e Zahlung,Slef\!'eichterrung nur r.mürdmm, 
wenn ,sie für 'den Zahlun~spf1ichtli,gen WÜlrtschaSt­
\!ich nütwendig und ,dem iß.er .. echiigtien zumutbar 
,ist. ZugLeich mit .der Gewährung der Z,ahlungs­
lerleichterung hat 'das Genicht .nach Tun:l[chkeit 
auch eine SichersteHung der (nüch üfl:1enen) Aus­
g1eichsfüriderung lanzuürdnen. 

Bewußusein&lage. ,V~ele Eh~attlen het:nachten es 
'schon heute ,<1I1s gerecht, ri.m FraU .der Sd1!ei,dung 
~h:r;er Ehe dJi,e Gegenstände, die lihnen währ·enld 
Ider Ehe gememnsam zum Gebrauch gedi'ent haben, 
unter,elI1Jand,er ·au'fzuneiJ1en. Die vorgeschla~e:t1Je 
RegeLung sileht einle rbilltig,e AuftJei,Lung vor, vün 
.den EhegJa~ten wrir1d alSlü nicht UnzulIl1lU't:bares 
verlangt. Schün :bisher ~I1Jd frueEhewühnung und 

Zum § 95: rder Hllul'lnat - Kern Ideis ,eheLichen Gebrauchs-
Nach Sch,eil.durng, AIufhebung 'aider Nichtiger- vermögens ,im Sinn ,der Neuf\egruurng - zWlini~end 

klärung der Ehe ISü~len IcLie IEheg,atten mö@1ich'st den Vorschr:iften der 6. DVEheG unter,wo.rten 
ba,ld .auch in vermögenl'lrechtlicher Hlins~cht ge- gewesen. 
trennt und ihre ,darn~t zusammenhängendien A:us ,den ,arng,ef.ührtlen ErwägungJen schlägt der 
wechselseitigen A:nsprüche. ,endgühiig g,er,egdt }ustJi'Ziarusschuß vür, rim Abs. 1 erster Satz den 
wer:den; ,das erLeichtert hdden Tlei,1en, sich !in §§ 81 hil'l 96 zum Tei,l zwing,elJldes W,e~en zuzu­
wirrtschaf.tLicher H~~Sficht ,auf rihre '~eänderte erkennen: ,ein Vermcht laJuflden An&pruchauf 
LebenslagJe cinzUistellen. A'llch im linteres,se Drit- Au,fteilungehelichen Gebnuchs;y,ermög,ens Süll 
!er müssen rasch Mare Ver:häLtJnJiJSse IbezügLich a!U!sg,esch,loS'sen sein. Das hedeutet rnicht, daß Ehe­
der v,emnögiensl'age der Ehegatuen ,geschaffen .glatben über >die Auf teilung Ides eheLich,en Ge­

Wleroden. p,er § 95 besoimmt ,deshaLb' für ,di'e bmuch,svemnögens ,ülbel1haupt keine Vereli'11har,ung 
GeLtendrnachung :des AuftleiiJLungisanspruchs ,ein.e schliießen können Oider ;daß 'Solch,e Vereinba1'lun­
FaHf1'list von'einem Jahr ,alb Binitr:itt der Reehts- 'g>en vöUig 'llnlbeachtlich sind. Dne Bheg>a:t!ten 
knaftder SclJieidun'g, Aufhebung oder Nichniger- können Müß nicht v,enroa~1iich ausschliieß'en, ,daß 
k,lärung der Ehe; ~md der An~pruch '<lIUf Auf- ein Eht;grattle im Fa:ll ,d1er Scheidung ,selin'en An­
teilung innerhal'b 'dieses Jahr,es nicht Idurch Ver- spruch IU AufteiliU!ng nach Iden §§ 81 ff. gd­
triag -oder V:ergleich ,aI1JerkanIl!t ,oder og,e1'lichtlich tend macht. Treffen Ehegatten ,emn,e Vercinba­
gehend gemacht - 'di,e R,ege1UiIlrg 'SltJilIDmt ~n d~es,er rung ü:ber ;rue Auftej,Lungund wendet sich später 
B'ez,whung mit dem § 99 rABQB, idem § 96 ;EheG ,im Flallider Schffidungeiner der Ehegattlen wegen 
und den §§ 291 und 330 EO :i . .0. F. -des Ent- der AuftJeülUil1g des ,eheLichen Gebraillchl'lvermö­
W'urfers übereiin -, 00 er:1ischiter; es Meibt auch giens dennüch an das Gecidrt, so. WJird dieS!es bei 
keline NanuraJlob~atLon hestehen. Nach Ver- der BeU!rte~I.U!ng Ider Froge, r:!JUf weIlche Wieis,e Idas 
streichend~eser Fallfl1istk,ann auch k,eiine Än!de- Vermögen billig zu teilen ist, auch den Inha!It der 
rung der ,getrüff,ene? R'egdu1ng ,er,Wlirkt w,erden; von den Ehegatten 'geschlos'&enen Vercinbarung. 
im· Dli!enst der ErhaLtung Ides Rlechtsft,ieldens ~st und IdWe Gründe, w,a,rum Idlie E:hegat'ten zu elin'er 
eine idem' § 17 ,der 6. DVEJheG en'tSprech,ende solchen Veriei,nhrarung ,gdangt sind, zu beachten 
Regdung 'nicht getr:offen würiden. ,und zu w,erten hahen. 

Zum § 96: 

Die Be'Stimmllmg regeLt Idie VereribLichkdt, 
über.tragJbarkelit und Verpfänldba,rkeit des An­
spruchs auf Aufteil'Ung ehelichen Gebrauchsver­
mögens und ehel~cher ErsparnilSse. Das zum § 99 
AiBGB Ge&agte gilt 'sinn:gemäß. Dilie Nändbar­
keit des Aruf;teilungs,anspruchs rist ,im §. 330 EO 
i. d. F. Art. VII Z. 3 des Entwurfes g.eregelt. 

Zum § 97: 

,Bei ,den B,eratung:en ides Gesetz'e(svürhaben6 
halt die Erörterung der Fragte, rinWliewe,it: Ehe­
gatten lrue Auf teilung des ,ehelich,en Gebmuchs­
vermögens und der ehelichen Ersparnisse im vür­
aus, also. schün vür der Eheschließung oder auch 
während der Ehe ühne Zusammenhang mit einem 
Scheidungsverfahren, vertraglich regeln können, 
breiten Raum eingenommen .Die nun vürliegende 
Lösung gieht von :folrgJenden Erwägungen laus: 

Die .in den §§ 81.:bi5 96 vürg,eschlagene Il!ege­
,J,ung ,der Autteilung des ,ehdichen Gebrauchs­
vtermögJens ,und der ·ehelichen Erspa.rnis~eent­
spl1icht weitg,ehend ,ciner r1n Ider Lebens,wi,rMich­
keiit berei1)S v-orthandenen par:tnerschruldiichen 

Die Auf.t!eil'llng ,eheLicher Erspa.rnisse können 
die Eheglattf~n . gnunldsätzlich Vlertrag,lJich frei 
l1egdn (zweitl:r Satz). Besün'der,s können ,ru,e Ehe­
IgaJt'ten ~nlSichdich der eheliich'en Er,sparnisse' auch 
rauf eine AIU'ft.eilung nach ,den ,§§ 81 ff. lim vora.us 
vterzi,chten. Um keine Zweifd an ,der Form sül­
cher Vercinha·rungen a'Ufkommen ZIU lassen -
die Umschre[hung der Ehepakte im § 1217 ABGB 
bezti·eht sich nicht auch la'Uf V,erträg;e, die Ehe­
gatten für den Fall der Scheidung schließen, vgl. 
jedüch W ,e i ß iin Kla!Ug 2 V 694 -, wlird aus­
drückIrich hestlittnmt, 'daß ,s1e zu :ili~er R,echtsw:i,rk­
samkeit der Fürm eines Nütariatsakts bedürfen. 

B.ei Idler Reg>el.u.ng hinsichtlich der ehelrichen 
Ersparniiss·e geht .drer }usrluZ:a!UJSSchIUß davün laus, 
daß Vel1eirnba'ming,en üherdie Auf teilung den 
a.J:lg>emeinen RegteIn ,des bür,gerlichen Rechtes 
über Vrerträg.e, hesonders r.l'llch über Iden Wegfall 
,der Geschäftrsgrundlage süwli;e die Si;tnen~dri.g­
keit, . unterliegen. Haben etwa die Ehegatten am 
Beginn ~hter . Ehe ~n der Annahme, IsU,e WÜriden 
beiLde ,~t;ets berufstätig ,sein, v,errunhta'rt, daß ein 
jeder die aus. seiner El1w,eribstätigkeit ,emelten 
Ersparnisse behalten soll, :und :hat fSp~ter ·ein 
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Ehegaltte im Binvernehmen rnliet ,dJem' ;anderen 
wegen Ider Betreuung vO'tl KJinidern ,sernen Heruf 
aufg,eg,eblen, so wifld wohl. ä:m . Fall·lder Schei,dung 
:LU prüfen .sem, ,db IderZlunächst i!!ieschlosseneVer­
tra;g nicht wegen Wegfalls der Geschäftsgrundlage 
anfechtibar ist. . ' 

Der Abs. 2 sueHt kla.r; daß der Aussch,ltuß eines 
V,er~ichtes awf dJie AmfteiLung ·eheli:chen Ge­
brauchsvermögeIlJs nach ,dem ,erstien Sa'tz und 
die FormvorschriiJft Ide/S z'Wleiilten 'Sa:t2esdes A:bs. 1 
nicht auch für VereJj'n1b(.\Jtung,en .geLten,d;j;e Idie 
Ehega'tten lim Riahmen ,einesVierf,ah~ens auf 
Schei,dung, Aufhebung oder Nichtigerk.1ä'fung der 
Ehe oder iUlnmitnelibar vor Einlertung,eines sol­
men Veda~eIliS (z.ur ,Bedeutmngld;er Worte "im 
Zusammen'hia:ng" V1gl.§ 382 Z; 8 EO ,j.; ld.F.ldes 
Bundesge&etzes BGBL Nr. 4<12/1975 !UIl1Id 'a. d. F. 
Art. VII Z. 4 des Entwuflfes) ,schtießen. 

Zu den Z. 13 bis 15: 

. Di'e NeufassUJIlgder §§ 81 ff. EheG wifld auch 
zum AnLaß einer Rechtsooreinigl\Hig 'geno:mmen. 
Wii:e ,schon ,eingangs z1,}r Z. 12 lerwährut, 'SIiniddie 
§§ 81 Ibis 97, rnn .die dilie Neu~egelung. über die 
Aufteilungehe1Jichen Gebra.lichs'vemnöge~ un,d 
elhieti~'er Ersparllifflse .m'f'genommen Wlind, gegen­
wäJrtLg gemäß § 107 Ehl6G IlJichtanz,uw,en'den. 
Das g~lt Idalruber hJimJaus '<!lUch für ,die I,etzte Be­
stimmung des dritten Abschnitts des EheG, den 
§98. Es scheint zw,eckmäßi,g,aJUch ,ihn ausdrück-
1iJch ,aufzuhehen 'und - im Hienlbl,ick (lIUJ' d'en 
EndaU des. giesamten lbi'shem'gen Idriitten Ab­
sclmitts - ,dlie beiden folgend'e~ Aibsdmicttle des 
EheG neu zu ibezeichnen. Oberldies muß .. auch 
der § 107, ~n >dem .genegdt ,ist, welche ,B,estJith­
mungen des. EheG . für (das Land) Österreich 
nicht anzuwenden sinJd, bereinigt werden. Neben 
der Anführung der §,§ 81 bis 98 kann auch die 
des § 53 Abs. 3 Satz 2 entfallen, da diese Be­
stimmung bereits durch § 1 Z. 1. des Gesetzes 
StGBl. Nr. 31/1945 aufgehoben wonden ist. 

Schel~dungsVierf.ahflenanhäl1!g,ig ,ist, Iden Ant,rag 
auf ScheiildUJIl.g .11!ach § 55 ,a EheG stlellen können. 
1;)iese Riegelung lerf.or:deflt ,a:Uet1dings hesond'ere 
verf,a,~rensr,echtltiche R,egeln' Ü!b.er Fortgang oder 
Bee~dignIng Ides.- noch anhängigen - streitligen 
Scheldungsverfahrell'~. Diese Regeln trifft der in 
,die Durchfühl1UngsverondIliUtlgzmm EheG einge­
füg,ne § 81 a: EWn. ,stl1eitige's Scheildul1!gsverfahren 
list im. Fa}'l einles Antra'gs Il-'U!f Schcidung nach 
§ 55 ~. EheG":21u iUlntel'hnechen; Wlird die Ehe nach 
§ 55 a,?es~~elden, ~o ·giJh: ,dIie Schei,dungsk1age mit 
!dem Emtntt. (der Riechtskl1a,fit Ides Schei,dungsbe­
sd]lusses ah ~urückgenommeri; wir,d der Schei­
.dungsantrag albgewiesen .oder zurückg'ezog.en, .so 
,j.st Idas unterb!'och'ene. Scheidun<gsveflfahren auf 
Antrag w~ed,er ,auf:zmnehmen (vgl. in diiesem 
Zusammenhang· aluch ,die -V,err,ahrensbestimmun­
g,en,des Aflt. VdesBundesgeset2les BGBt Nr. 342/ 
1970). 

Zum Art. IV: 

Xnderungen der Jurisdiktionsnorm 

Im Zug der Benatungep. des Gesetzesvorhabens 
ist auch ,der GedankiegJe1"eift, ,eline besonder,e 
fiami'1ienl'echt1iche Zuständigkeit auf bezirk5~ 
gemchtlich'er Ebene zu schaff,en; Idie' 'FordJerung 
nach Schaffungerner .besondeI1en Zuständligkeit 
für solch,e Angelegenheiten ~st' ja 'auch schon 
vorher 1mmerwieder erhoben 'und auch an das 
Bun'desmmn ... tlerilium für Justliz hernngetragen 
worden (vgl. di;e schl'ifv1iche Anfnage ,der Ahg,e­
or1dneten =m NationaJlrat Dr. Broesigke ·UiIlId 
Gen. vom 7. März '1977, Z. 1028/J-NR/77, an 
denBundesmin~sterfür Justiz). Diesen ß.estre­
bungen ,liegt .der Gedanke ZlUgrull!de, ai'e Voll­
ziiehung 'fam:i,Lienrechthicher Angelegenheillten in 
,d~e Hall!d von :&ichtern zu geben; Id,re fü'r ,die 
Behandlung ,dieser . Angelegenheiten ibe90nld,ers 
geeignet scheinen; ,dafür besonders geschu1t wer­
,den solLen und run der Behal1!dlung Idlieser Ange­
loeß'enhei'ten hesondene Erfahrungen sammeln 
können. Um d~es ,zu gewähl'leisten, soUen I1!Ur 

Zum Art. III: wIche Se~inksgenichte für ZlUJstäJll!dig ieddäl't wlCr~ 
. iden, beli denen die OOdung ,besol1!der,er familrren­

Änderung der Verordnung zur Durchführung rechdicher AbtleiIlUng,en möglich list lUll!d Z'UitlliiIIl-

und Ergänzung des Gesetzes zur Vereinheitli- d ch , 'est 'ein Rii 'tier ,ilffi>mer zur Verfügung steht. Die 
chung des Rechts der Eheschließung und der neu ·zu schaff'en,de :besonidere Z.uStänldigkei:t soU 

Ehescheidung grundsätz:1ich den Bez.iflk.sg,el'ichten zukommen, 
Wie die heutige Praxis der "de-faeto-Koil- ,die in einem Ol"t lihr,en 'Sitz halhen, ,der zugleich 

ventionalsch'ei:dungen" 2icigt, Wst ,damli,t zu ,l1ech- a.uch Sitz ,einer Bez.irk.sv,eI"WIaltungsbehör1dei:st; 
nen, daß ,auch ,in Hinkunft VIieIe ScheiJduD.glSver- daruber hinJaus ~st ~es notwenJdig, bei e~ner RJeiihe 
faJhr,en zunächst "stlnei,uig'( heglinnen u'Dld ,die Ehe- weiterer Bezlirksgemch1Je 'besonJdere foamiLien­
g,atten ,erst ü:m Lauf Ides V,erttiahrens ,ein BilIllVer- r,echdiche A!htcilnmgen 2lU bil1den, wo dies aus 
nehmen ülber ,die Sch'eildung lim Sinn ,d'es § 55 a behöfldenl()l1ganisaltori~ch,en Gründen, wegen ·der 
BheG .i. id. F. des Entwurf,es lerzielenwerden. In Gemischtsprach,iegfuert Ides Spfleng,els (Bezirbg,e­
einem ,solchenFa,ll. sollen 'd~e Ehegatten auch w1fh- riichte B1eilburg, Fenlach u'n1d Bicsenbppel) oder 
l'end ,des noch anhängiligen Sch,eiduJIl.gsprozesses aus GrünIden sinnvolLer Spr.eng.e1einteilung not-
entweder heim BeziJrks.gex1icht (§ 104 ob JN 1. d. w,endig ,ist. .' .' .' 
F. Art. IV Z. 6 des Entw.u~f,es) (lide!' ·!beim Ge- Den hmilienrechtlichen Abteilungen ,dieser 
richtshof erster ]jn~tanz, bei dem Idasstlfleltt!ige Bezirksgedchte ,soHen ,alle "außerstr,eitig~n Ehe-

916 der Beilagen XIV. GP - Ausschussbericht NR (gescanntes Original) 21 von 58

www.parlament.gv.at



22 916 der Beilagen 

angelegenheiten" übertragen werden; dazu gehö­
ren ,im wesentLichen cLte ,durch ,da,e g,esetzJ,iche 
Neuregelungneu g,eschaffenen Aufgaben dter 
EllJtsch,eiJdung über die Abgeltung .der Mitwir­
kung eines Eheg:atten im Erwevb Ides anderen, 
d~e A'uftei'l'llng des ehel<ichen Gebl1<l1Uchsvermö­
gens uoo der ehelichen ,Ersparnisse llJach Schei­
dung, Aufhebung oder Nichni~erklänmg einer 
Ehe und die Durchführung der Scheidung im 
Einvernehmen. Atb 1. Jänner 1980 ~ol1en den 
famiLienrrechtlUchen Abtcilungen auch "streitige 
FamiLien angelegenheiten", 'llnld zwar vor ahl,em 
d~ Abstammungsverfahren - heUlte entscheidet 
über die Bestreitung der eheliichen Gehurt das 
Landes- OIder Ktei,sg,er,icht, über ,dve Fest'Stellung 
.der Vatensdraft 2'JU elnem unehelichen K~nd 
'd:l!gegen ld<asBezarksger<icht - 'lln1d g,rundsätzlich 
a:uch die Unterhia1tskl:agen von Ehegratten über­
tragen werden. 

Soweit die vorgeschlagene Regelung an Stelle 
der Zuständigkeit des Landes- oder Kreisgerichts 
die Zuständigkeit des Bezirksgerichts vorsieht, 
also im wesentlichen bei der Scheidung nach § 55a 
EheG und der Bestreitung der ehelichen Ab­
stammung, läuft sie auf eine Dezentrali5ation 
der Gerich~barkeit in wichtigen Rechtsgebieten 
hinaus, die dem Wunsch der rechtsuchenden 
Bevölkerung nam einer leimten Erreimbarke,it 
des zur Entscheidung berufenen Gerichtes ent­
gegenkommt. Durch die Konzentration der Ab­
stammungssachen grundsätzlich beim Bezirksge­
richt am Sitz der BezirksverwaItungsbehörde 
wird die als Amtsvo11ffiund oder Amtssachwalter 
einschreitende Bezirksverwaltungsbehörde in die 
Lage versetzt, künftig Abstammungsprozesse 
jeweils am Gerimt ihres Amtssitzes zu führen; 
diese Konzentration erleichtert es überdies, für 
die Erledigung dieser Angelegenheiten Rimter 
einzusetzen, die besondere Erfahrungen und 
Fachkenntnisse auf diesem Gebiet besitzen. 
Unterhaltsklagen sollen wahlweise nach wie vor 
aum beim (allgemeinen) Bez'ir~sgericht einge­
bramt werden können, in dessen Sprengel der 
beklagte Ehegatte seinen Wohnsitz hat (§ 49 
Abs. 4 i. d. F.des Entwurfes). 

Keine Änderung ist in der geltenden Zustän­
digkeit der Landes- und Kreisgerimte für die 
streitigen Ehesamen, hesonders die Scheidung, 
sowie der (allgemeinen) Bezirksgerichte für die 
Pflegsmafts- und Vormundschaftssachen vorge­
sehen. 

Die vorgesehene Zuständigkeitrsregelung folgt 
Vorbildern, die sich im Ausland bewährt haben. 
Sie rist aum verfassungsrechdim unbedenklich. 
Nam dem Erkenntnis des Verfassungs gerichts­
hofs vom 16. Oktober 1973 Slg. 7168 (Kund­
machung BGBl. Nr. 658/1973) fällt die über­
tragung eines auf bestimmte' Angelegenheiten 
der Remtspflege besmränkten Sachbereichs an 
Bezirksgerichte zur Besorgung in einem mit 
ihrem sonstigen Sprengel nicht übereinstimmen-

den örtlichen Bereim durch den Bundesgesetz­
geber insoweit in die Zuständigkeit des Bundes, 
als durm eine damit verbundene Smmälerung des 
samlimen Wirkungsbereims von Bezirksgerim­
ten an deren grundsätzIim allgemeiner Zustän­
digkeit auf dem Gebiet des Zivil- und Straf­
remtswesens nichts geändert wird. 

Zur Z.l: 

Die Zusammenfassung einzelner - streItIger 
und außerstreitiger - Familienrechtssamen bei 
bestimmten Bezirksgerichten, also nicht bei den 
Bezirksgerichten ganz allgemein, kann unter Um­
ständen eine Verlängerung des Anreisewegs Be­
teiligter zum Gericht zur Folge haben. Um Här­
ten in dieser Beziehung ausschalten zu können, 
wird die Regelung des § 36 JN über die über­
tragung des Vollzugs von Amtshandlungen an 
andere Gerichte erweitert. Gegenwärtig kann 
nach dieser Bestimmung ein Landes-, Kreis- oder 
Handelsgericht - abweichend 'vom Grundsatz 
des § 32 Abs. 1, wonach jedes Gericht die zu 
seinem Wirkungskreis gehörenden Amtshand­
lungen innerhalb seines Sprengels selbst vorzu­
nehmen hat - den Vollzug von Amtshandlun­
gen auch einem in seinem Sprengel gelegenen 
Bezirksgericht übertragen, wenn dadurch die Be­
handlung der Sache erleichtert' oder unnützer 
Kostenaufwand vermieden werden kann. Durch 
die vorgeschlagene Ergän2'JUng des § 36 Abs. 1 
erster, Satz soll diese Regelung auch auf das in 
Familienrechtssachen zuständige Gericht ausge­
dehnt werden; auch dieses Ger,icht soll ein in 
seinem für Familienrechtssamen erweiterten 
Sprengel gelegenes (allgemeines) Bezirksgerimt 
um Rechtshilfe ersuchen können.· 

Zu den Z. 2 bis 4: 

Gesetzestechnisch wird die Zusammenfassung 
der streitigen Familienrechtssachen bei bestimm­
ten Gerichten durm die Einfügung eines 
§ 49 a JN gelöst; die Bestimmung ist so gefaßt, 
daß die bisher entwickelte Remtsprechung weit­
gehend anwendbar bleibt. 

Da Zweck der Neuregelung die Zusammen­
fas'sung dieser Remtssachen in eigenen Abtei­
lungen bestimmter Bezirksgerichte ist, folgt der 
§ 49 a JN gedanklich dem § 53 JN, der einen 
ähnlichen Grundsatz auf Gerichtshofsebene ver­
wirklimt: die "familienrechtlime Abteilung" be­
stimmter Bezirksgerichte entspricht dem "berg­
remtlichen Senat" auf Gerichtshofsebene; die Be­
zeichnung der Gerichte in einer Anlage zur JN 
hat ihr Gegenstück in der vom § 53 JN' voraus­
gesetzten Verordnung. Damit' wird v,el'deutlicht, 
daß die Bezirksgerichte nach § 49 a (ebenso w,ie 
die Gerichte des § 53 JN) zu anderen Gerichten 
auf gleicher Organisationsstufe im Verhältnis 
bloß heilbarer Unzuständigkeit stehen; die Par-
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teien können somit - wenn ,ihnen d~s zweck- neuen § 49 a aufgehen und die Z. 4 und 5 seit 
mäßig scheint - durch Zuständigkeitsverein- langem unanwendbar und daher aufhebungsbe­
barung im Einzelfall jedes andere österreidlische dürftig sind. 
Bezirksgerimt, gleimgültig, ob es ,in der Anlage Die den Ger.imtshöfen erster Instanz smon seit 
zur JN genannt ist oder nimt, zuständig mamen. dem Jahr 1852 - wohl wegen der damals be-

Die vier Zuständigkeitsgründe des § 49 astehenden Sena'tsbesetzung - zukommende Ge­
Abs. 1 JN 'Sind weitestgehend dem geltenden richtsbarkeit über die Beendigung -der Ehe bleibt 
Remt entnommen: die Z. 1 folgt dem § 49 aufremt. Anders als die geltende Fassung des 
Abs. 2 Z. 2 JN, die Z. 3 dem § 50 Abs. 2 Z. 1 JN. § 50 Abs. 2 Z. 2 JN nennt die neue Bestimmung 

ausdrücklim die Klage auf Feststellung des Be­
Aum § 49 Abs. 2 Z. 2 a JN kehrt im § 49 astehens oder Nimtbestehens ,einer Ehe und stellt 

Abs. 1 Z. 2 Wlieder; allerdings mußte hierbei die damit die seit langem geforderte übereinstim-
Streitfrage gelöst werden, ob die Anfechtung des mung mit dem § 76 Abs. 1 JN her. Dem gel-
Unterhaltsvergleims und die Klage auf Ersatz tenden Remt folgt aum der Grundsatz, daß in 
eines für ein eheLiches Kind geleisteten Auf- Verbindung mit einer Klage auf Scheidung, 
wandes nach § 1042 ABGB ebenfalls in diesen Aufhebung oder Nimtigerklärung der Ehe An­
Zuständigkeitstatbestand fällt. Nach geltendem sprüme vor den Gerichtshof gebramt werden 
Recht ist das wegen der sprachlichen Unter- können, die sonst vor die Bezirksgerimte gehör-
smiede zum § 49 Abs. 2 Z. 2 JN zweifelhaft ten. Welme vermögensrechtlimen Ansprüche das 
(vgl. OGH 8. 3. 1951 SZ 24/74, 12. 6.' 1964 'geltende Rechterfaßt, ist nach Ansicht der OGH 
SZ 37/86 und 31. 1. 1939 EvBI. 250; F ase h ,i n g, . nicht eindeutig; er meint, es zählten hierzu nimt 
Kommentar I 301). Daher wird das Wort Ansprüche auf Unterhalt für die Zeit bis zur 
"wegen" durch das Wort "über" ersetzt und Be d' der Eh (OGH 19 5 1976 JBI 1976 en 19ung e . . ., 
damit der Gleichklang mit der Z. 1 der neuen 653), ferner _ Ansprüme auf Unterhalt für die 
Bestimmung herbeigeführt. Zeit nach der Smeidung, wenn der geklagte Gatte 

Gegenstück des § 49 a Abs. 1 Z. 4- JN ist § 50 nur Unterhalt begehrt, aber nicht zugleich 
Abs. 2 Z. 3 JN; die Einschränkung dieses - Scheidungswiderklage erhebt (OGH 9. 11. 1960 
selten anzuwendenden, jedoch Zuständigkeits- EvBl. 1961/253), Hieran kann eine Änderung des 
streitigkeiten vorbeugenden - Hilfstatbestan- Zuständigkeitsremts, dessen Ziel lebensnahe und 
des auf "nicht rein vermögensrecht1iche Streitig- entformalisierte Tatbestände sind, nimt vorbei­
keiten" wird nimt übernommen. gehen. Daher lost § 50 Abs. 2 zweiter Satz JN 

Da auch der neue § 49 a JN persönliche Merk- i. d. F. des Entwurfes die genannte Streitfrage 
male als Voraussetzungen für die Zuständig- dahin, daß er eine sachLiche Wahlzuständigkeit 
keitsgründe nennt (z. B. Vater, Mutter, Gatte), für "vermögensremtlime Streitigkeiten aus dem 
müßte jeder RechtISübergang bewirken, daß die Eheverhältnis" schafft: die eben genannten Fälle 
Zuständigkeit nam allgemeinen Grundsätzen zu wären nach der neuen Bestimmung dahin zu ent­
beurteilen wäre. Das ist nicht angebracht. Daher smeiden, daß aum der Gerichtshof erster In-

, sieht § 49 a Abs. 2 JN vor, daß der Rechtsüber- stanz zur Entscheidung zuständig ist. Wie bisher 
gang die Zuständigkeit nach § 49 a Abs. 1 JN stept es den Berechtigten frei, diese Streitigkei­
nimt beseitigt. Nach dem Vorbild des § 1 Abs. 2 ten - ungeachtet der Anhängigkeit eines Pro­
ArbGerG wird auch die Person genannt, die kraft zeS'Ses auf Scheidung, Aufhebung oder Nichtig­
Gesetzes an Stelle der ursprünglichen Person erklärung der Ehe - vor das Gericht zu bringen, 

_ zur Prozeßführung befugt ist. Diese. Einfügung das sonst zuständig ist. 
stellt sicher, daß - unabhängig von den hier 
nimt zu entsmeidenden Auffassungsunterschieden 
über die Stellung des überweisungsgläubigers im 
Drittschuldnerprozeß und des Masseverwalters­
der Zuständigkeitsgrund iücht wegfällt, wenn 
ein überweisungsgläubiger oder . ein Massever­
walter im Prozeß einschreiten. 

Der Vorbehalt des § 49 a Abs. 3 bezieht sich 
auf die bereits erläuterte samliche Wahlzustän­
digkeit des neuen § 49 Abs. 4 JN sowie auf den 
neugefaßten § 50 Abs. 2, der der Sache nach den 
letzten Satzteil des geltenden § 49 Abs. 2 Z. 2 a 
JN ersetzt. 

Zur Z. 5: 

Der § 50 Abs. 2 JN wird neu gefaßt, Wleil 
die geltenden Z. 1 und 3 dieser Bestimmung im 

Zu den Z. 6 und 7: 

Gesetztechnische Voraussetzung für die beson­
dere Regelung über die sachlime Zuständigkeit 
bestimmter BeZlirksgerichte in außerstreitigen 
Familiensamen (§ 104 b JN) ist, daß zunächst 
die'Regel ausgedrückt wird: daher bestimmt der 
§ 104 a JN den dem geltenden Recht entnom­
menen Grundsatz, daß in Außerstreitangelegen­
heiten allgemein die Bezirksgerichte sachlich zu­
ständig sind. 

Der § 104 b JN erster Satz enthält eine dem 
§ 49 a Abs. 1 JN i. d. F. des Entwurfes 

- entsprechende Regelung über den Wirkungs­
kreis der familienrechtIichen Abteilungen in 
Außerstreitsachen;die Regelung besmränkt 
sim wie erwähnt - - auf außerstrei­
tige Eheangelegenheiten. Dazu zählen nebst den 

5 
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durch dieses Bundesgesetz neu geschaffenen An­
gelegenheiten auch die Feststellung, ob das Ver­
langen eines Ehegatten auf Verlegung der ge­
meinsamen Wohnung oder die Weigerung des 
anderen mitzuziehen oder die gesonderte Woh­
nungnahme durch einen Ehegatten rechtmäßig 
war oder ist (§ 92 Abs. 3 ABGB, § 114 b JN 
i. d. F. des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 403/1975) 
sowie die Angelegenheiten nach der 5. DVEheG, 
deutsches RGBl. 1943 I 145, die derzeit vor die 
Gerichtshöfe erster Instanz gehören. 

Das liegt umso näher, als das neue Recht 
auch die Scheidung im Einvernehmen der sachli­
chen Zuständigkeit der· (in der Anlage zur JN 
bezeichneten) Bezirksgerichte zuweist; . damit 
wird ein bewährter Grundsatz des früheren 
österreichischen Zuständigkeitsrechts wiederbe­
lebt (vgI. die Urfassung des § 114 JN). 

Der § 104 b zweiter Satz JN schafft - ver­
gleichbar dem § 50 Abs. 2 zweiter Satz 
JN i. d. F. des Entwurfes - eine Wahl­
möglichkeit zwischen Bezirksgericht und Ge­
richtshof erster Instanz für den Fall, daß 
die Parteien eines Scheidungsprozesses das 
Einvernehmen herstellen und auf Grund dessen 
nach § 55 a EheG geschieden werden wollen. Es 
wäre bürokratisch, sie in einem solchen Fall 
vom Prozeßgericht an das Bezirksgericht zu ver­
weisen. Der letzte Halbsatz ist nötig, weil nach 
§ 7 Abs. 1 JN Gerichtshöfe erster Instanz man­
gels besonderer Regelung in Senaten erkennen. 

Der neue § 114 b JN knüpft bezüglich der 
örtlichen Zuständigkeit an dieselben Zuständig­
keiten an, die der § 76 Abs. 1 JN für die strei­
tige Gerichtsbarkeit vorsieht, da eine Unter­
schiedlichkeit nicht zu rechtfertigen ist. Da es sich 
aber um eine be~irksgerichtliche Zuständigkeit 
handelt, mußte ,in letzter Linie an Stelle des 
Landesgerichts für Zivilrechts sachen Wien das 
Bezirksgenicht Innere Stadt Wien gesetzt werden. 

Gleiches gilt für die inländische Gerichtsbar­
keit: auch hier ist der § 76 Abs. 3 Z. 1 JN sinn­
gemäß anzuwenden. 

Zur Z. 8: 
Die für Familienrechtssachen im Sinn der 

§§ 49 a und 104 b JN zuständigen Gerichte wer­
den in einer - auf Gesetzesstufe stehenden -
Anlage zur JN aufgezählt. An der· Spitze der 
Regelung steht eine Generalklausel (Abs. 1): 
Zuständig sind grundsätzlich die Bezirksgerichte, 
die ihren Sitz in einer Ortsgemeinde (Stadt mit 
eigenem Statut) haben, die Amtssitz einer Be­
zirksverwaltungsbehörde ist; ihre Zuständigkeit 
in den in den §§ 49 a und 104 b genannten 
Angelegenheiten erstreckt sich auch auf den 
jeweiligen Sprengel anderer Bezirksgerichte, die 
ihren Sitz in dem betreffenden politischen Bezirk 
haben. Unter diese Regelung werden im ge­
samten Bundesgebiet 73 Bezirksgerichte fallen, 
deren Zuständigkeitsbereich somit erweitert wird. 

Für bestimmte Gerichte bedarf es allerdings 
einer besonderen Regelung. Der Abs. 2 ist an sich 
noch keine Durchbrechung, sondern bloß eine 
Beschränkung des allgemeinen Grundsatzes des 
Abs. 1. Die Sonderregelung bezüglich des. Bezirks­
gerichts Amstetten ist deshalb erforderlich, weil 
sich dessen Zuständigkeit auch auf den Sprengel 
des Bezirksgerichts Waidhofen an der Ybbs, das 
seinen Sitz in einer Stadt mit eigenem Statut hat, 
erstrecken soll. Das Bezirksgericht für Zivilrechts­
sachen Graz wird angeführt, um klarzustellen, 
welches von den Bezirksgerichten in Graz für 
die Stadt Graz und den politischen Bezirk Graz­
Umgebung zuständig ist. Das Bezirksgericht Inns­
bruck muß gesondert angeführt werden, weil das 
nach Abs. 1 an sich ~ seinem Sprengel gehörende 
Bezirksgericht Hall (i. T.) wegen seiner 
Größe - es ist ständig mit drei Richtern be­
setzt - gleichfalls für Familienrechtssachen zu­
ständig sein soll (s. Abs. 3); der Sprengel des 
Bezirksgerichts Innsbruck erstreckt sich daher, 
außer auf seinen eigenen bezirks gerichtlichen, 
bloß noch auf den Sprengel des Bezirksgerichts 
Telfs. Die Anführung des Bezirksgerichts Kirch­
dorf an der Krems :ist wegen der verfassungs­
widrigen Gestaltung der Sprengel der Bezirksge­
richteGrünburg und Kremsmünster erforder­
lich; die Sprengel dieser beiden Bezirksgerichte 
liegen zum Teil im politischen BezirkSteyr, zum 
Teil im politischen Bezirk Kirchdorf an der 
Krems; aus diesem Grund wird den Bezirksge­
richen Grünburg und Kremsmünster die Zu­
ständigkeit für die besonderen Familienrechts­
angelegenheiten übertragen (s. Abs. 3); der 
Sprengel des Bezirksgerichts Kirchdorf an der 
Krems erstreckt sich daher, außer auf seinen 
eigenen bezirksgerichtlichen, bloß noch auf den 
des - g1eichfalls im politischen Bezirk Kirch­
dorf an der Krems gelegenen - Bezirksgerichts 
Windischgarsten. Die Anführung der Bezirksge­
richte Linz-Land und Urfahr-Umgebung nimmt 
darauf Bedacht, daß sich in Linz nicht nur die 
Bezirkshauptmannschaften Linz-Land und Ur­
fahr-Umgebung, sondern auch die Bezirksgerichte 
Linz, Linz-Land und Urfahr-Umgebung befin­
den. 

Im Abs. 3 weI'den die Bezirksgerichte ange­
führt, deren Zuständigkeitsbereich sich bloß auf 
ihren Sprengel und, soweit es sich um Bezirks­
gerichte am Sitz einer Bezirksverwaltungsbehörde 
handelt, nicht auch auf den anderer Bezirksge­
richte des betreffenden politischen Bezirks er­
streckt. Im Rahmen dieser Regelung müssen die 
in Wien für Zivilrechtssachen zuständigen Be­
zirksgerichte angeführt werden. Die Schaffung 
eines in Familienrechtssachen für ganz Wien zu­
ständigen Bezirksgerichts stößt schon rein organi­
satorisch auf unüberwindliche Schwierigkeiten. 
Die Bezirksgerichte Klosterneuburg,1 Purkersdorf 
und Schwechat gehören zum Sprengel der Be-
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zirkshauptmannschaft Wien-Umgebung, die ihren 
Sitz im 9. Wiener Gemeindebezirk hat. Es ist 
zweckmäßig, diese drei niederösterreichischen Be­
zirksgerichte von der allgemeinen Regel des 
Abs. 1 auszunehme~. Das Bezirksgericht Bad 
Ischl, das im politischen Bezirk Gmunden liegt, 
ist ein großes Bezirksgericht, das ständig mit drei 
Richtern besetzt ist; es soll deshalb gleichfalls 
für Familienrechtsangelegenheiten zuständig sein. 
Diese Ausnahme bedingt, daß auch das Bezirks­
gericht Gmunden gesondert angeführt wird. Was 
die Bezirksgerichte Grünburg, Kremsmünster, 
Linz und Hall ~i. T.) betrifft, so wird auf die 
Ausführungen zum Abs. 2 hingewiesen. Im Land 
Kärnten wird auch .den drei gemischtsprachigen 
Bezirksgerichten Bleiburg, Eisenkappei· und Fer-

Im Sprengel des 

lach die besondere Zuständigkeit in Familien­
rechtssachen übertragen; desgleichen auch dem 
Bezirksgericht Feldkirchen, an dessen Sitz sich 
eine Expositur der Bezirksverwaltungsbehörde 
Klagenfurt-Umgebung befindet. Diese Regelung 
bedingt, daß auch die Bezirksgerichte Klagen­
furt und Völk·ermarkt gesondert angeführt wer­
den müssen. 

Zur Veranschaulichung der neugeschaffenen 
Zuständigkeinsordnung folgt eine übersicht über 
die Bezirksgerichte, die für Familienrechtssachen 
im Sinn der §§ 49 a und 104 b JN zuständig 
sind. Aus· der übersicht ergibt sich auch der ört­
liche Wirkungsbereich dieser Bezirksgerichte in 
diesen Angelegenheiten. 

OLG Landes (Kreis)­
gerichtes 

erstreckt sich die Zuständigkeit 
des Bezirksgerichtes 

auf die jeweiligen Sprengel 
der Bezirksgerichte 

Wien Eisenstadt Eisenstadt 
Güssing 
Jennersdorf 
Mattersburg 
N eusiedl am See 
Oberpullendorf 
Oberwart 

für Zivilrechtssachen Innere Stadt Wien 
Wien 

Favoriten 
Hietzing 
Fünfhaus 
Hernals 
Döbling 
Floridsdorf 
Liesing 
Mödling 
Klosterneuburg 
Purkersdorf 
Schwechat 

Bruck an der Leitha 

Korneuburg Gänserndorf 

Hollabrunn 

Korneuburg 

Mistelbach 

auf seinen jeweiligen Sprengel 

auf seinen jeweiligen Sprengel 

Bruck an der Leitha 
Hainburg an der Donau 

Gänserndorf 
Groß-Enzersdorf 
Marchegg 
Zistersdorf 

Haugsdorf 
Hollabrunn 
Ravelsbach 
Retz 

Korneuburg 
Stockerau 

Laa an der Thaya 
Mistelbach 
Poysdorf 
Wolkersdorf 
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OLG 

Wien 

Linz 

Im Sprengel des 

Landes (Kreis)­
gerichtes 

Krems an der Donau 

St. Pölten 

Wr. Neustadt 

Linz 

916 der Beilagen 

erstreckt sich die Zuständigkeit 
des Bezirksgerichtes 

Gmünd in Niederösterreich 

Horn 

Krems an der Donau 

Waidhofen an der Thaya 

Zwettl 

Amstetten 

Lilienfeld 

Melk 

St. Pöhen 

Scheibbs 

Tulln 

Baden 

Neunkirchen 

Wiener Neustadt 

Freistadt 

Linz 

Linz-Land 

auf die jeweiligen Spr:engel 
der Bezirksgerichte 

Gmünd in Niederösterreich 
Litschau 
Schrems 
Weitra 

Eggenburg 
Horn 

Gföhl 
Krems an der Donau 
Langenlois 
Spitz 

Raabs an der Thaya 
Waidhofen an der Thaya 

Allentsteig 
Groß-Gerungs 
Ottenschlag 
Zwettl 

Amstetten 
Haag 
Sankt Peter in der Au 
Waidhofen an der Ybbs 

Hainfeld 
Lilienfeld 

Mank 
Melk 
Persenbeug 
Ybbs 

Herzogenburg 
Neulengbach 
St. Pölten 

auf seinen jeweiligen Sprengel 

Kirchberg am Wagram 
Tulln 

Baden 
Ebreichsdorf 
Pottenstein 

Aspang 
Gloggnitz 
Neunkirchen 

Kirchschlag in der 
Buckligen Welt 

Wiener Neustadt 

Freistadt 
Pregarten 
Unterweißenbach 

auf seinen jeweiligen Sprengel 

Enns 
Linz-Land 
Neuhofen an der Krems 

916 der Beilagen XIV. GP - Ausschussbericht NR (gescanntes Original)26 von 58

www.parlament.gv.at



·OLG 

Linz 

Im Sprengel des 

Linz 

Landes(Kreis)­
gerichtes 

Ried im Innkreis 

Steyr 

Wels 

Salzburg 

916 der Bei>lagen 

erstreckt sich die Zuständigkeit 
des Bezirksgerichtes 

Perg 

Rohrbach 

Urfahr-Umgebung 

Braunau am Inn 

Ried im Innkreis 

Schärding 

Grunburg 

Kirchdorf an der Krems 

Kremsmünster 

Steyr 

Eferding 

Gmunden 

Bad Ischl 

Grieskirchen 

V öcklabruck 

Wels 

Hallein 

Salzburg 

St. Johann im Pongau 

Tamsweg. 

auf die jeweiligen Sprengel 
der Bezirksgerichte 

Grein 
Mauthausen 
Perg 

Aigen 
. Lembach 

Neufelden 
Rohrbach 

Leonfelden 
Urfahr-Umgebung 

Braunau am Inn 
Mattighofen 
Mauerkirchen 
Wildshut 

Obernberg al;l1 Inn 
Ried im Innkreis 

Engelhartszell 
Raab 
Schärding 

27 

auf seinen jeweiligen Sprengel 

Kirchdorf an der Krems 
Windischgarsten 

auf seinen jeweiligen Sprengel 

Steyr 
Weyer 

auf seinen jeweiligen Sprengel 

auf seinen jeweiligen Sprengel 

auf seinen jeweiligen Sprengel 

Grieskirchen 
Haag am Hausruck 
Peuerbach . 

Frankenmarkt 
Mondsee 
Schwanenstadt 
V öcklabruck 

Lambach 
Wels 

Abtenau 
Hallein 

Neumarkt bei Salzburg 
Oberndorf 
Salzburg 
Sankt Gilgen 
Thalgau 

Gastein 
Radstadt 
St. Johann im Pongau 
'Werfen 

auf seinen jeweiligen Sprengel 
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28 

OLG 

Linz 

Graz 

Im Sprengel des 

Landes (Kreis)­
gerichtes 

Saizburg 

für ZRS Graz 

Leoben 

Klagenfurt 

916 der Beilagen 

erstreckt sich die Zuständigkeit 
des Bezirksgerichtes 

Zell am See 

Deutschlands berg 

Feldbach 

Fürstenfeld 

für ZRS Graz 

Hartberg 

Leibnitz 

Bad Radkersburg 

Voitsberg 

Weiz 

Bruck an der Mur 

Judenburg 

Knittelfeld 

Leoben 

Liezen 

Murau 

Mürzzuschlag 

Bleiburg 
Eisenkappel 
Fe1dkirchen 
Ferlach 
Hermagor 
Klagenfurt 
St. Veit an der Glan 

Spittal an der Drau 

auf die jeweiligen Sprengel 
der" Bezirksgerichte 

Mittersill 
Saalfelden 
Taxenbach 
Zell am See 

Deutschlands berg 
Eibiswald 
Stainz 

auf seinen jeweiligen Sprengel 

auf seinen jeweiligen Sprengel 

Frohnleiten 
Graz 

auf seinen jeweiligen Sprengel 

Leibnitz 
Wildon 

Mureck 
Bad Radkersburg 

auf seinen jeweiligen Sprengel 

Birkfe1d 
Gleisdorf 
Weiz 

Bruckan der Mur 
Mariazell 

auf seinen jeweiligen Sprengel 

auf seinen jeweiligen Sprengel 

Eisenerz 
Leoben" 

Bad Aussee 
Gröbming 
Irdning 
Liezen 
Rottenmann 
Schladming 

Murau 
Neumarkt in Steiermark 
Oberwölz 

Kindberg 
Mürzzuschlag 

1 auf ,,;~n jeweiligen Sp"ngcl 

J 
Obervellach 
Spittal an der Drau 
\Vinklern 
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916 der Beilagen 29 

Im Sprengel des 

OLG Landes (Kreis)­
gerichtes 

erstreckt sich die Zuständigkeit 
des Bezirksgerichtes 

auf die jeweiligen Sprengel 
der Bezirksgerichte 

Graz Klagenfurt Villach Rosegg 
Villach 

Innsbruck Innsbruck 

V ölkermar~t 

Wolfsberg 

Imst 

auf seinen jeweiligen Sprengel 

auf seinen jeweiligen Sprengel 

Imst 
Silz 

Innsbruck Innsbruck 
Telfs 

Hall (in Tirol) 

Kitzbühel 

auf seinen jeweiligen Sprengel 

Hopfgarten 

Feldkirch 

Zum Art. V: 

Kufstein 

Landeck 

Lienz 

Reutte 

Schwaz 

Bludenz 

Bregenz 

Dornbirn 

Feldkirch 

Änderung der Zivilprozeßordnung 

Der § 45 a ZPO in der geltenden Fassung 
bestimmt, daß im Fall der Scheidung, Aufhebung 
oder Nichtigerklärung einer Ehe die Kosten ge­
geneinander aufzuheben sind, wenn den ~m Ver­
fahren unuerle{;lenen Tell kein Vel1schulden trifft. 
N ach der Regierungsvorlage eines Bundes~setzes 
über eine Änderung des EheG, 289 BlgNR 14. GP, 
. sollte ,diese Best/immung dahin ergänzt werden, 
daß die gesamten Kost/en ·eines Scheidungsver­
fahrens nach dem durch die Regrerungtsvorlage 
neugefaßten Abs. 2 des § 55 EheG grundsätzlich 
immer der Kläger tragen sollte; damit sollte auch 
im Kostenrecht dem allgemeinen Ziel des Geset­
zesvorhabens Rechnung getragen werden, den 
nach § 55 EheG gegen .seinen WiUen geschiedenen 
Ehegatten gegen die wirtschaftlichen Nachtelle 
einer Scheidung möglichst abzusich:ern. 

Kitzbühel 

Kufstein 
Rattenberg 

auf seinen jeweiligen Sprengel 

Lienz 
Matrei in Osttirol 

auf seinen jeweiligen Sprengel 

Schwaz 
Zell am Ziller 

Bludenz 
Montafon 

Bezau 
Bregenz 

auf seinen jeweiligen Sprengel 

auf seinen jeweiligen Sprengel 

Der Justizaussdwß hält an dem angeführten 
Grundgedanken der Regierungsvorlage fest, er­
achtet jedoch eine Einschränkung der Regelung 
für geboten. Der Kläger soll ~m Fall einer Schei­
dung nach § 55 EheG nur dann zum Kosten­
ersatz verpflichtet sein, wenn das Urteil einen 
Ausspruch über das Vel1schulden an der Zer­
rüttung im ~nn des § 61 Ab.s. 3 EheG i. d. F. 
·des Entwurfes ·enthält. Nur in diesem Fall scheint 
es rechtspolicisch v,ertretbar, vom allgemeinen 
Kostentragungspr,inzip des § 45 a abzuweichen 
und dem an ,sich obsiegenden Kläger die Kosuen­
ersatzpflicht aufzllIerlegen. 

In dem neuen Vorschlag ist - zum' Unter­
schied von der Regierungsvorlage - nur noch 
von den Kosten 'Schlechthin die Rede; es ver-
5teht sich jedoch' von selbst, daß im Sinn des 
§ 41 ZPO bloß "die durch die Proz,eßführung 
verursa?tten, zur zweckentspl'echenden Rechts­
verfo1gung oder RechtISverteidigung notwendigen 
KostJen" gemeint sind. 
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30 916 der Beilagen 

Der Justizausschuß hat auch erwogen, ob es 
einer gesetzlichen Vorkehnung bedarf, damit der 
nach § 55 EheG i. d. F. des Enwurfes beklagte 
Ehegatte, wenn einmal da-s Verschulden des Klä­
gers feststeht, nicht ohne jedes Kostenwagnis aus­
sichtslose Rechtsmittel gegen ein auf Scheidung 
lautendes Urteil erhebt. Einer solchen Vorsorge 
bedarf es jedoch nicht: nach der Rechtsprechung 
hat die Einfügung des §- 45 a in die ZPO nichts 
an dem - sich aus den §§ 41, 50 und 52 ZPO 
ergebenden - Grundsatz geä.ndert, daß über die 
Pflicht zum Ersatz der Kosten des Rech<tsmittel­
verfahI'ens je nach dem Erfolg des Rechtsmittels 
zu entscheiden ist (OGH 11. 4. 1962 
EFSlg.3236 = SZ 35Z46 = EvBI. 353). 

Zum Art. VI: 

Xnderungen des Gesetzes über das gerichtliche 
Verfahren in Rechtsangelegenheiten außer Streit­

sachen 

Zur Z. 1: 

Der § 12 Abs. 1 AußStrG bestimmt, daß Ver­
fügungen über nichtstreitige Rechtsangelegenh~i­
t,en sogleich in Vollzug gesetzt werden können, 
sofern im AußStrG nicht anderes bestimmt ist 
oder der Richter es nicht aus besonderen Grün­
den für notwendig erach1:et, das Verstreichen der 
Rekursfrist abzJUwarten. Die Bestimmung führt 
auch die Paragraphen des AußStrG an - gegen­
wärtig ist es nur noch 'fine Bestimmung -, 
die eine Alusnahme vom § 12 Abs. 1 anordnen. 
Diese Anführung müßte nun um die neuen 
§§ 228 und 233 (s. unten) ergänzt werden. Ge­
setzesteclmisch zweckmäßiger ist es jedoch, von 
einer Anführung überh~upt abzusehen; die all­
gemeine Umschreibung "insofern in dem gegen­
wärtigen Gesetze keine Ausnahmen festgesetzt 
sind" ist ausreichend. Bei künftigen Xnderungen 
und Ergänzungen des AlußStlrG braucht auch 
nicht jeweils auf den .§ 12 Abs. 1 Bedacht genom­
men zu werden. Die Anführung des § 177 wird 
deshalb aufgehoben. 

Zu den Z. 2 und 3: 

Das vierte Hauptstück des AußStrG, das "Von 
der Obsorge über die Fideikommisse" handelt, 
ist im Hinblick auf das Gesetz über das Erlöschen 
der Fami1ienfideikommisse und sonstiger gebun­
dener Vermögen, deutsches RGBI. 1938 I S. 825 
i. d. F. der Verordnung deutsches RGBI. 1939 
I S. 2417, deuvsches RGB!. 1940 I S; 1489, deut­
sches RGB!. 1941 I S. 661, deutsches RGBl. 1942 
I S. 675 und der Z. 4 der Kundmachung StGB!. 
NI". 190/1945, g>egrenstandslos. In dieses HaiUpt­
stück können nun die besonderen Vorschriften 
für das V,erfahren über di'e Scheidung im Ein­
vernehmen sowie für das Verfahren über die 
Abgeltung der Mitwirkung eines Ehegatten im 
Erwerb des anderen und über die Auf teilung des 

ehelichen Gebratuchsvermögens und der ehelichen 
Ersparnisse eingefügt werden. Die neue über­
schr,ift zum vierten HauptlStück "Von dem Ver­
fahren in Eheangelegenheiten" um5chließt alle 
drei Verfahrten. Sie ist sprachlich auf die über­
schriften zu den anderen Hauptstücken des 
AußStrG abgC5timmt. 

Zu den §§ 220 bis 228: 

Die Scheidung im Einvernehmen nach dem 
neuen § 55 a EheG gehört auf Grund ihrer 
ma~eriellrechtlichen' Alusgestaltung in das V<erfah­
ren außer Streitsachen. Nur dadurch wird auch 
,in verfahrungsrechtlicher Hinsicht dem Wesen 
der einvernehmlichen Scheidung, bei der sich die 
Ehegatten nicht kontrald,iktol'isch gegenüberste­
hen, sondern in übereinlscimmung ihrer recht­
lichen Interessen g.emeinsam die Auflösung der 
Ehe anstreben, Rechnung getragen. Die Rege­
lung entspricht auch österreichischer RechtlStradi­
tion. 'Schon nach dem vor 1938 geltenden Recht 
entschied über die einveI1Ständliche Schei,dung und 
Trennung das Rezirksger.ich t im Verfahren außer 
Str"itsachen (5. § 114 JN -in der ursprünglichen 
Fassung). 

Die allgemeinen Bestimmungen des AußStrG 
bedürfen freilich einiger Ergänzungen, um da:s 
Verfahren auf die Besonderheiten der Scheidung 
,im Einvernehmen abzustimmen. Zum Teil geht 
es dabei qarum, das außerstreitige Verfahren dem 
streirigen Eheverfahren zur Vermeidung von 
WertlUngliwidersprüchen anzugleichen, zum Teil 
erachtet es der Justizausschuß im Dienst der 
Rechvss.icherheit auch für zweckmäßig, '1m 
AußStrG ungeregelte Fragen unabhängig von den 
in der Praxis des V'erfahrens außer Streitsachen 
gefundene Lösungen ausdrücklich zu regeln. Aus 
diesen Regelun~gesichtspurrkten folgt zum einen, 
daß bei der Au\Sleg;ung des neu geschaffenen 
Rechtle5 in ef1ster Linie die Bestimmungen über 
das streirige Eheverfahren als nächstverwandte 
Besti.mmungen heranzuZliehen sind; zum anderen 
sollen aus dem neuen Recht keine Umkehrschlü'sse 
für die übrigen Bereiche des Verfahrteru außer 
Str(li~sachen gezogen werden. 

Im einzelnen ist zu den neuen Bestimmungen 
folgendes zu bemerken: 

Der Abs. 1 des § 220 übernimmt für die 
Frage der Pro:reßfähigk'Cit und der g.esetzlichen 
Vertretung im Verfahren über die Scheidung im 
Einvernehmen die Bcstlimmungen des streitigen 
EheVlerfahrens; eine veI1Scbiedene Regelung für 
die streitige und die außerstreitige Scheidung 
,in dieser Bezoiehung wäre nicht gerechtfertigt. 
Der Abs. 2 sieht in einer sprachLich auf § 29 
Abs. 1 zwerter Satz ZPO abgestimmten Weise 
den relativen Anwaltszwang vor. Auch das ent­
sprucht weitgehend der für das streiuige Ehever­
fahren geltenden Regelung. 
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916 der Beilagen 31 

Der § 221 Abs. 1 stellt klar, daß das Genicht 
über den Antrag auf Smeidung nach § 55 a EheG 
eine mündliche Verhandlung 'durchzuführen hat, 
zu der die Ehegatten und ihre allfälligen Ver­
treter zu laden sind. Nur in einer mündlichen 
Verhandlung kann sich das Gericht vom Vor­
liegen der Voraussetzungen des § 55 a EheG, allen­
falls auch von der AUissicht auf eine Wiederher­
stellung ,der ehelichen Lebensgemeinschaft, über­
zeugen. Der Abs. 2 ist das Gege11lstück zu dem -
für das streitige Eheverfahren geltenden - § 79 
Abs.l der 1. DVEheG. 

Der § 222 übernimmt die Besoimmungen des 
ersten Teiles der ZPO über den Vergleich 
(§§ 204 ff.) und die Protokolle (§§ 207 ff.) sowie 
des zweiten Teiles über die Bewe1se (§§ 266 ff.). 
Statt der in dieser Bemehung dürftigen Rege­
lungen des allgemeinen TlCiles des AußStrG gelten 
somit die klaren und straffen, aber dennoch 
elastischen Bestlimmungen der ZPO (vgl. etwa 
auch § 26 Abs. 4 MietG und § 26 Abs. 2 Z. 3 
WEG 1975). Vom Beweisrecht der ZPO soll nicht 
die im § 371 Abs. 2 angeol"dnete Subsidiarität der 

, Parteienv.ernehf11lUng gelten; die Vernehmung der 
Ehegatten ist im Verfahren über die Scheidung 
im Einvernehmen das wichtigste Beweismittel, auf 
das sich das Gericht stützen kann. Die Übernahme 
des Bewßisrechts der ZPO macht die im § 2 
Abs. 2 Z. 7 AußStrG vorgesehene Verweisung 
auf den Rechusweg entbehrlich (Abs. 2); die Re­
gelung stände auch nicht im Einklang mit dem 
Wesen der Scheidung nach § 55 a EheG. 

Die im § 223 vorgesehene Unterbredwng des 
Verfahrens dient dem favor matrimonii. Gelangt 
da.s Gericht, besonders auf Grund der Anhörung 
der Ehegatten in der mündlichen Verhandlung, 
zur Überzeugung, daß Aussicht auf Wiederher­
stellung der epelich'en Lebensgemein:schaft besteht, 
so soll es das Verfahren unoerbtiechen. Die Unter­
brechung ist für eine bestimmte Frist, längstens 
für ein halbes Jahr anzuordnen. Nach Ablauf der 
Frist ist dalS Verfahren auf Antrag fortzusetzen. 
Wird ein solch,er Antrag gestellt, so ist damit 
wohl die Ernstlichkeit des Scheidungswillensder 
Ehegatten und dami,t auch die Unheilbarkeit der 
Zerrüttung der Ehe hinreichend dangetan; die 
Regelung schließt deshalb eine erneute Unter­
brechung des Verfahrens aus. Im übrigen gelten 
für die Unterbrechung die allgemeinen Grund­
sätze der ZPO. 

Auch der §224 1st, Ausdruck des favor matri­
monii. Die Bestimmung lehnt sich weitgehend an 
den § 79 Abs. 2 und, soweit sie die Rechtsfolge 
des Todes eines Ehegatten betrifft, an den § 81 
der 1. DVEheG an. 

Nach § 55 a Abs. 2 EheG ist materiellrechtliche 
Voraussetzung der Scheidung im Einvernehmen, 
daß die Ehegatten eine schriftliche Vereinbarung 
über die Smeidungsfolgen schließen. Haben die 
Ehegatten eine solche Vereinbarongaußerhalb 

des Verfahr:ens gesdl10ssen, so haben sie sie dem 
Gericht zu unterbreiten. Die Vereinbarung kann 
aber' auch vor Ger,icht geschlossen werden. Der 
§ 225 verpflichtet das Gericht, die Ehegatten zu 
einer solch',en Vereinbarung anzuleiten. Zu diesem 
Zweck hat das Ger,icht ,die Ehegatten auch all­
gemein über die Rechtsfolgen der Scheidung. zu 
belehren. 

Der Abs. 1 des § 226 steUt klar, daß der 
Beschluß über einen Scheikiungsantrag nach § 55 a 
EheG stets zu begründen ist. Der Abs. 2, der den 
Inhalt des Scheidungsbeschhusses regelt, trägt den 
Erforde~nissen des Personenstandswesens Rech­
nung; vergleichbare R!egelungen enthalten auch 
der § 260 AußStrG für den Beschluß über die 
Bewilligung der Annahme an Kindesstatt und 
der § 261 AußStrG für die Niederschrift über 
die Anerken ung der Vaterschaft. 

Der § 227 regelt das Rechtlsmittel gf.g1Cn die 
Enoscheidung über den Antrag auf Scheidung im 
Einvernehmen. Der Abs. 1 schließt das Rechts­
mittel der V01'5tellung aus. Der Abs. 2 gestaltet 
den . Rekruns als zweiseitiges Rechnsmtittel. Der 
Abs. 3 eröffnet - im Sinn eines möglichsten 
Gleichklangs mit de~ s'tr-eitigen Eheverfahren ~ 
den Rechtszug an den OGH ohne die Einschrän­
kung des § 16 Abs. 1 AußStrG. 

Der § 228 erster Satz srellt klar, d~ß für die 
Vollstreckung der im Rahmen des Scheidungs­
v·erfahrens geschlossenen Vergleiche nicht der § 19 
AußStrG, sondel'll nur die Bestimmungen der EO 
maßgebend ,sind. AUIS dem zweiten Satt folgt, 
daß die Ehe erst mit dem Eintritt der Rechts­
kraft des Scheidungs beschlusses aufgelöst wird. 

Zu den §§ 229 bis 235: 

Der Justizausschuß hat die Frage, ob über die 
Abgeltung der Mitwirkung ein-es Ehegatten im 
Erwerb des anderen und über die Auftenlung des 
ehelichen GebrauchsVIermögens und. der ehelichen 
Ersparnisse im streitigen oder im außenstreitigen 
Verfahren entschieden ,werden soll, ein~ehend 
geprüft. Ausschlaggebend für die Zuweisung in 
d:l!s außerstreitige Verfahren ist vor aIJ.em die 
Überlegung gewesen, daß in diesen Angelegenhei­
ten der Richter Ermessensentsch·eidungen nach 
Billigkeitsgrundsätzen zu treffen hat. Für solche 
"Regelun~ssureitigkeiten" eignet sich das außer­
streitige V erfahren besser als daJs strei~ge, weoi1 
der Ermessensspielraum, den das AußStrG hin­
sichtlich der Verfahrensgestaltung gewährt, die­
sen Angelegenheiten überaus angemessen ist. So­
weit durch derarui§e Regelung,sstreitigkeiten die 
Rechte Dritter berührt werden -dies wird 
nicht seken im Verfahren über die Auf teilung 
des ehelichen Gebrauchsvermögeru; und der ehe­
lichen· Ersparnils&e der Fall sein - ist der Zivil­
prozeß mit seinem strengen Zweipar-teiensystem 
von vornherein ungeeignet. Davon abgesehen, 
liegt es nahe, bei' der Gestalnung des Verfahrens 
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über die Auf teilung des ehelichen Gebrauchsver­
mögens und der ehelichen Er1Spail"nisse an die 
gegenwärtige - gleichfalls außel"streitige - Rege­
lung der Ehewohnung und des Hausrats nach 
der 6. DVEheG anzuknüpfen. Für das Verfahren 
über die Abgeltung der Mitwirkung eines Ehe­
gatten im Erwerb des anderen ist überdies zu 
beachten, daß dieser Anspr:uch auch während 
aufrechter Ehe gelt:end gemacht werden kann. 
Bei der Wahl der Verfahrensart ~st daher darauf 
Rücksicht zu nehmen, daß die BeZJiehungen der 
Ehegauen nicht weiter getrübt, ihr Zwist nicht 
verschärft und nicht eine dauernde Verbitterung in 
den Familienkreis hineingetragen wird; diese~ Zie­
len würde der ZivilproZieß mit seiner unverme,id­
lichen Schärfe der Konfrontation der Parteien 
nicht Rechnung tragen. 

Das streitähnliche Wesen des Verfahrens über 
die Ansprüche nach § 98 ABGB und den §§ 81 ff. 
EheG erfordert freilich einige Sonderbestimmun­
gen, durch die Vorschrif.ten der Zivilproz,eßord­
nung übernommen und daos außerstreitige Ver­
fahren dem besondel"Cn Verfahrensgegenstandan­
gepaßt wird. Wie beim Verfahren über die Schei­
dung nach § 55 a EheG gilt alleI1dingtSauch hier, 
daß aus diesen Sonderbestimmungen keine Um­
kehrschlüsse für andere Bereiche des außerstrei­
tigen Verfahrens gezogen werden dürfen. 

Im einzelnen ist zu den n~uen Bestimmungen 
folgendes zu bemerken: 

Der Abs. 1 des § 229 stellt klar, daß im Ver­
fahren über die Aufteilung ehdichen Gebrauchs­
vermögens und ehelicher Ersparnisse Dritten, 
deren Rechte durch die Auf teilung berührt wer­
den, Beteiligtenstellung zukommt. Der Justiz­
aUSlSchuß erachtet eine solche ausdrückLiche Be­
stimmung wegen der Möglichkeit des Eingriffs 
in Rechte Dritter durch das Gericht. für geboten. 
Der Abs. 2 sieht den relativen Anwaltszwang 
vor (vgl. § 220 Abs. 2 AußStrG ,i. d. F. des 
Entwurfes). Die Regelung bezieht sich - das er­
gibt sich aUiS der überschrift vor dem § 229 -
sowohl auf daos Verfahren über die Auf teilung 
als auch auf das Verfahren über die Abgeltting 
der Mitwirkung tim Erwerb. 

Der § 230 Abs. 1 emspricht dem Abs. 1 des 
§ 221. Wie bei der Scheidung ~m Einvernehmen 
kommt es auch im Verfahren über die Abgel­
tung der Mitwi,rkung und über die Vermö~ens­
auf teilung auf die P'erson der Ehegatten an; der 
Richter soll sich daher in dieser Beziehung einen 
unmittelbaren Ein1druck vel1schaff.en. Der dritte 
Satz hat sein Vorbild ,im § 13 Abs. 2 der 
6. DVEheG; das Gegenstück hierzu im: mate.riel­
len Recht ist der § 85 EheG i. d. F. des Entwurfes 
(vgl. die Erläuterungen dazu). 

Im Hinblick auf das doch auch streitähnMche 
Wesen des Verfahrell!s über die Abgehung und 
die Vermögensaufteilung scheint es zweckmäßig, 
die Bestimmungen der ZPO über di'e Protokolle 

und die Beweise zu ubemehmen (Abs. 2). Damit 
wird dem Gebot der möglich.sten Konzentration 
und Straff.ung des Verfahrens Rechnung getragen. 
Durch die übernahme der Bestimmungen· der 
ZPO auch über den Vergleich werden besondere 
Regelungen über die Protokollie,rung von Ver­
gleichen und die Hel"stellung von AUi'lfertigungen 
für die Parteien en'tbehrlich. 

Im Hinblick auf' die übernahme des Beweis­
rechts der ZPO ist die Zulässigkeit der Verwei­
sung auf den Rechtsweg nach § 2 Abs. 2 Z. 7 
AußStrG nicht zweckmäßig; die Anwendung die­
ser Bestimmung wird dahör aU5geschiossen 
(Abs.3). 

Die §§ 231 und 232 regeln das Rechtsmittel 
geg,en die Sachentscheidung über die Abgeltung 
der M~twirkung im Erwerb sowie über die Ver­
mögensaufteilung. Der Rekur.s ist - dem streit­
ähnlichen Wesen des Verfahrens Rechnung tra­
g.end - als zweiseitiges Rechtsmittel gestaltet. 
Ausdrücklich ist die Frage der Zulässigkeit des 
Rekurses an den OGH geregelt. Die allgemeinen 
Bestimmungen des AußStrG sind in dieser Be­
ziehung IlIichtausreichend. Der neue § 232 lehnt 
sich den Bestimmungen der ZPOüber die Zuläs­
sigkeit der Rev~sion, besondel'1s den Bestimmun­
gen überdi'e Zulässigkeit der Revision in Kün­
digungsstreitigkeiten aus Mietverhältnissen 
(§§ 500 Abs. 3, § 502 Abs. 4 ZPO), an. 

Grundsatz ist, daß ein Rekurs an den OGH, 
gleich ob er sich gegen eine bestät1gende, ändernde 
oder a,ufhebende Entsch'eidung richtet, nur zu­
lässig ist, wenn dJie zweine Instanz ihn für zulässig 
erklärt. Die zweine Instanz hat den Rekurs an 
den OGH für zulässig zu erklären, wenn der 
Gegenstand, über den sie entschieden hat, an 
Geld oder Geldeswert den im § 502 Abs. 3ZPO 
bezeichneten Betrag das sind derzeit 
60 000 S - übersteigt oder wenn die Rechtssache 
von grundsätzlicher Bedeutung ist (vgl. § 8 Abs. 1 
des Bundesgesetzes über rdenObensten Gerichts­
hof, BGBl. Nr. 328/1968). Auf die Berechnung 
de's Wertes des Entscheidungsgegenstandes der 
zweiten Instanz sind die §§ 54 bis 60 JN sinn­
gemäß anzuwenden. Gegen den Ausspruch des 
Rekursgericht's überd~e Zu lässigkeit oder die 
U nZlulässigkeit des Rekurses an den OGH ist ein 
Rechtsmittel ausgeschlossen. Der Rekurs an den 
OGH kann nur darauf gestützt werden, daß 
die Entscheidung der zweiten Instanz auf einer 
unrichuigen rechtlichen Beurteilung beruht (vgl. 
§ 503 Z. 4 ZPO). . 

Der § 233 schbießt die Anwendung der §§ 12 
(s. Ausführungen zur Z. 1) und 19 (Vollstreckung) 
auf die Entscheidung über die Abgekung der 
Mitwirkung sowie über die Vermögens auf teilung 
aus. 

Der § 234 regelt, wem das Gericht die Kosten 
des Ver~ahrens aufzuerlegen hat. Es wäre ein 
Widerspruch, an etne Ermessensentscheidung 
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des Gerichtes in der Sache selbst eine starre -
entweder zivilprozessuaten oder außerstreitrecht­
lichen Grundsätzen folgende - Kos'tenersatz­
regelung zu knüpfen. Der Richter soll des­
halb auch über ,den Kastenersatzanspruch nach 
billigem Erme,s'Sen entscheiden. Der Begl1iff der 
Kosten ist dem § 41 ZPO entnommen. 

Vorbild des § 235 ist der § 18 der 6. DVEheG. 
Die Regelung untersch,eidet zwei Fälle. Macht 
ein Ehegatte den Anspruch auf Abgeltung sei­
ner Mitwirkung im Erwerb des afideren im strei­
tigen Verfahren geltend, so soll der Strertrichter 
die Rechtssache nur dann an das Außerstreitge­
richt abgeben, wenn der Ehegatte seinen An­
spruch auf den Tatbestand des § 98 ABGB stützt. 
Klagt er hingegen aus einem Dienstverhältnis 

'oder auf Grund einersO'nstigen vertraglichen 
Regelung im Sirin des § 100 ABGB, 50' darf es 
nicht zu einer Überweisung kommen. Bei der 
Abgeltung der Mitwirkung kommt es also nur 
dann zu einer Überweisung, wenn der Kläger von 
vornherein die Verfahrens art verfehlt hat. 

Hingegen hat die Überwdsungsregelung bei 
Aufteilung ehelich'en Gebrauchsvermögens und 
ehelicher Erspa.rnisse einen weiteren Anwen­
dungsberaich. So wie nach § 18 der 6. DVEheG 
hat der Rächter stets zu überweisen, wenn ein 
Ehegatte gegen den anderen einen Anspruch hin­
sichtlich eines Gegenstandes qes ehelichen Ge­
brasuchsvermögens O'der der ehelichen Ersparnisse 
geltend macht, gleich, auf welchen Rechtsg,rund 
dieser Anspruch gestützt wird. Begehrt alsO' ein 
Ehegatte im Kbgeweg, ~estützt auf sein Eigen­
tumsrecht, die Herausgabe eines Gegenstandes 
des ehelichen Gebrauch'SVermögens O'der - aus 
welch-ern' Grund immer -die Räumung einer 
zum ehelichen Gebrauchsvermögen gehörenIden 
Wohnung, sO' hat das Streitgericht die Rechtssache 
an das Außerstreitgericht zu überweisen. Die 
Überweisungregelung ~ilt freilich nur innerhalb 
der Ausschlußfrist des § 95 EheG i. d. F. des 
Entwurf,es. Innerhalb des Zeitraums von einem 
Jahr ab Eint,ritt der Rechtskraft der Scheidung, 
Aufhebung O'der Nichtigerklärung der Ehe kann 
somit eine Auseinandersetzung zwischen den Ehe­
gatten über das der Auf teilung nach den §§ 81 ff. 
EheG i. d. F. des Entwurfes unterliegende Ver­
mögen nur im Außerstreitv,erfahren stattfinden. 

Die Anführung des § 44 JN bewirkt u. a., 
daß jeder Ehegatte den Überweisungsbeschluß 
anfechten kann; das ist notwendig, weil der 
rechtskräftig gewordene Überweisungsbeschluß 
im Sinn der Verweisung auf den § 46 Abs. 1 JN 
Bin1dungswirkung hat. 

Zum Art. VII: 

Än'derungen der Exekutionsordnung 

Die Bestimmungen über die Pfändbarkeit der 
Ansprüche auf AbgeJt'ung der Mitwirkung eines 

Ehegatten im Erwerb des anderen im Sinn des 
§ 98 ABGB ,i. d. F. des Entwurfes und auf Auf­
teilung des ehelichen Gebrauchsvermögens und 
der ehelichen Ersparnisse nach den §§ 81 ff. EheG 
i, d. F. des Entwurfes w,erden, weil es sich dabei 
um ExekutiO'nsrecht handelt, in die EO einge­
fügt. Als V O'rbild bietet sich die Regelung über 
die Pfändbarkeit des Anspruchs auf den Pflicht­
teil und auf SchmetzenlSge1d an. 

, Hinsichtlich des Anspruchs auf Abgeltung der 
Mitwirkung im Erwerb genügt, weil es sich da­
bei um eine Geldforderung handelt, eine ent­
sprechende Ergänzung des § 291 .EO. Im übrigen 
soll der W O'rtlaut di'eser Bestimmung unverändert 
bleiben. Die Gleich!stel1ung des Anspruchs auf 
Abgeltung der Mitwirkung im Erwerb mit den 
Ansprüchen auf ,den Pflichtteil und ~uf Schmer­
zensgeld in dieser Be:mehung ,erfoI1dert auch eine 
~nderung des § 293 Abs. 4; eine Änderung der 
Abs. 2 und 3 des § 293, die ja auch nicht 
bezüglich des Pflichtteils und des Schmerzens­
geldes gelten, ist nicht erforderlich, bezüglich der 
Vererb1ichkeit, der Übertragbarkeit und Ver­
pfändbarkeit treffen ja der § 99 ABGBi. d. F. 
des Entwurfes und der § 96 EheG i. d. F. des 
Entwurfes eine abschließende Regelung. Die Er­
weiterung der Ausnahmerege!ung des' Abs. 4 
wird gesetzestechnisch am zweckmäßigsten durch 
eine sprachliche Umkehr:ung der Bestimmung er­
reicht, sO' daß nur noch die Naturalvergütung, 
die einem Arbeitnehmer in landwirtschaftlichen 
Betrieben gewährt wird, besO'nder~ angeführt 
werden muß. 

Die Regelung der Pfändbarkeit des Anspruchs 
auf Aufteilung des ehelichen Gebrauchsvermögens 
und der ehelichen Ersparnisse wirtd, da es sich 
dabei nicht um eine. Geldforderung handelt, in 
den - O'hnedies freien - § 330 EO,also in die 
Paragraphenfolge über die ExekutiO'n auf andere 
VermögensrechtJe eingefügt. Inhaltlich entspricht 
die Regelung der Pfändbarkeit der des § 291 EO. 
Die überschrift zum alten § ~30 "Der ExekutliO'n 
entzogene Rech,te" kann unverändert bleiben; 
sie paßt auch für die neue Bestimmung. 

Steht die Scheidung, Aufhebung oder Nichtig­
erklärung einer Ehe bevO'r, sO' kann es sich im 
Einzelfall als nO'twenclig erweisen:, bis zu einer 
endgültigen Entscheidung über die Aufteil,ung 
ehelichen Gebrauchsvermögens und ehelicher Er­
sparnisse Maßnahmen 'Zureinstweill,igen Regehmg 
der Benützung oder Ziur einstweiligen Sicherung 
des der Aufteilung unt,erliegenden Vermögens zu 
treffen. Systematisch gehört diese Vorschrift ,in 
den § 382 Z. 8 EO,dessen Buchstaben a und b 
be,reits ver,gleichbare Regelungen hinsichtlich des 
Unterhalts und der Wohnung, die der Befl'ie­
digung des dringenden Wohnbedürfnisses eines 
Ehegatten dient, enthalten. Die Z. 8 des § 382 
wird daher durch die Anfügung des Bucl:mtaben c 
ergänzt, in den di~ Bestimmung über die einst-
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weilige Regelung der Benützung und die einst- den anderen Ehegatten verfügt, stellt der § 90 
weilige Sicherung ehelimen Gebraumsvermögens Abs. 2 EheG simer. 
und ehelimer EI'!Sparnisse eingefügt w,ird. 

Zum Art. VIII: 

Änderungen des Wohnungseigentumsgesetzes 1975 

Der § 11 WEG 1975 in der geltenden Fa~sung 
regelt die Remosfolgen der Nimtiger}därung, 
Aufhebung oder Smeidung der Ehe hinsichtlich 
gemeinsamen W ohnungseigentums der Ehegatten. 
Unver anderem ist aum bestimmt, daß d;ts Ge­
richt im Verfahren außer Streiosamenauf Amrag 
den Anteil eines Ehegatten am Mindestanteil und 
gemeinsamen "WohlllUngseigentum nam den 
Grundsätzen des § 2 der 6. DVEheG auf den 
an-deren Ehegatoen gegen Zahlung eines über­
nahmspreises zu übertragen hat, wenn sich die 
Ehegatten nimt darüber einigen, wem von ihnen 
die im gemein5amen Wohnungseigentum stehende 
Ehewohnung zufallen soll. Das Antragsremt er­
lischt ein Jahr nam dem Eintritt der Remts­
kraft des Urteils über die Nimtigerklär·ung, Auf­
hebung oder Smeidung der Ehe. Die Bestimmung 
ellthält aum besondere Regeln für die Bemessung 
des übernahrnspreises. 

Würde dieser Teil des S 11 WEG 1975 -
neben den neuen Bestimmungen über die Auf­
teilung ehelimen Gebraumsvermögens und ehe­
licher Ersparnisse - aufremtbleiben, so könnte 
es zu einer Zweigleisigkeit der Vermögens aus­
einandersetzung der Ehegatten irri Fall der Smei­
dung, Aufhebung oder Nimtigerklärung der Ehe 
kommen; über .die Aufhebung des gemeinsamen 
WohnungseigentlUms der Ehegatten hinsimtIich 
der Ehewohnung wäre in einem außerstreicigen 
Verfahren nam § 11 WEG 1975, über die Auf­
teilung sonstigen ehelimen Gebrauchsvermögens 
und ehelimer Ersparnisse in einem - gleichfalls 
außerstreitigen. ~ Verfahren nam den §§ 81 ff. 
EheG i. d. F. des Entwurfes zu entsmeiden. 

. Dabei müßte jeweils, um. eine billige Regelung zu 
erzielen, in dem einen Verfahren auf das Ergeb­
nis des anderen Bedamt genommen werden. 

Um dieses Nebeneinander der Vorsmriften 
des § 11 WEG 1975 und der §§ 81 ff. EheG 
i. d. F. des Entwurfes zu vermeiden, soll der 
oben angeführte Teil des § 11 a:ufgehoben wer­
den. Das hat zur Folge, daß die Regelung der 
Rechtsverhältnisse an der im gemeinsamen W oh­
nungseigentum der Ehegatten stehenden Ehe­
wohnung im Fall der Scheidung, Aufhebung oder 
Nichtigerklärung der Ehe gleichfalls den - in 
dieser Beziehung dem § 11 WEG 1975 ohnedies 
sehr nahe kommenden - §§ 81 ff. EheG i. d. F. 
des Entwurfes unterliegt. Daß der Rimter im 
Rahmen des Aufteilungsverfahrens über W oh­
nungseigen~m der Ehegatten nur durch über­
tragung des Anteils eines Ehegatten am Mindest­
anteil und gemeinsamen Wohnungseigentum auf 

Die Änderung des § 11 WEG 1975 im ange­
führten Sinn läßt es zweckmäßig scheinen; den 
Inhalt der Abs. 1 und 2 neu zu gliedern. Im 
Abs. 1 verbleibt der Inhalt des ersten und zwei­
ten Satzes der bisherigen 'Fassung; der Fall, daß 
nach Ablauf der Jahresfrist, jedoch während eines 
anhängigen Aufteilungsverfahrens ein Anspruch 
a.uf Aufhebung der Gemeinsmaft geltend ge­
mamt wird, ist ohnedies durch den § 235 
AußStrG i. d. F. des Entwurfes erfaßt; das 
Streitgericht hat das Verfahren an das Außer­
streitgericht zur Entscheidung nach den §§ 81 ff. 
EheG abzugeben. Der § 235 AußStrG mamt aum 
die Regelung des Abs, 1 letzter Satz erster 
Halbsatz entbehrlich. Der letzte Halbsatz dieser 
BestimmUng wird inhaltlich in den neuen Abs.2' 
übernommen. Der frühere Inhalt des Abs. 2' 
wird aus den eingangs angeführten. Gründen 
nicht übernommen. Im Abs. 3 ist bloß die Ver­
weisung auf den' Abs. 2 durch eine Verweisung 
a.uf die neue Aufteilungsregelung zu ersetzen; 
im übrigen kann diese Bestimmung, die sim an 
das Verlassenschaftsgericht wendet, unverändert 
bleiben. 

Zum Art. IX: 

Xnderungen des Gerimts- und JQstizverwaltungs­
gebührengesetzes 1962 

Dieser Artikel enthält die erforderlichen ge­
bührenremtlichen Bestimmungen für die neu ge­
schaffenen Verfahr!!n über die Abgeltung der 
Mitwirkung eines Ehegatten im Erwerb des ande­
ren nach § 98 ABGB i. d. F. des Entwurfes, 
über die Scheidung im Einvernehmen nam § 55 a. 
EheG i. d. F. des Entwurfes und über die Auf­
teilung des ehelichen Gebrauchsvermögens und 
der ehelimen Ersparnisse nach den §§ 81 ff. 
EheG ri. d. F. des Entwurfes. Die Regelung 
ist - ohne grundsätzlime Neuerungen - in das: 
bestehende Tarifsystem eingebaut. 

Zum Art. X: 

Xnd~rungen des Einkommensteuergesetzes 197Z 

ZurZ.l: 

Nach § 98 ABGB i. d. F. des Entwurfes hat 
ein Ehegatte, wenn er im Erwerb des anderen 
mitwirkt, einen Anspruch auf angemessene Ab­
geltung seiner Mitwirkung. Dieser Anspruch 
ist - da·s ergibt sim bereits aus der Einordnung 
der Bestimmung in die Paragraphenfolge über 
die persönlimen Rechtswirkungen der Ehe -
familienhafter Art. Er ist eine Folge der Pflicht 
der Ehegatten zur umfassenden Lebensgemein­
schaft und zu deren einvernehmlichen Gestaltung .. 
Die Abgeltung im Sinn des § 98 ABGB kann 
daher nicht als ausschließlich "durm den Betrieb 
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-veranläßte Aufwendung" angesehen werden und 
stellt steuerlich - im Gegensatz zu de~ im 
§ 100 ABGB angeführten Ansprüchen - weder 
eine Betriebsausgabe 'noch Werbungskosten dar; 
umgekehrt fließt dem Empfänger die Abgeltung 
nicht im Rahmen einer steuerrechtlich relevanten 
Einkunftsart zu. 

Nun können aber Leistungen auf Grund des 
S 98 für den Leistungspflichtigen eine arge Be­
lastung sein. Durch die Neufassung des zweiten 
Satzes des § 34 Abs. 3 EStG 1972 wird klarge­
stellt, daß Abgeltungsbeträge gemäß § 98, die 
aus Anlaß der Scheidung, Aufhebung oder Nich­
tigerklärung der Ehe gezahlt werden, als zwangs­
läufig erwachsen gelten und daher insoweit als 
außergewöhnliche Belastung berücksichtigt wer­
den können. 

Zu den Z. 2 bis 4: 

Die vorgesehenen Änderungen der §§ 107 und 
108 EStG 1972 sollen zur Vermeidung von 
Härten den Verlust der Steuerbegünstigungen 
für Wertpapiere und Bausparverträge als Folge 
der Auf teilung ehelichen Gebrauchsvermögens 
und ehelicher Ersparnisse nach den §§ 81 ff. EheG 
i. d. F. des Entwurfes ausschließen. Dies wird 
dadurch erreicht, daß die übertragung von 
W er~papieren an einen Ehegatten bei Auf teilung 
ehelIchen Gebrauchsvermögens und ehel~cher Er­
sparnisse anläßlich der Scheidung, Aufhebung 
oder Nichtigerklärung der Ehe - so wie der 
übergang von Todes wegen - nicht als Ent­
nahme aus dem Depot gilt, soweit die Wert­
papiere weiterhin hinterlegt bleiben. Auch beim 
Bausparen soll die übertragung eines Bauspar­
vertrags im Zug der A1,1fteilung ehelichen Ge­
brauchsvermögens oder ehelicher Ersparnisse 
gleich behandelt werden wie der übergang eines 
Bausparvertrags :im Todesfall. 

Zum Art. XI: 

Änderung des Grunderwerbsteuergesetzes 
/ 

Der Grunderwerb zwischen Ehegatten unter­
liegt während des aufrechten Bestandes der Ehe 
dem begünstigten Steuersatz von 2 v. H. Diese 
Steuerbegünstigung soll, um die Auf teilung ehe­
lichen Gebl,"auchsvermögens und ehelicher Erspar­
nisse nicht zu erschweren, den Ehegatten auch 
bei Auf teilung ehelichen Gebr.auchsvermögens 
und ehelicher Ersparnisse anläßlich der Scheidung, 
Aufhebung oder Nichtigerklärung der Ehe nach 
den §§ 81 ff. EheG i. d. F. des Entwurfes erhal-
ten bleiben. . 

Be~üglich des übrigen det Auf teilung unter­
liegenden Vermögens geht der Justizausschuß 
davon aus, daß dessbn übertragung im Rahmen 
der Auf teilung, gleich ob auf Grund einer ge­
richtlichen Entscheidung oder außergerichtlich, 
grundsätzlich keine Schenkungssteuerpflicht aus­
löst. 

Zum Art. XII: 

Änderung des Prämiensparförderungsgesetzes 

Auch die Änderung des Prämiensparförde­
rungsgesetzes dient dazu, unbillige Härten bei 
der Aufteilung ehelicher Ersparnisse möglichst 
zu vermeiden. Es muß gesetzlich vorgesorgt wer­
den, daß die übertragung des auf einem Prä­
miensparkonto liegenden Guthabens im' Zug der 
Auf teilung ehelichen Gebrauchsvermögens oder 
ehelicher Ersparnisse nam den §§ 81 ff. EheG 
i. d.F. des Entwurfes nicht zur Auflösung des 
Prämiensparvertrags führt und so der AnspruCh 
auf die höhere Verzinsung und die staatliche 
Prämie verwirkt wird. Die vorgeschlagene Er­
gänzung des Prämiensparförderungsgesetzes folgt 
der im Abs. 4 des § 4 enthaltenen Bestimmung für 
den Fall des Ablebens des Prämienkontensparers. 

Zum Art. XIII: 

Änderungen des Wohnbauförderungsgesetzes 
1968 

Die Änderungen des WohnbauförderungsG 
1968 sollen sicherstellen, daß die übe·rtragung 
von geförderten Wohnungen und Eigenheimen 
im Zug der Auf teilung ehelichen Gebrauchsver­
mögens und ehelicher Ersparnissse nach den 
§§ 81 ff. EheG i. d. F. des Entwurfes durch das 
Wohnbauförderungsrecht nicht erschwert wird. 
Die übertragung soll .deshalb nicht an die im 
§ 22 Abs. 2 vorgesehene Zustimmung des Landes 
gebunden sein und auch nicht die im § 36 Abs. 2 
bestimmten außerordentlichen Leistungen des in 
der Wohnung verbleibenden geschiedenen Ehe­
gatten zur Folge haben. 

Im Hinblick auf die in der Änderung des § 22 
Abs. 2 zum Ausdruck kommenden Tendenz, 
nach Scheidung, Aufhebung oder Nichtigerklä~ 
rung der Ehe die Wohnversorgung des früheren 
Ehegatten zu erleichtern, werden dem Begriff 
"Ehegatte" im Sinn des § 2 Abs. 1 Z. 1 Wohn­
bauföl"derungsG 1968 auch Personen zuzurechnen 
sein, deren Ehe bereits geschieden, aufgehoben 
oder für nichtig erklärt worden ist. Durch diese 
ausdehnende Auslegung soll gewährleistet wer­
den, daß der frühere Ehegatte die .im Eigentum 
des anderen Ehegatten stehende Wohnung nut­
zen kann, ohne sich der Darlehenskündigung 
gemäß § 13 Abs. 1 WohnbauförderungsG 1968 
auszusetzen, und daß im Fall der übertragung 
einer EigentUMswohnung nach Scheidung, Auf­
hebung oder Nichtigerklärung der Ehe an den 
früheren Ehegatten dieser die außerordentlichen 
Leistungen naCh § 36 Abs. 2 Wohnbauförde­
rungsG 1968 nicht zu erb'ringen hat. 

Zu den Art. XIV bis XX: 

Änderungen des Sozialversicherungsrechts 

Die Art. XIV. bis XX haben Änderungen des 
Sozialversicherungsrechts zum Gegenstand, mit 
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dem Ziel, in Scheidungsfällen nach § 55 EheG 
i. d. F. des Entwurfes den gegen seinen Willen 
geschiedenen Ehegatten krankenversicherungs­
rechtlich und für den Fall des Todes des Unter­
haltspflichtigen aruch versorgungsrechtlich zu 
sichern. 

Diesbezügliche Vorschläge sind dem National­
rat schon in der Regierungsvorlage eines Bun­
desgesetzes über eine Änderung des Allgemei­
nen Sozialversicherungsgesetzes (181 BlgNR 
14. GP) zugegangen. Die in dieser Vorlage in 
Aussicht genommenen Gesetzesänderungen haben 
sich allerdings nur auf die Versorgung für den 
Fall des Todes des Unterhaltspflichtigen bezogen 
und unter bestimmten einschränkenden Bedin­
gungen die Gewährung einer Rente aus der Un­
fallversicherung bzw. einer Pension aus der Pen­
sionsversicherung vorgesehen. 

Bei der Behandlung dieser Regierungsvorlage 
im Ausschuß für soziale Verwaltung bestand 
'übereinstimmung, die hier interessierenden Be­
stimmungen aus der Vorlage zu eliminieren und 
zunächst das Ergebnis der Beratung über die 
Regierungsvorlage eines Bundesgesetzes über eine 
Änderung des Ehegesetzes (289 BlgNR 14. GP) 
abzuwarten. Es kam somit zu keiner meritori­
schen Beratung der einschlägigen Vorschläge. 

Nunmehr sind Zug um Zug mit der Beratung 
der letztangeführten Regierungsvorlage auch die 
sozial versicherungs rechtlichen Begleitmaßnahmen 
zur Änderung des Scheidungsrechts 'beraten und 
entsprechende gesetzliche Änderungen ausgear­
beitet worden. Dabei ist der Justizausschuß zur 
Auffassung gelangt, daß sich diese Begleitmaß­
nahmen nicht auf den Fall des Todes des unter­
haltspflichtigen geschiedenen Ehegatten beschrän­
ken dürfen. Es bedarf vlielmehr auch einer Vor­
sorge für den krankenversicherungsrechtlichen 
Schutz des gegen seinen Willen geschiedenen Ehe­
teils .. Besonders geht es hier um die geschiedene 
Ehefrau, endet doch - zumindest bei allen un­
selbständig Erwerbstätigen - mit der Rechts­
kraft des Scheidungsurteiles die Angehörigen­
eigenschaft der Ehegattin (des erwerbsunfähigen 
Ehegatten) im Sinn des § 123 ASVG - sofern 
eine solche überhaupt bestanden hat - und da­
mit auch der krankenversicherungsrechtliche 
,Schutz. 

Im Bereich der allgemeinen Krankenversiche­
rung bietet sich als Ersatz für diesen verloren­
gegangenen Schutz das Instrument der Selbst­
versicherung in der Krankenversicherung nach 
§ 16 ASVG an, die jedem, der nicht in einer 
gesetzlichen Krankenversicherung pflichtver­
sichert ist, die Möglichkeit gibt, durch Abgabe 
einer entsprechenden Erklärung zu bewirken, 
daß mit dem der Antragstellung folgenden Tag 
der Schutz der Krankenversicherung für ihn 
wirksam wird. Diese Möglichkeit steht also auch 
jedem gegen seinen Willen Geschiedenen offen. 

Die Anmeldung zur Selbstversicherung bewirkt 
aber nicht nur den Versicherungsschutz, sondern 
auch die Beitragspf1~cht des Selbstversicherten. 
Beitragsgrundlage ist in diesem Fall - verein­
facht ausgedrückt - die jeweils in der Kranken­
versicherung nach dem ASVG geltende Höchst­
beitragsgrundlage (§ 76 Abs. 1 Z. 1 ASVG). Der 
Beitragssatz beträgt zur Zeit 5 v. H. dieser Bei­
tragsgrundlage (§ 76 Abs. 1 ASVG). Die Selbst­
versicherung ist allerdings - so das geltende 
Recht ~ auf Antrag des Versicherten, soweit 
dies nach seinen wirtschaftlichen Verhältnissen 
gerechtfertigt scheint, in einer niedrigeren Lohn­
stufe als der zuzulassen, die sich nach der Höchst­
beitragsgrundlage ergibt. Hier scheint nun dem 
Justizausschuß im Zusammenhang mit dem zu 
lösenden Problem eine Ergänzung des Gesetzes 
notwendig. Da nach § 69 Abs. 2 EheG i. d. F. 
des Entwurfes der Unterhaltspflichtige - im 
Rahmen seiner Unterhaltspflicht - auch die 
Beiträ.ge für eine Krankenversicherung des ge­
schiedenen Ehegatten zu ersetzen hat, besteht 
auch für ihn ein Interesse, unter Hinweis auf 
seine eigenen wirtschaftlichen Verhältnisse, eine 
Beitragsherabsetzung zu erwirken. Es sollen da­
her - wie dies der geltenden Rechtslage ent­
spricht - der Versicherte selbst, unter Hinweis 
auf seine wirtschaftlichen Verhältnisse; aber -
und dies ist neu - in den hier interessierenden 
Fällen auch der Ehegatte, der die Scheidungs­
klage eingebracht hat - in diesem Fall unter 
Hinweis auf seine wirtschaftlichen Verhältnisse 
- eine Beitragsherabsetzung beantragen können. 

Ob der geschiedene Eheteil, dessen Angehöri­
geneigenschaft mit dem Bintritt der Rechtlskraft 
des Scheidungsurteils 'geendet hat, von der ihm 
gebotenen Möglichkeit der Selbstversicherung 
Gebrauch macht, bleibt ihm überlassen. Auf alle 
Fälle endet eine solche Selbstversicherung, wie 
bei allen anderen Selbstversicherten, mit dem 
Eintritt einer Pflichtversicherung. Besonderer Be­
stimmungen für diese Fälle bedarf es jedoch nicht, 
weil sich dies schon aus dem geltenden Gesetzes­
wortlaut (§ 16 Abs. 6 ASVG) ergibt. 

Anders stellt sich die Rechtslage im Bereich der 
gewerblichen und der bäuerlichen Krankenver­
sicherung dar, weil diese beiden Systeme die 
Rechtsfigur der Selbstversicherung in der Kran­
kenversicherung nicht kennen. Nun wäre' es 
möglich, die Schutzfälle, auf die es hier ankommt, 
auf die Selbstversicherung nach § 16 ASVG zu 
verweisen. Dies schien dem Ausschuß jedoch 
deshalb nicht sinnvoll, weil grundsätzlich jedem 
die Möglichkeit geboten werden soll, in der ange­
stammten Riskengemeinschaft zu verbleiben. 
Soll also der krankenversicherungsrechtliche 
Schutz, sofern er durch die Ehescheidung nach 
§ 55 EheG i. d. F. des Entwurfes verlorenging, 
unter Bedachtnahme auf den dargelegten Grund­
satz aufrecht erhalten werden, dann bietet sich 
hiefür lin den in Rede stehenden Bereichen die 
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Weiterversicherung nach § 7 Gewerbliches 
Selbständigen-Krankenversicherungsgesetz 1971 
(GSKVG 1971) oder nach § 5 Bauern-Kranken­
versicherungsgesetz (B-KVG) an. Beide Bestim­
mungen räumen nämlich schon derzeit die Mög­
lichkeit ein, die Knnkenversicherung "nach Nich­
tigerklärung, Aufhebung oder Scheidung der 
Ehe vom früheren Ehegatten" fortzusetzen. 

Hier muß :liUeIldin~ der V olLstänldigkeit halber 
auf ,eine nur der Gewerb1ichen Krankenver­
sicherung eiglen1:Üm1iche Konstlruk<ti.on hingewie­
sen werden. Währen'd nämlich '1m ASVG UI1Jd um 
B-KVG die Ehegattlin, im ASVG auch der er­
wenbswnfähige Ehegatte unid ,im B-KVG der 
Ehegatte, ·sofern er sei-nen Lebensunterh:lilt über­
wiegend ,alUS dem Ertrag ides laIlld{forst)wirt­
schaftlichen ßetr,iehes ~einer Ehegatcin' bestreitet, 
über den V enichertenals '3:'nsprucMbere~tigte 
Angehörige den Schutz der Krankenversiche­
rung genießen, bedarf es in der Gewerblichen 
KrnnkenversichenuIllg, um 'dielses Zid zu er­
reichen, des Albsch1usses ,einer sogenannten 
Familienvemicherung (§ 10 GSKVG 1971). In 
·dieser Versicherung ist für Idie Ehegattin (Iden 
Ehegatten) ein Familienbeitrag in ,der Höhe von 
50 v. H. dels Groodbei,tra,ges (7,7 v. H. cl,er je­
wei.tig,en BeitrngsgrundJ,ag,e) zu leisten. Dilie Mög­
lichkeit ,der Weioerv,el'sicherung ein der Kranken­
versicherung mch Idem GSKVG 1971 nach Nich­
tig-erkJärung, Aufhebung oder Scheidung der 
Ehe durch Iden f.rüher,en Eh~atten ist -al,lendings 
nicht an ,clie VOI1arurssetZJu!1ig ~ebunden, -daß für 
diesen im Zeitpunkt der Aluflösung ·der Ehe ·auch 
tatsächlich eine solche FiantitLienversicherung be­
standen hat. Dies wind vom zustän\dig,en Ver­
sicherungsträger :liuch ausd,rü~lich allS seine seit 
langem ,geübte Pr,axlis bestätigt. 

Die schon zitierten Besuimmungien übe,r die 
Weitervel'sicherung ,in der Gewerbltichen und 
Bäuerlichen Krankenversicherung hedül'fen ·somit 
keiner Knderung. Eine Ergänzung ist 'nur, ,ent­
sprechend der im § 76 ASVG -getroffenen Son­
derbestimmung, ~m Beitlfla~sJ:1echt notwen'di,g, weil 
<!Juch hier der ;unterha:ltspfllichtigle ,und damit 
"beit'l'I3JglSpfLich,vtge" EheglattJedie Möglichkeit 
erhaltlen soll, unter Hinweis auf seine wirt­
schahllichen V,erhältnisse eine HeraJbsetzung der 
BeitrngsgrundLage bzw. ,des Beitragtes <,die B3!uern­
Krankenv,ers'ichernng kennt ,dii,e Einrichtung der 
ßeitragsgrundlage nicht) 7;U beantragen. 

Mit {den besprochenen gesetzlichen Änderun­
gen w:ird somrt s'ichel1gestellt, 'daß der nach § 55 
EheG geschiedene Ehegaote - so wie übrigens 
jeder a.ndel"e Geschi,edene auch -, wenn er ,auf 
Grund der Ehesche~dung seinen kranken ver­
sicherungsnechtlichen Schutz ,aIs AIligieJhöriger 
vediiert, d~e Mäglidrkeit hat, ,in ein System der 
freiwil1ig,en Krankenv,ersicheJ:1ung ettJnzutr,eten. Die 
SOnlderl1egelung hezügl,jch der EiJnbringung eines 
Herahsetzungsantrages finldet rhre ·sachliche 

Rechtf.ertigung ,ln der Bes1Jimmung ,des § 69 
Albs. 2 EheG i. ,d. F. des Entwurf.eIs, daß der 
UnoerhaJosan~pruch ,des 'geschiedenen Ehegatten 
jedenifaUs auch den Ersatz der Beiträg1e zur frei­
wiLligen Versicherung ,in d,er gesetzllichen Kran­
kenversicherung :umf'aßt. 

Der Vollständigkeit halber sei darauf hinge­
wiesen, daß sich das hier el"läuterte Problem [m 
Bereich der KrnnkenViersicherrung öffentlich Be­
diensteter :deshalb niicht stdlt, w.eil Ülcliesem 
System auch ,diie schuldlos ,geschiedene Ehegattin 
(Ider schrulrdlosgescMedene erwel"bsunfähige Ehe­
gat;te) aLs Angehöl1igte(r) ,gilt (§ 56 Abs. 7 Bea:m­
ten-Kranken- und Unfalrlversicherungsgesetz). 
Diese Sonderbestimmung hat das am 1. Juli 1967 
in Kraft getretene Beamten-Kranken- und Unfall­
versicherungs~esetz a'lliS dem zum ,gleichen Zeit­
punkt aJUfgehobenen § 485 ASVG (,in <lier Soamm­
fassung) übemommen. Es haJ1ldrehs~ch ,a1so um 
ein seit Jahrzehnten geltendes Sonderrecht. 

Was die versorgungsrechtliche Seire Ibetfliffrt, ,jst 
der }ustJirousschuß der Meinung, dJaß sich die hier 
zu treffenden &egelungen soweit als möglich a:m 
gehenden Recht oriennieren 'sollen, nicht zuletzt, 
um eine v,erfassungsnechdich nicht vertretbare, 
unterschiedlich·e Behmdlung ·zu Vlermeid'en. 

Nach der gelrrenJden Rechtslage - der Ein­
fachheit halber können ,sich ,die Erläooerungen 
hierauf das ASVG heschränken, we~l ,ihnen die 
analogen Bestimmungen im GSPVG und B-PVG 
inhalt1ich völlig entsprechen - gebührt eine 
W,itwenpension ,.auch der Frau, ,deren' Ehe mrt 
dem Versicherten für nichtig erklärt, aufg,ehoben 
ooer ,gesch,ieden worden -ist, wenn ihr ,der Ver­
$licherte ZJUr Zeit 'seines Todes UntJerhak (eoi:nen 
U n'terhialtsbeiitliag) auf Gl1UIlld eines gerichtlichen 
Urteiles, ,eines geliichtlIichen Ver,gleiches oder 
einer vor Auflösung (Nichtigerklärung) Ider Ehe 
.eingegangenen veruragLichen V.erpfLichtung zu 
leisten hatte, un:d zwar ~of,ern umd solang,e die 
Frau nicht eine neue Ehe geschlossen hat" 
(§ 258 Abs. 4 ASVG)_ 

Diese W[twenpenmon :da,rf jedoch ,den gegen 
den Versicherten zur Zeit seti·ne5 Todes bestehen­
den Anspruch auf Unterhalt (Unterhaltsbeitrag) 
sow~e .die der hinterlassenen WiJtJwe ~s dem­
'selben Vier,sicherungshll ,ge'bühr,ende WitWenpen­
sion nicht übersteigen. Die Regelung des § 264 
Abs. 4 knüpft somi,t ~m wesentLichen an idie im 
Zeitpunkt des Todes des Unterhaltspflichtigen ge­
gebene Versorgungsrechoslage an, indem die ge­
setzliche Pensionsv'ers,icherung mit einer Witwen­
pension in der Höhe des durch den Tod des Un­
terhaltspflichtigen weggebllenen Unterhaltes (Un­
terhaltsbeitrages) einzutreten hat. Da sich der 
Unterhalt :d'er Frau, deren Ehe nach § 55 EheG 
i. o. F. des ·Entwwrfes g,escbieden worden ,ist, 
grundsätzlich nach § 94 AßGB rich1let, somit 
also ein Unterha:hsanspruch wie in aufrechter 
Ehe besteht, liiSt ,es '~n Fortentw,icklwng der gel-
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tenden RechtsLage a:ngemessen, diJ~ FrauatUch 
in ihrer Witwenvel1sorgung so ZlU stellen, als ob 
~e Ehe Um Zeitpunkt des Todes delsgeschiedenen 
Gatten aufrecht gewesen wäre. Aus dieser Eiktion 
folgt, daß im g,enannten Fa,u ld1e Witwenpen&ion 
nach § 258 Abs. 4 ASVG ohne Beschränkung 
durch icLie Höhe ;des Unterhalu (Unterhaltsbei­
tra.gels) gebühren soll. 

Diese "VoHvel'sorß!Ung" soLl laJber fl.ur dort 
Platz greifen, wo :dies so2li:a;lpolitiisch geboten 
scheint. AIs brauchJbane Indlikatoren für elin sol­
ches Gebot el1achtet der }uS'tizausschuß IdLe Ehe­
dauer, OOS Lebensalter der Unterha:ltsberechtig­
ten, ,ihre Fä:higkei.it,' sich &elhsteinen Un~erhlllt 
zu \'!erschaffen, sowie ,das Vorhamierusein inin­
destens eines Kllifildes, das noch der Pflege und 
Beorruung <bedarf. ÄhnLiche Kriitertien hat <bereits 
die eingangs erwähnte Regierungsvodage vorge­
sehen. Der Justizausschußgehtalleooings inso­
fern über diese VOl"Schläge hinaus, als seines 
Erachtens ,atUch 'e1ne seit td~ Zeitpunkt ,des Bin­
tritts der Rechtskraft delS Scheildungsurteils be­
soohende ErwerbSlUnfäh~gkeit der geschiedenen 
Frau, ohne Rücksicht !darauf, ob sie im Zeit­
punkt der Ehescheidung das 40. Lebensjahr be­
r,eits vollendet hat, zu einer Vollversorgung 
führen so~l. Bine Modiifikia-cion scheint dem 
Jusvizausschuß auch bezügNch der Wechselwir­
kung zwischen !dem Leibensa:!tJer der Mutter und 
dtlIIl Vorhrulld,enseineines pfl.egebedürftJigen Kin­
des @ebotJen. Hier 'soll für <die Fraige, ob rue feh­
lende Vor.aussetzung der Vollendung ,des 40. Le­
bensjahres der Fra:u ,durch das Vor.ha:ndensein 
eines Kä:ndes swootituiJert W1erden kann, idie v'er­
sorgungsberech1ligung dies Kiindes lim Zeitpunkt 
des Todes ,des Unterha'!-tspflich1Jigert maßgebend 
sein. Fällt fun reler Person des Kindes nach ·dem 
Tod des Unt>erlhaJtspflich'tig,en ,eine Waisenpen~ion 
:lIn, so ist dies wohl ein Zeichen da.rur, daß die 
Mutter lin odiie~em Zeitpunkt, 'wegen der not­
wendigen Pflege und B,etreuung keinem oder 
nur heschränkteinem EI'We1"b nachg,ehen kann 
und ihr daher eine voHeWlitwenpension gebüh­
ren soll, ,auch wenn sie lSeinlerzeit im Zeitpunkt 
der Ehesch,e~dung das 40. Lebensjahr noch nicht 
volleIlidet ha:t. Da auf .den ,Anfall Ider Waisen­
pemion aJbg·estellt Wlird, kommt 'dlie geschiLderte 
Wiirkung atUf die pensionsr.echtliche Versorgung 
der Mutter tauch Kindern zu, ,d~e zum f.rag1ich(!n 
Zei'tpunkt infolge KrankhltJit oder Gelbriechens 
erwerbSiunfähiig sind oder .die .sich auch nach 
Vollendung des 18. Lebensjahrs noch in Schul­
oder Bellufsauls'bildung :befinlden. 

WesentLich list aber 3'uchdie Aonderung der 
SYo&tematiJk geg,enüber ider ,seinerzeinigen Regie­
rungISvorlage ,einer 32. NOV1elle zJUm ASVG. Da 
nämllich "die hi.er besprochene Regelung in ,einem 
neuen Abs. 5 dem § 264 ASVG angefügt wird, 
Wlil"d sie zur Bemessun~rschrift ,einer Witwen­
pension, ,die 'nach § 258 Albs. 4 ASVG gebührt. 
Da~ Ibedeutet, 'daß die in RJe!de ,stehefilde "qua:li-

fi~ierte Witwenpenslion" auch an die Voraus­
set7JUng des§ 258 Abs. 4 ASVG gebund<en i'st, 
da niimlich - wJi,e sicl1 (a.us Ider vorstehend wieder­
gegebenen Zinierung ,dieser :ßesuimrnung erg1bt -
der Anfall diteoor Pen&ion driie Leistung des Unter­
hal1Js (eines Unterha.1tJSbeitl1ags) zur Zei,t des 
Todes des Versicherten voraussetzt. Dem Jusciz­
au~schuß IScheint nämlich 'lllichJt .geboten, oden An­
spruch alUf die volle W,itwenpensüon 'auch in 
Fälleneirnzuräumen, ,in denen ,durch oden TOd 
des {,rüheren Ehegatten ein Unterhalt (Unter­
haltsbeitrag) überhaupt nicht entsteht. 

Die V1or3tJeheooen Ausfühnungen haben sich 
aJusschließlich mit der versorgungsrechullichen 
Frage der' gesch~,edenen Ehdil1a:u beschäfcigt. 1m 
Int,eresse einer gesch1echtsneutt1alen Regelung 
muß ,auch des Mannes gedacht wenden, dessen 
Ehe nach § 55 EheGg1eSchlieden wot1den ~st. Auch 
ihm ist unter Bedachtnahme auf die geltenden 
Bestimmungen über die Witwerpension (§ 259 
ASVG) .ein PenSiioIlisaniSpl1uch eilllz,uräumen, 50-

f,ern die sozialpohici.lSch'en Inldibtor.en für eine 
solche Vel"Songung zU'treff,en. Da § 259 ASVG 
aber schon 'derzeit ,eine W~twerpension nur ZlUer­
k,ennt, Wienn die Ehegattjin im Zeitpunkt ,des 
Todes den Lebensunterha.lt ~hres M<1!nnes üher­
wiegenld bestrrtten bat und oder Malnn zu odiiresem 
Zeitpunkt ~el1Werbsunfähig und hedür.ftlig ist, 
müssen auch für die W:i,twerpens~n im Ba.11 einer 
Ehescheüdung ,nach '§ 55 BheG i. d. F. d·es Ent­
wurfes Idies.e Kl1itemen ZlUsätz1ich vorliegen. 

Schließlich heda:r.fes noch ,einer Ergänzung 
des § 267 ASVG, demzufolge ,alle Hinterbliebe­
nen,pensionen 2'1usammen nicht :höher sein dürfen 
als die um 10 v. H. ihres ,Betrages erhöht.e Pen­
sion, auf ,d~e ,der Versicherte !beis.einem Ableben 
Anspl'uch gehabt hat oder gehaht hätte. Bine 
Wii,twenpension nach § 258 hbs. 4 ASVG, aho 
eine Wiitwenpension an ,eine Geschiedene, ist 
hiebei nicht zli berücksichtigen. Dieser Grundsatz 
muß lauch auf die qwaLifi'Zlierte Witwenpension 
ausgedehilit wenden. Es empfieblt sich daher, üm 
§ 267 ASVG neben § 258 Abs. 4 auch § 264 
.Nbs. 5 bzw. § 259 Abs. 2 (WIi,tw,erpension) zu 
zitier.en. Die W~,twenpension :an die Geschiedene 
(die Wiitwerpension 3111 ,den Geschiedenen) soll 
jedoch in keinem FaLl die der hinterlassenen 
Witwe (dem hint'erla,ssenen Witwer) gebührende 
P'ension Üibel"schooiten. , 

Der JlUlSmzausschuß betont noch, daß in allen 
FäLlen e~ner ScheliJdung, iin Idenen In.icht die volle 
Wi~twenpension gebührt, unter ,der Vot:a.11sset­
zung ,des § 258 Abs. 4, Anspruch a'uf eine 
Witwenpension in der Höhe ,des Un~erha:ltes (des 
UnterhaltS'beiwa.ges) besteht. Zu allen ;diesen 
Pensionen gebührt - auch ,dies sei nur der 
Vol1ständ,igkeit 'HaLber ,angemerkt - hei Zutref­
f.en der Voraussetzungen ,des A!bschnlittes V des 
Vierten T.eiIes Ides A:SVG ·cline AusgleichsZlUlag,e 
bis zur Höhe des jeweih geltenden Richotsatzes. 
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Mit ,dem Anfall der Wlitwenpens-ion wird aber 
auch - wie schon nach geltendem Recht - die 
Krankenv,el'Sid1eliung nlach § 8 Abs. 1 Z. 1 lit. a 
ASVG WlirkSiam werlden und eine ,d,ann allenfalls 
bestehende Selbstv.emicherung ,in der Kranken­
v'ersieherung 'enden. Das gleich,e gilt ,i:l'uch für die 
andel'en Pensionssysteme. 

In An~,ehnung an das Vorbibd ,der Witwen­
(Wütwer)p:ens,ion 'in der P,ensionsv,ersicherung 
soHen ,in den Fl:Hlen, qn ,denen da)s Sche1dn.tngs­
urteil den AusSlpnuch im Sinne des § 61 Abs. 3 
EheG ,i. d. F. des EnJtwurtes enthält, auch ,Lei­
stungen aus, ,der Unfal,lvers,icherung gebühren, 
wenn zu den Voraussetzung,en, die für we 
"voHe VeI1sor@ung" ,aus ,der P<en:s:ionsvers,icherung 
geIten, noch ,d,ie Vora'ussetznmg hinzutfiit~, d'aß 
der ArbeitsunflaU (d~,e Berufskmn:kheÜt), durch 
die der Tod verursacht wonden ist, herelits im 
Zeitpunkt des Eintritts der Rechtskraft des Schei­
dUJngsurteils ,eingetreten w'ar. Di.ese ,einschrän­
kende VoraUissetz,ung findet ihre Begriindung 
darin, daß es keinen einleuchtenden Grund gibt, 
warume~n nach ;dem Eintritt der RechtJskraflt 
des Scheidungsurteils eingetretener A,flbe:itsunfalil 
des Unterhial~pflich'tlig'en, Ider 'ursächlich für den 
Tod -des Ve,~icherten [S't, zu einer über d,j,e Ver­
sorgung <l1US der P.ensiönsver,sicherung hlinaus­
gehenden finr.lJl1rzieUen Bes&erste1Lung der geschie­
denen Witwe führen soll. Dies umso mehr, als 
zwischen Ehescheidung unld unfaUbedingtem Tod 
des Versicherten sehr oft Jlahre, wenn nicht Jahr~ 
zehnte, liegen können. 

Im GSPVG und im B-PVG werden wegen der 
analogen Red1tslage d,j'e gleichen Regelungen 
notw,endig wie für die Pensionsver,siche,rung nach 
dem ASVG. 

Aibweichend von den .besprochenen Pensions­
sysllemen, unterschiffidet das Notarversicherungs­
gesetz 1972 (NVG 1972) in der Witw,enver­
sorgung zwismen Ider Pension für ,cLie (Ihlinter­
lassene) Witwe - sie beträgt 60 v. H. der Pension, 
auf ,die ,der Versichert,e bei selinem AbIeben An­
spruch gehabt hat oder g~ha:bt hätte (§ 55 Abs. 1 
NVG 1972) - un,d der P,en:$ion für die frühere 
Ehefnu, die nur 50 v. H. Ider Mannespension 
beträgt. 'Entsprechend der überlegung, daß die 
llIach § 55 EheG li. Id~ F. des Entwurfes geschiedenJe 
Fr,au 'so zu hehanld'eln ,~st, aIs wä1'1e :ihre Ehe ,im 
ZeJitpunkt des Todes Ides früheren Eheglatt'en 
noch aufrecht, ist hier ,ein Anspt>uch auf ein,e 
600/06.g'e Witwenpension zu sta:tLVieren. Die V or­
aussetzungen, unter ,denen di'ese Leistung ge­
bührt, sind die gJeichen Wove ,in ,den anderen 
P,ensionsVler,sJieherungssystemen. 

Abschließend noch ein Wort zur Frage der 
Finanzierung, ,cLi,e ~n der öff,entliehen D1sk'ussion 
der soZJilaolvelisicherungs,r,echtlichen Absoicher,ung 
der~eschieidenen Fraru einen brruiljen Raumeinge-

nommen hat. Es ist ISchon lan anderer Stelle 
gesagt worden, Id<aß die im Zusammenhl:mg mit 
der Eheseheitdungsreform zu 'tr,effeniden sozial­
vefSlicherungsr,ech1Jlichen Maßnahmen soweit als 
möglich dem g,elterrden Recht folgen sollen. 
Danach kann eine geschiedene Fnau - im all­
gemeinen w,irdes sich nlur um sie Jmn>deln - im 
Weg der SelhstViersicherung ,jhl'en vedorengegan­
genen Kmnkenversieherung&Schutz ersetzen. In 
dieser Se1bstv,ersicherung si11id gesetZJlich festge­
legte Beiträge zu entrichten. Der Zahlungsverzug 
oder die Einstelhing der BeitragszahLung bewirkt 
das Ende der Versich'erung. Es entspnicht daher 
der vorstehend w,iedergegebenen MIa~ime, auch 
di,e ~rnnkenverSlicherung ,der nach § 55 EheG 
i. Id. F. des Entwurfes geschiedenen F'mu ISO zu 
gestalten wie die raHer alllder,en Geschied,enen. Es 
w~,r;d ihr die MögI.ichkei,t'ei1nes V,e'flSieherunglS­
schutzes geboten, :der aU.erldJings eine ß,e~tliags­
pflicht nach 'sich zieht. 

In ,der Pensionsv,ersicherung hat ,der Gesetz­
geber im AHgemeicnen Sozlia1versicherungsgesetz 
mit Wirksamkeit ab L Jänner 1956 und Bpäter 
auch im GSPVG und' B-PVG der geschiedenen 
Frau ,einen Anspruch auf Wiitwenpension einge­
räumt, ohne daß der VeI1SicheI1te für dies'e Lei­
soung ,ein,en besonlderen Beitrag zu ,en'tl'ich,ten 
hätte. Der Gesetzgeber hat also ,in Klauf genom­
men, ,daß nach einem männlichen Velisicherten 
auch .zwei oder mehr,ere Witwen pensionen anfal­
len könnenunld 'durch (das F,ehlen ciner beitrags­
~echtl;ichen Son:der,nege1ung zU!m AUISIdruck ge­
bl'acht, daß 'auch ,diese Leistung durch Idie RJisken­
gemelLnscha!ft aJhZlUIdecken :ist. Dieser RechtJs1age 
folg'enid, wird 'auch im Zusammenhang mit den 
g,egenständlich/en Anderungen keiJne beitrags­
rechtliche Sonderlbesuimmung vOI1gesehen. 

In ,den Bera:oungen ~t 'aiber n,icht übersehen 
worden, daß die nunmehr in Arussicht genom­
mene Erweiterung ,der W~tw,en'V'ersorgung finan­
ZJidle Auswi,rkJungen halben wir,d. Diese können 
allerldingrs 2ur Zeit la'1lch nicht annähernd abge­
schät~t we~.den, w,eil es keinen Anihaltspunkt 
dafür g,ibt, w:ie hoch 'd~e Al1ZIahlder Sch,e~dungs­
fäHe nach § 55 EheG ii . .d.F. des Entwurfes sein 
w,itfid. Auch Idarlf nicht Ülbersehen wer/den, daß 
der Ausspl1uch nach § 61 kbs. 3 EheG i. d. F. 
des Entwurfes noch kei,ne Mehrbelastung der 
P,e11JSQonsve1'1sich,enuflig ozw. der Unfallversiche­
rung nach sich ZJieht, weM ja ,6hne die &egoen-
9tändLich,e ScheLdJwng,s,reform dies'e Ehe I<l1Her Vor­
a:wssich't nach b'iIs zum T'Üde ,des Mannes ,auf\recht 
gebl~eben und dJ<l1mit eicne "voUe WitWoenversor­
gung"a'll'gef,aHen wäre. Erst eine 'aUenfal,Ls neue 
Eheschließung verursacht den Mehl1aufwand ,der 
Penslion (Rente) an Idie hlinterliaiSlsene W,itwe. A:Ud1 
hier wÜlr;de aiber j,ede Annahme über die ,A,nzahl 
von Eheschließungen :nach Schei'dung'en nlach § 55 
EheG i. d. F. des Entwudesin da:s Gebiet der 
Spekulation mÜlliden. 
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Es scheint !d:aher, ungeachJtet .der überlegun­
gen >des JUS'timusschil.l5ses, '~eiboten, den in Fmge 
kommenld,en LeilStu11Jg&SektOtr geso'ndert zu be­
obachten, um zu giegebener Zeit l:lJn Hand "harter 
Daten" die fin:lJnrzieHen AUswUrlwngen ,der nun­
mehr in AUiSSicht ,glenommenen soe;:ialven;,iche­
rungsrechdich'en Regelungen prüf,en ZIU -können. 
Der HeschaffuUlg dieser ,,'harten Darten" Klient der 
angeschlolis,ene En tSchließungisantraig. 

Zum Art. XXI: 

Ä.nderungen des Pensionsgesetzes 1965 

Seit .dem Inknfttreten Ides Pensionsg,esetzes 
1965 zählen auch fI'ühere -Ehefrauen zu ver­
s()'fI~ung:sbel'echt'~gt,en _ Hinterlbli~beinen (s, § 1 
Ah~. 1, Albs. 3 runld Abs. 6 PG 1965). Bei Zu­
treffen der V,ora1tsse~ungen ~des § 19 Abs. 1 
PG 1965 halben ,f.rühere Ehefrauen Ansp,ruch auf 
Versorgungsbezug. Dieser. \T:ensorgurngtshezU'g -
ausgenommen di,e Hil;fLosenZiu1age - darf nach 
§ 19 -Abs. 4 PG 1965 .die UnterhahsleilStun>g nicht 
übersteigen, al,lf Idie die frühere Ehefrnuanden 
verstorbenen Be'amten an !dessen Sterbetag An­
spruch gehabt hat. 

Mit Rück\5icht auf ,die /besondere Unterhalts­
regehIng für die künftig nlach § 55 EheG i. d. F. 
des Entwurfes gesch:iedenen Frauen bedad es 
einer ErgärrZlung des § 19 Abs. 4 PG 1965. Bei 
Vorliegen rder ~m § 61 Alhs. 3 EheG ~. d. F. des 
Entwu.rf.es normleI'ten VoraruJSsetlZlung,en soU sich 
der Untefllmhs'anspruch' nämlich weiterhin nach 
§ 94 AtBGB <bestimmen. Damit wiI'd zum AUJS­
d:ruck 'g,ebrlacht, daß dlie Fr:lJU 'Unlterlwhsrechtlich 
so behandelt werden soll, ta1s ob die Ehe nicht 
geschlieden iwortlen wär.e. 

Aus ,~eser Besonderhmtt ,der 'l1Interilmltsrecht­
Lichen :&egelurrg ergeben sich - wi,e erwähnt -
auch für ,die penlSionsr.echdicheR,e~elung ~ntt­
spreche'nJde Folg,erungen. GtlunJdsätzlich soll eine 
Fr1a,u, !für [di,e ,di,e 'erw:ihnte besonder,e unterthalts­
rechtliche Regemllllg giJt, so behiarudeh werden, als 
ob idie lEhe im Zeitpunkt ,des Todes des Mannes 
noch auftrecht gewesen wäre, .cl. h. ,es 'soll grunld­
sätzliich ein Aruspruch auf Versorgung äm Aus­
maß 'dervoHen ~i'twenvel1sorgtung geg,e'ben sein. 
Eine solche hochW!ercige Versorgung S'Owie die 
TanSiache ,ihtlelr Fi:n:an:zierung aus öf{·entlichen 
Mitteln läßt ,es 'aJltetldinglS geboten scheinen, von 
einer solch,en AllJSpruchsber,echtiigung ,di'e FäHe 
aUiSZiUl') chJJi,eß en, ün denen (die ,ehel-iche Birudung 
der Frra'U n'icht ,eine ,aillgemess,ene Zeit bestanden 
hatul11id ihr· im Hi'Uib!.ick laiU:f .ihr Lebensalter 
:z.ugemutet wel'den k1ann, sich' ,selbst ,eine a.us­
l1e,ichende Alters,versorgung zu ey,etlsch:affen. 

Durch die 'Anfügung ~m I§ 19 Ahs. 4 PG 1965 
soH drahe1' - iln übereinstimmung m~t den ,dies-

bezüglichen Absichten im Bereich ider gesetzlichen 
Pension,sViensicherung - v-o,ngesehen wenden, daß 
der Vel'sorgun'gsbezug ,einer frühet1en Ehefrau, 
zu deren GUJIlStJen id:as'auf Scheidung hutende 
U rte~l iden Ausspruch .im Sinn des § 61 Albs. 3 
EheG~. d. F. des Entwurfes ,enthält,bei Vorl~egen 
bestimmter ViOI1aUlSISetZlmgen'von ,der ,im ,elnsten 
Satz normiet1ten B,esch,ränkung 'fmsgenommen sein 
soll. Es· soll dies da'nn ,der Fall ISe'in, wenn die Ehe 
mindestlens 15 Jaihre ,~edlauert 'ullid Idie frühere 
Ehefr,au im Zeitpunkt ,des Eintl~ittIs der Rechts­
kmfit des Scheidungsurtei;l,s d'<lls 40. Lebensjahr 
vollendet :hiat. D~e1etz~er:wähn tJe Vor.aussetzung 
solJ ,entf',aUen, wenn'dlie fil1ühere Ehefrau seit dem 
Zeitpunkt ,des Eintrirw ,der· Rech~kt1aftdes 
Sch,e~dung5U1I'teils lerw,er.bsunfäh'i'g ,j'St oder aus 
dergeschieidenen Ehe .e,in Kind hervorgegangen 
oder durch dies,e Ehe ein IGnid .legitUmiert wor­
den list oder .die Ehega'tten gemeinsam ein Wahl­
kinld :ang,enommen . halben IUnJd ldas Kind am 
SterbetIag d:es Bteamoen /dem Haushalt der frühe­
r,en Ehefll'!au :angehört und Aenspruch auf Waisen­
Viersorgungsgenuß -hiat. 

Bei 'der NeufalSsungldes § 19 Abs. 4 PG 1965 
soll auch ein,e in manchen FäHen 'aufgetI'etene 
Hälrte hesei,tigt wlerlclen. Nach der bli,sherngen 
RechtlsIa~ gebührt Idie :Er1gänzungszuLage (§ 26 
PG 1965) .der früheren Ehdlnau nur insowei,t, als 
der Versor.gun&Slbezug .der früheren Ehefrau die 
Unterha!ltsleistung nicht Üibel1stleigt, tautf ,die die 
früher,e Ehefrau an Iden Beamten lan tless,en Ster­
betag Anspruch gehnht ,ha't. rDies kann ,dazu 
führ.en, daße!ine frühere Ehef.1i:lJU, die über keine 
weiter,enBinkünifte verfü,gt, mi~t ihrem Versor­
gunglshezug weithmtler ,dem Minldootsatz -bleiht. 
Da,mit :lJUch für ,:d~ese anisprochsiberechrtigte frü­
here Ehefl1au ,dii,e Zlur Bes'!r.eitunig ,des notwendi­
gen Lebensunterhalts ausreichende Pensionslei­
stung gewähd,e~stet wi'I'd, 'soll :im neuen ersten 
Satz des Abs. 4 'rdie lbilSher,i~ Einfügung ,,- aU6-
genommen die HilfloslenZiUlag,e -" durch die 
EinfügullJg ,,- aJusg'enommen Ictie Ergänzungs~ 
Ztulagle und Idie Hiliflosenzula;g,e -" ersetzt wer­
den. Diese Itegelung erfiordert Iden Entfall des 
zweiten Satzes ales Ahs. 1 .im § 26PG 1965. 

. Der Juistizausschuß verkenn'! nlich,t, ,d:aß die 
pe1lJSi-ons- unld. v,ersollgungsrechtl!iche Ahsich1erung 
des gegen g!ronlen Wi11en 'unsch'UM~g nach § 55 
EheG li. d. F. des Entwlurf,es geschieldenen Ehe­
~atten :tn Iden· Art. XIV Ib~s XXI 'auf burides­
rechtlich,e Re~elrungen beschTänkt IVst. Nurn gibt 
es a1ber l:lJuch v,ieil,e penlSiollis- 'und V'erSOl1gUJnglS­
I'echtTich,e Regdung,en a.uf· ,liarudesl'echtlücher, kol­
lektiV'Vlertnagsrechttlich,er oder GrrunJdlag,e einer 
Sactzu'ng, Idie ebenflallLs ,dem Ziel :a,usr,eichen,der 
WI~twen(Wlitw,er)Vief1Songung [dienen. A1uch ,diese 
Rechtsg,rundloagen sollten dem gelli:lJnnten rechts­
politischen Ziel angepaßt wenden. Dem di,ent ' 
ein. weit,erlet Ell'oschlü,eß1lil1Ig!S\aU'trag.' 
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Zum Art" XXII: 

Geschäftsverteilung . für familienrechtliche Abtei­
lungen 

Di.e Bestimmung ;beruht la'Ulf ,den hel"eits Z''UJffi 

Art. IVdiarge1egten GrünIden un;d sorgt für die­
jen~gJen FäLle Vlor, limdenen aulf Grund des Ge­
schäftsulffiflanrgs heielinem iB1eZ'irksg,ericht mehre:re 
tamil,ienredltliche Albteil'U'ngen gebildet w,erden 
müssen. 

Zum Art. XXIII: 

Schluß-- und übergangsbestimmungen 

Der § 1 regelt das Inkrafttreten des neuen 
Rechtes. 

Der JUistluZiausschuß ist der A~HQs;s.ung, daß 
da's vorgeisch~aJgene &nJd~esetz ehes·nens in 
Kraft tr,eten Isol!1. Die hre~t:e öffentLichk.eit wa·rtet 
hereitlS ·Lange .a~f Idie V,erw'i,rk~ichuOlg des ~eflorm­
vorha!b:ens. A~ch soLl Idamit ,einer Rechtswahl 
(ahes 'Oid.er ·OIeues Recht) ~nter .hu:snützJung ver­
fahreOisrechulicher Gesualtungsmöglichkciiten enit­
g.eg,engeWl~rkt w.erden. 

Diese Erwägungen gelten für die Zusammen­
f,assung von Zustänidigkeiten ,des lstreicig:en Ver­
Eahrens nicht; ,da;s ihie.r:für maßgJeMiche mr.l'terieUe 
Recht wind ,durch Idals V1Org;eschkligene Bundes­
ge~etz nicht ig.eändert. Insoweit ,ist daher eine 
lange Legisv.akQ:n:Z zUir Schaffung (der erforder­
lichen 'ÜrgaJn~:>atori~ch,en VoraUls~etz.ungen zWieck­
mäßlig. 

Die ,6. DVEheG geht in 'der neUlen Auf­
teilungsreg,e1ung 'Imch den ,§ § 81ff. EheG i. cl. F. 
des En~rf,esa;uf. Sie kaJUn daher- !aufg,ehoben 
werden (§2). Ihre (weitere) Amvendbarkeit auf 
"überlganglSfäJ.le" :is,t ldurch ,§ 3 Aas. 6 gewähr­
leistet. 

Der § 3 grenzt die Anw.enJdurug ;des n·euen 
materieHen und ,des neuen. Verflahl"ensrechts von 
den bi'sherg;e1teruden ß.estimmunlgen zeitlich ab. 

Der Abs. 1 heW1i,rkt,diaß 'a.uch ,eine solche Mi:t­
Wlir'kung 'im Siirunldes § 98 ABGB fi. ld. F. des 
Entwurf,es .aJbg,egolten wenden kann; ,die vordem 
Inkraifttl"eten Idi'es'es B~,ndesgesetzes 'ge1eist.et wor­
den ,ist. Diese Rückwirkung wird ,da,durch be­
gr,enzt, ,daß laJUch das neue V,erjährungsrecht (vgl. 
§ 1486:a ABGB li. d. F. Ides Entw,udes) zu berück­
sichtigleni:st: ,demlliach läuft die Verjährungsfrist 
nicht ,eIlst ab dem Ink1'lafttreten ,d!ites,e,s' &ndes~ 
gesetZeIS, isondern lab ,einem beIleits vor di:esem 
Zeitpunkt ge1egenenBreignis. Es· wird damit 
ein glertenlder übe1"lga,nig he1'lbeig,elflÜhrt .. 

D~e ülbel1gJmgsr,egeilung für ,die neuen lerb­
recht!lichen B'DstimmUing,en (Abs. 2) fol'gt ,den 
Vorsdrläglell derR V 136 BlgNR 14 QP (:s. Art. V 
§ 2 erster Satz id!ie!fer Regli,erungJsvo'I'1age). . 

Der Abs. 3 hetriifft EhepI'QIZ;esse, die aIllf § 55 
EheG gestützt werden und zur Zeit :des Inkraft-

tretJens !aJnhängig rond. G11UncLsätzdich ,ist ,in sol­
chen ProZJessen der neue § 55 EheG anwendbar. 
Das güllt nu'r Ida'nn nicht, wenn ,der K.1äg,er nach 
den unverändert bleibe11lden Bestimmung,en über 
daJS str,eitig.e Bheverfahren rdie}eniigen l1atSlachen 
nicht m€ihr 'behaupten k'ann, Ideren Fescste1!<un<> 
die Sche1dung nach der NeuEassung des § 55 
EheG vomu'&setzt: Die Ubel1Fiang,sbes!)immung 
lehnt 'sich 'an den § 76 A:bs. lider L DVEheG 
an; !danach können nach herl1Schenider AUJSI'egung 
~vgl. Jud. 57 neu) noch im Berufungsverfahren in 
Ehesach,en Tattsach,en n'eu vorgetmgen wer,den; 
eim neuer "K1ageg'l1U!nd" kann auch dann noch 
geltenld 'gemacht werden, wenn ,die V,erhandJung, 
",H1J ldäie (dillS Urteill rergeht" (§ 76 der 
1. DVEheG), di!e mündll~che Berufiungsverhan,d­
lung ist (s. F ,a:s chi n g, KommeMalr IV .157). 
In Eh!eprozessen 1mnn daher Ider neue § 55 EheG 
auch angewendet werden, wenn das Urteil erster 
Inrsta.rrz bereli:tts ellg'aIllg,en ist. 

Anlderseits näh es der jUlstiZJaJUsschuß für rich­
tig, daß ,es beli ldierA11IWenidUinrg der bi'sher gd­
uenidenFaJSs'llurg des§ 55 EheG in anhängigen 
V.erfaihren b1eibt, wenn der Krlä&er tin ,einem zur 
Zeit .des Lnkliafttr,etens anhängigen Prozeß ,neue 
Tatsachen nicht mehr, ·a.l<so etwa ,in ,der Rev,i9ion, 
vorJbl11irrgenkanu. Aufhetbungen !einles Urteil:s 
bloß, um Idem Kläger Idie UmstelJ1ung lauf den 
neuen § 55 EheGZIU ermögJ,ichen, werden somit 
umzu1ä:ssig ,selin. 

Der Abs. 4 sue1Jt für ,die Anwendung der 
neuen § § 61 und 69 EheG lbeWlUßt nicht Id~rauf 
ab, in welcher Lage sich ,das Verfahren zur Zeit 
des Inkmfttreten:s Idti,eses \Blundesgesetz.es befindet. 
A!usschillaggebenld :ist VI~ei1mehr. amf welcher Fas~ 
sung des§ 55 EheG Idas ScheidunJgsurte'il. be~ht. 
D;aherwerdlen die ·neuen BestJimmungen Idann 
mcht anZIUwenden sein, wenn ,da!s Urteil bereits 
vor ,dem Inklla!Bttreoen' .dli'tlses ,Bu'nJdesgestetzes 
r.echt'skräftilg g.ewo<l1den äst, ,aber lauch ,diann nicht, 
wenn d~e ltechtlskraft ,erst nJach ,deril Inkraft­
treten ,eintlritt, idas Une/il j,edioch a.uf ,der bisher 
geLtenden Fas.s'Ull1g des § 55 EheG bel1U!ht. 

. . 

. Der Abs. 5 läuft rauf ldi3JS nämliche Ergebnis 
hmaus. Er rber,uht ,darauf, ,daß dile neuen B:estini­
mungien tiber Idie Auftei;1ung elhelJ..ichen Gebrauchs­
v,ermögens UDid ehelich'er· Ersparniss.e lSowtre di,e 
unterhaltsrechtlichen B,estimm'll'll'gJen rder n~e­
faßten §,§ 66 Ulnd 67 EheG rden Prozeßstland­
punkt der Parteien heetinfiußen könJnten. Es wäre 
unbi:llig, ·ihnendie neUie R<ege1ung 'alUfz.uzwinigen, 
wenn :Sire ,inlf,olge Ides Neuer,un~sv,erbots lihr. V 0'r­
br,j'ngen Iderrueu,en Rechtslage nicht mehr an­
passen ,konnten. Zu ,beachten' lEst, daß 'rnsow,eit 
auch das Verf<a.hren nach ,der 6. DVEheG anwe11ld­
balr blei'bt. 
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An der Debatte des Justizausschusses beteilig­
ten 'sich die Abgeordneten BI e c h a, Dr. Ha u­
s er und Dkfm. DDr. K ö n i g sowie der Aus­
schußobmann Albgeol'dneter Dr. -B r 0 e s ~ g k e 
und der Bunde'sminister für Justiz Dr. B rod a. 

Von den AbgeoJ:'!dneten B I e c h a, Dr. H a u­
s 'e rund Dr. B Ir 0 es i g k e wurde ein gemein­
samer Abänderungsantrag zu den in Verhand­
lung stehenden Reg~erungsvorlagen sowie von 
den Abgeordneven B I e c h a und Dr. Hau s e r 
ein Abänderungsantrag und vom Abgeordneten 
Dr. Hau se ,r ein Zusatzantrag eingebracht. Fer­
ner lagen dem Ausschuß zwei gemeinsame Ent­
schließungsanträge der AbgeoJ:'!dneten B I e c h a, 
Dr. Hau s e rund Dr. B r 0 'es i g k e vor. 

Bei der Absvimmung wurde der Gesetzentwurf 
unter Berück,sichtigung der obenerwähnten Ab-

LonaMurowatz 
Berichterstatter 

Bundesgesetz vom XXXXXXX über 
Änderungen des Ehegattenerbrechts, des 
Ehegüterrechts und des Ehescheidungsrechts 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

ARTIKEL I 

Änderungen des allgemeinen bürgerlichen - Ge­
setzbuchs 

Das allgemeine bürgerliche Gesetzbuch vom 
1. Juni 1811, JGS Nr. 946, zuletzt geändert 
durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 403/1977, 
wird wie folgt geändert: 

1. Die §§ 98 bis 100 haben zu lauten: 

,,§ 98. Wirkt ein Ehegatte im Erwerb des 
anderen mit, so hat er Anspruch auf angemes­
sene Abgeltung seiner Mitwirkung. Die Höhe 
des Anspruchs richtet sich nach der Art und 
Dauer der Leistungen; die gesamten Lebensver­
hältnisse der Ehegatten, besonders auch die ge­
währten UnterhaItsleistungen, sind angemessen 
zu berücksichtigen. . 

§ 99. Ansprüche auf Abgeltung der Mitwir­
kung eines Ehegatten im Erwerb des anderen 
(§ 98) sind vererblich, unter Lebenden oder von 

änderungsanträge in der diesem Bericht beige­
druckten Fassung teils einsotimmig, hinsichtlidl. 
der ~§ 757 Abs. 1, 758, 762, 765, 769, 781, 785, 
789 sowie 796 ABGB mit Mehrheit angenommen. 
Der Zusatzantrag des Abgeordneten Dr. H a u­
ser hingegen fand keine Mehrheit. Die erwähn­
ten ba1den Envschließungsant,räge wUI1den ein­
stimmig angenommen. 

AIs Ergebnis seiner Beratungen stellt der Ju­
stizausschuß somit den An t rag, der National­
rat wolle 

1. dem angeschlossen-en' Gesetz- '/1 
e nt w u r f die verfassungsmäßige Zustimmung 
ertailen und 

2. die bei g e d r u c k t e n E n t s chI i e- / 
ß u n gen annehmen. . 2 u. 3 

W:i'en, 1978 06 06 

Dr. Broesigke 
Obmann 

Todes wegen übertragbar und verpfändbar, so­
weit sie durch Vertrag oder Vergleich anerkannt 
oder gerichtlich geltend gemacht worden sind. 

§ 100. Der § 98 berührt nicht vertragliche 
Ansprüche eines Ehegatten an den anderen aus 
einem Mit- oder 'Zusammenwirken im Erwerb. 
Solche Ansprüche schließen einen Anspruch nach 
§ 98 aus; bei einem Dienstverhältnis bleibt dem 
Ehegatten jedoch der Anspruch nach § 98 ge­
wahrt, soweit er seine Ansprüche aus dem Dienst­
verhältnis übersteigt." 

2. Der Abs. 1 des § 757 hat zu lauten: 

"Der Ehegatte des Erblassers ist neben ehe­
lichen Kindern des Erblassers und deren Nach­
kommen z,u einem Drittel des Nachlasses, neben 
Eltern des Erblassers und deren Nachkommen 
oder neben Großeltern zu zwei Dritteln des 
Nachlasses gesetzlicher Erbe. Sind neben Groß­
eltern Nachkommen verstorbener Großeltern 
vorhanden, so erhält überdies der Ehegatte von 
dem restlichen Drittel des Nachlasses den Teil, 
der nach den §§ 739 und 740 den Nachkommen 
der verstorbenen Großeltern zufallen würde. 
Sind weder gesetzliche Erben der ersten öder 
der zweiten Linie noch Großeltern vorhanden, 
so erhält der Ehegatte den ganzen Nachlaß." 
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3. Der § 758 hat zu lauten: des Erblassers unter Lebenden einzurechnen; in 
,,§ 758. Sofern der Ehegatte nicht rechtmäßig den Pflichtteil des Ehegatten außerdem alles, was 

enterbt worden ist, gebühren ihm als gesetz- er als gesetzliches Vorausvermächtnis (§ 758) 
liches Vorausvermächtnis die zum ehelichen Haus- erhält." 
halt gehörenden beweglichen Sachen (Hausrat), 10. Der § 796 samt der dazugehörenden 
neben Kindern des Erblassers jedoch nur das für . Randschrift hat zu lauten: 
den eigenen, seinen bisherigen Lebensverhält-
nissen angemessenen Bedarf Notige." . "u nd des Ehe g a t t e n auf den U n t e r-

h alt 
4. Der § 762 hat zu lauten: 
,,§ 762. Die Personen, die der Erblasser in der 

letzten Anordnung bedenken muß, sind seine 
Kinder, in Ermangelung solcher seine Eltern, 
und der Ehegatte.". 

5. Der § 765 hat zu lauten: 
,,§ 765. Als Pflichtteil gebührt jedem Kind 

und dem Ehegatten die Hälfte dessen; was ihm 
nach der gesetzlichen Erbfolge zugefallen wäre." 

6. Der § 769 hat zu lauten: 
,,§ 769. Aus den gleichen Gründen können 

auch der Ehegatte und die Eltern enterbt wer­
den; der Ehegatte außerdem dann, wenn er 
seine Beistandspflicht, die Eltern, wenn SJie die 
Pflege und Erziehung des Erblassers gröblich ver­
nachlässigt haben." 

7. Der § 781 hat zu lauten: 
,,§ 781. Werden der: Ehegatte oder die Eltern 

mit Stillschweigen übergangen, so können sie 
nur den Pflichtteil fordern." 

8. Der § 785 hat zu lauten: 
,,§ 785. Auf Verlangen eines pflichtteilsberech­

tigten K!indes oder des pflichtteilsberechtigten 
Ehegatten sind bei der Berechnung des Nach­
lasses Schenkungen des Erblassers in Anschlag 
zu bringen. Der Gegenstand der Schenkung ist 
dem Nachlaß mit dem Wert hinzuzurechnen, 
der für die Anrechnung nach § 794 maßgebend 
ist. 

Das Recht nach Abs. 1 steht einem Kind 
nur hinsichtlich solcher Schenkungen zu, die der 
Erblasser zu einer Zeit gemacht hat, zu der er 
ein pflichtteilsberechtigtes Kind gehabt hat, dem 
Ehegatten nur hinsichtlich solcher Schenkungen, 
die während seiner Ehe mit dem Erblasser ge­
macht worden sind. 

In jedem Fall bleiben Schenkungen unberück­
sichtigt, die der Erblasser aus Einkünften ohne. 
Schmälerung seines Stammvermögens, zu gemein­
nützigen Zwecken, in Entsprechung einer sitt­
lichen Pflicht oder aus Rücksichten des Anstan­
des gemacht hat. Gleiches gilt für Schenkungen, 
die früher als zwei Jahre vor dem Tod des Erb­
lassers an nicht pflichtteilsberechtigte Personen 
gemacht worden sind." 

9. Der § 789 hat zu lauten: 
,,§ 789. überhaupt sind in den Pflichtteil die 

als V01"schuß darauf geleisteten Zuwendungen 

§ 796. Der Ehegatte hat, außer in den Fällen 
der §§ 759 und 795, solange er sich nicht wie­
derverehelicht, an die Erben bis zum Wert der 
Verlassenschaft einen Anspruch auf Unterhalt 
nach den sinngemäß anzuwendenden Grundsät­
zen des § 94. In diesen Anspruch -ist alles ein­
zurechnen, was der Ehegatte nach dem Erblasser 
durch vertragliche oder letztwillige Zuwendung, 
als gesetzlichen Erbteil, als Pflichtteil, durch 
öffentlich-rechtliche oder privatrechtliche Leistung 
erhält; desgleichen eigenes Vermögen des Ehegat­
ten oder Erträgnisse einer von ihm tatsächlich 
ausgeübten oder einer solchen Erwerbstätigkeit, 
die von ihm den Umständen nach erwartet wer­
den kann." 

11. Die Randschrift zum § 1237 hat als über-
schrift zu lauten: . 

,,5. Gesetzlicher ehelicher Güterstand" 

12. Der zweite Satz des § 1237 wird aufge­
hoben. 

13. Die §§ 1238 bis 1241 werden aufgehoben. 

14. Nach dem § 1486 wird folgende Bestim­
mung eingefügt: 

,,§ 1486 a. Der Anspruch eines Ehegatten auf 
Abgeltung seiner Mitwirkung im Erwerb des 
anderen (§ 98) verjährt in drei Jahren vom 
Ende des Monats, in dem die Leistung erbracht 
worden ist." 

15. Dem § 1495 wird folgender zweiter Satz 
angefügt: 
"Das gilt nicht für die Ansprüche eines Ehe­
gatten auf Abgeltung seiner Mitwirkung im Er­
werb des anderen (§ 98); doch wird die Ver­
jährung so lange gehemmt, als zwischen den 
Ehegatten ein gerichtliches Verfahren zur Ent­
scheidung über einen Anspruch im Sinn des § 100 
anhängig ist und gehörig fortgesetzt wird." 

ARTIKEL rr 
Änderungen des Ehegesetzes 

Das Gesetz vom 6. Juli 1938, deutsches RGBL 
I S. 807, zur Vereinheitlichung des Rechts der 
Eheschließung und der Ehescheidung, zuletzt ge­
ändert durch das Bundesgesetz BGBL Nr. 4031 
1977, wird wie folgt geändert: 

1. Im § 46 werden die Worte "gerichtliches 
Urteil" und "des Urteils" durch die Worte "ge­
richthiche Entscheidung" beziehungsweise "der 
Entscheidung" ersetzt. 
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2. Die Abi>. 1 und 2 des § 55 haben zu lauten: 5. Dem § 61 wird folgender Abs. 3' angefügt: 

,,§ 55. (1) Ist die häusliche Gemeinschaft der ,,(3) Wird die Ehe nach § 55 geschieden und 
Ehegatten seit drei Jahren aufgehoben, so kann hat der Kläger die Zerrüttung allein oder über­
jeder Ehegatte wegen tiefgreifender unheilbarer' wiegend verschuldet, so ist dies auf Antrag des 
Zerrüttung der Ehe deren Scheidung begehren. Beklagten im Urteil auszusprechen." 
Dem Scheidungsbegehren ist nicht stattzugeben, 
wenn das Gericht zur überzeugung gelangt, daß 6. Der § 66 hat ~u lauten: , 
die Wiederherstellung einer dem Wesen der Ehe ,,§ 66. Der allein oder überwiegend schuldige 
entsprechenden Lebensgemeinschaft zu erwarten Ehegatte hat dem anderen, soweit dessen Ein­
ist; künfte aus Vermögen und die Erträgnisse einer 

Erwerbstätigkeit, die von ihm den Umständen 
nach erwartet werden kann, nicht ausreichen, 
den nach den Lebensverhältnissen der Ehegatten 
angemessenen Unterhalt zu gewähren." 

(2) Dem Scheidungsbegehren ist auf Verlangen 
des beklagten Ehegatten auch dann nicht statt­
zugeben, wenn der Ehegatte, der die Scheidung 
begehrt, die Zerrüttung allein oder überwiegend 
verschuldet hat und den beklagten Ehegatten 
die Scheidung härter träfe als den klagenden 
Ehegatten die Abweisung des Scheidungsbegeh­
rens. Bei dieser Abwägung ,ist auf alle Umstände 
des Falles, besonders auf die Dauer der ehelichen 
Lebensgemeinschaft, das Alter und die Gesund­
heit der Ehegatten, das Wohl der Kinder sowie 
auch auf die Dauer der Aufhebung der häuslichen 
Gemeinschaft, Bedacht zu nehmen." 

3. Nach dem § 55 wird folgende Bestimmung 
eingefügt: 

"E i n ver n eh nien 

§ 55 a. (1) Ist die eheliche Lebensgemeinschaft 
der Ehegatten seit mindesrens einem halben Jahr 
aufgehoben, gestehen beide die unheilbare Zer­
rüttung des ehelichen Verhältnisses zu und be­
steht zwischen ihnen Einvernehmen über die 
Scheidung, so können sie die Scheidung gemein­
sam begehren. 

(2) Die Ehe darf nur geschieden' werden, wenn 
die Ehegatten eine schriftliche Vereinbarung über 
die Zuteilung der aus den familienrechtlichen 
Beziehungen zwischen Eltern und minderjährigen 
Kindern erfließenden rein persönlichen Rechte 
und Pflichten, die Ausübung des Rechtes auf per­
sönlichen Verkehr und die Unterhaltspflicht hin­
sichtlich ihrer gemeinsamen Kinder sowie ihre 
unterhaltsrechtlichen Beziehungen und die ge­
setzlichen vermögensrechtlichen Ansprüche im 
Verhältnis zueinander für den Fall der Scheidung 
dem Gericht unterbreiten oder vor Gericht schlie­
ßen. Hinsichtlich des Rechtes auf persönlichen 
Verkehr mit gemeinsamen Kindern können die 
Ehegatten vereinbaren, daß sie sich' die Regelung 
vorbehalten. 

(3) Einer Vereinbarung nach Abs. 2 bedarf es 
nicht, soweit über diese Gegenst~nde bereits eine 
rechtskräftige gerichtliche EntscHeidung vorliegt. 
Daß die für eine solche Vereinbaning allenfalls 
erforderliche gerichtliche Genehmigung noch 
nicht vorliegt, ist für den Ausspruch der Schei­
dung nicht zu beachten." 

4. Im Abs. 2 des § 61 hat die Wendung "und 
55" zu entfallen. 

7. Der Abs. 2 des § 67 hat zu lauten: 
,,(2) Ein Ehegatte ist unter den Voraussetzun­

gen des Abs. 1 von der Unterhal1lSpflicht ganz 
befreit, wenn der andere den Unterhalt aus dem 
Stamm seines Vermögens bestreiten kann." 

8. Im Abs. 1 des § 69 hat die Wendung 
"und 55" zu entfallen. 

, 9. In den § 69 wird folgender Abs. 2 eingefügt: 
,,(2) Ist die Ehe nach § 55 geschieden worden 

und enthält das Urteil den Ausspruch nach § 61 
Abs. 3, so gilt für den Unterhalisanspruch des 
beklagten Ehegatten auch nach der Scheidung 
der § 94 ABGB. Der Unterhaltsanspruch umfaßt 
jedenfalls auch den Ersatz qer Beiträge zur 
freiwilligen Versicherung des beklagten Ehegat­
ten in dergesetz1ichen Krankenversicherung. Bei 
der Bemessung des Unterhalts anspruchs ist die 
Unterhaltspflicht des Verpflichteten für einen 
neuen Ehegatten nicht zu berücksichtigen, es sei 
denn, dies ist bei Ahwägung aller Umstände, 
besonders des Lebensalters und der Gesundheit 
des geschiedenen und des neuen Ehegatten, der 
Dauer ihres gemeinsamen Haushalts mit dem 
Verpflichteten und de~ Wohles ihrer Kinder, aus 
Gründen der BiHigkeit geboten." 

10. Der bisherige Abs. 2 des § 69 erhält die 
Bezeichnung Abs. 3. 

11. Nach dem § 69 wir<;! folgende Bestimmung 
eingefügt: " ' 

,,§ 69 a. Der auf Grund einer. Vereinbarung 
nach § 55 a Abs. 2 geschuldete Unterhalt ~st 
einem gesetzlichen Unterhalt gleichzuhalten, so­
weit er, den Lebensverhältnissen der: Ehegatten 
angemessen ist." 

12. Die überschriften vor dem § 81, der § 81 
und die §§ 82 bis 97 sanit überschriften haben 
zu lauten: 

"I1I. Auf teilung des eheliChen Gebrauchsver­
mögens und der ehelichen Ersparnisse' 

Gegenstand der Aufteilung 

§ 81. (1) Wird die Ehe geschieden; 'aufgehoben 
oder für nichtig erklärt, so sind das eheliche 
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Gebrauchsvermögen und die ehelichen Ersparnisse 
unter die Ehegatten aufzuteilen. Bei der Auftei­
lung sind die Schulden, die mit dem ehelichen 
Gebrauchsvermögen und den ehelichen Erspar­
nissen in einem inneren Zusammenhang stehen, 
in Anschlag zu bringen. 

(2) Eheliches Gebrauchsvermögen sind die be­
weglichen oder unbeweglichen körperlichen 
Sachen, die während aufrechter ehelicher Lebens­
gemeinschaft ,dem Gebrauch bei der Ehegatten 
gedient haben; hierzu gehören auch der Hausrat 
und die Ehewohnung. ' 

(3) Eheliche Ersparnisse' sind Wertanlagen, 
gleich welcher Art, die die Ehegatten während 
aufrechter ehelicher Lebensgemeiinschaft ange­
sammelt haben und, die ihrer Art nach üblicher­
weise für eine Verwertung bestimmt sind. 

§ 82. (1) Der Auf teilung unterliegen nicht 
Sachen (§ 81), die 

1. ein Ehegatte in die Ehe eingebracht, von 
Todes wegen erworben oder ihm ein Dritter 
geschenkt hat, 
2. dem persönlichen Gebrauch eines Ehegatten 
allein oder der Ausübung seines Berufes 
dienen, 
3. zu einem Unternehmen gehören oder 
4. Anteile an einem Unternehmen sind, außer 
es handelt sich um bloße Wertanlagen. 

(2) Die Ehewohnrung sowie Hausrat, auf dessen 
Weiterbenützung ein Ehegatte zur Sicherung 
seiner Lebensbedürfnisse angewiesen ist, sind in 
die Auf teilung auch dann einzubeziehen, wenn 
sie ein Ehegatte In die Ehe eingebracht, von 
Todes wegen erworben oder ihm ein Dritter ge­
schenkt hat. 

Auf teilungs grundsätze 

§ 83. (1) Die Auf teilung ist nach Billigkeit 
vorzunehmen. Dabei ist besonders auf Gewicht 
und Umfang des Beitrags' jedes Ehegatten zur, 
Anschaffung des ehelichen Gebrauchsvermögens 
und zur Ansammlung der ehelichen Ersparnisse 
sowie auf das Wohl der Klinder Bedacht zu neh­
men; weiter auf Schulden, die mit dem ehelichen 

. Lebensaiufwand zusammenhängen, soweit sie 
nicht ohnedies nach § 81 in Anschlag zu bringen 
sind. 

(2) Als Beitrag sind auch die Leistung des 
Unterhalts, die Mitwirkung im Erwerb, soweit 
sie nicht anders abgegolten worden ist, die Füh­
rung des gemeinsamen Haushalts, die Pflege und 
Erziehung gemeinsamer Kinder und jeder son­
stige eheliche Beistand zu werten. 

§ 84. Die Auf teilung soll so vorgenommen 
werden, daß sich die Lebensbereiche der geschie­
denen Ehegatten künftig möglichst wenig berüh­
ren .. 

Gerichtliche Aufteilung 
§ 85. Soweit sich die Ehegatten über die Auf­

teilung ehelichen GebrauChsvermogens und ehe­
licher Ersparnisse nicht einigen, hat hierüber auf 
Antrag das Gericht zu entscheiden. 

Ger ich tl ,i c he An 0 r d nun g en 
.§ 86. (1) Bei der Auf teilung ehelichen Ge­

brauchsvermögens kann das Gericht die über­
tragung von Eigentum an beweglichen körper­
lichen Sachen oder eines Anwartschaftsrechts dar­
auf und die übertragung von Bigenturn und 
sonstigen Rechten an unbeweglichen körperlichen 
Sachen von einem auf den anderen Ehegatten 
sowie die Begründung von dinglichen Rechten 
oder schuldrechtlichen Rechtsverhältriissen zugun­
sten des einen Ehegatten an unbeweglichen kör­
perlichen Sachen des anderen anordnen. 

(2) Steht eheliches Gebrauchsvermögen im 
Eigentum eines Dritten, so darf das Gericht die 
übertragung von Rechten und Pflichten, die sich 
auf d~e Sache' beziehen, nur mit Zustimmung 
des Eigentümers anordnen. 

§ 87. (1) Für die Ehewohnung kann das Ge­
richt, wenn sie kraft Eigentums oder eines ande­
ren dinglichen Rechtes eines oder beider Ehe­
gatten benützt wird, die übertragung des Eigen­
tums oder des dinglichen Rechtes von einem auf 
den anderen Ehegatten oder die Begründung 
eines schuldrechtlichen Rechtsverhältnisses zu gun­
sten eines Ehegatten anordnen. 

(2) Sonst kann. das Gericht ohne Rücksicht 
auf eine Regelung durch Vertrag oder Satzung 
anordnen; daß ein Ehegatte an Stelle des an-deren 
in das der Benützung der Ehewohnung zugrunde 
liegende Rechtsverhältnis eintritt oder das bisher 
gemeinsame Rechtsverhältnis allein fortsetzt. 

§ 88. (1) Wird die Ehewohnung auf Grund 
eines Dienstverhältnisses benützt oder das Rechts­
verhältnis daran im ,zusammenhang mit einem 
Dienstverhältnis begründet, so· darf das Gericht 
eine Anordnung hinsichtlich der Benützung einer 
solchen Wohnung nur mit Zustimmung des 
Dienstgebers oder des für die Vet;gabe der 
Dienstwohnung zuständigen Rechtsträgers tref­
fen, wenn 

1. die Zuwei&ung der Wohnung deswegen, weil 
sie überwieg~nd ,der· Erfüllung der Dienst­
pflicht dient, wesentliche Interessen des Dienst­
gebers verletzen körmte oder 
2. die Wohnung unentgeltlich oder gegen ein 
bloß geringfügiges, wesendich unter dem orts­
üblichen. Maß liegendes Entgelt. benützt wird 
oder 
3.die Wohnung vom Dienstgeber als Teil 
des Entgelts für die geleisteten Dienste zur 
Verfügung ,gestellt wird. 

(2) Wird di,e Ehewohnung nach Abs. 1 dem 
Ehegatten zugesprochen, der nicht der Dienst-
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nehmer i'st, so hat d<lJS Gericht ein angemessenes 
ß.enützungsentge1t festzusetzen. Das Wohnrecht 
dieses Ehegatten besteht nur so lange, als er 
sich nicht wieder verheiratet, und kann von ihm 
nicht ;lJUf andere P,ersonen übergehen oder über-
tragen werden. -

§ 89. Bei der Auftei1ung ehelicher Ersparnisse 
kann d:l!s Gericht die übertragung von Ver­
mögenswerten, gleich welcher Art, von einem 
auf den anderen Ehegatten und die BegrÜJlldung 
eines schuldrechtlichen Benützungsrechts an einer 
Wohnu~g zugunJsten eines Ehegatten anordnen. 

§ 90. (1) Die übertragung des Eigentums 
an unbeweglichen Sachen oder die Begründung 
von dinglich,en Rechten daran darf nur ange­
ordnet werden, wenn eine billige Regelung in 
anderer Weise nich,t erz~elt wel'den kann. 

(2) Für gemeinsames Wohnungseigentum der 
Ehegatten kann das GeI'icht nur die übertra­
gung des AnteiIs eines Ehegatten am Mindest­
anteil und gemeUnsamen Wohnung~eigen:tum auf 
den anderen anordnen. 

Ausgleich von Benachteiligungen 

§ 91. (1) Hatei,n Ehegatte ohne ausdrück­
liche oder stillschweigende Zustimmung des an­
deren frühestens zwei Jahre vor Einbrling-ung der 
Klage auf Sch:eidung, Aufhebung oder Nichtiger­
klärung der Ehe oder, wenn die eheliche Lebens­
gemeinschaft vor Einbring1lng der Klage aufge­
hoben worden ist, frühestens zwei Jahre vor die­
ser Aufhebung eheliches Gehrauchsvermögen oder 
eheliche Ersparnisse in einer Weise verringert, 
die der Ge.staltung der Lebensverhältnisse der 
Ehegatten während der ehelich,en Lebensgemein­
schaft w~derspricht, so ist der Wert des Fehlenden 
in die Auf.tei1ung .e~nZJUbeziehen. 

(2) Gehört eine körperliche Sache, die während 
aufrechter ehelicher Lebensgemeinschaft dem Ge­
brauch beider Ehegatten gedient hat, zu einem 
Unternehm'en, an dem einem oder beiden Ehe­
gatten ein Anteil zusteht, und bleibt nach Schei­
dung, Aufhebung oder Nichtigerklärung der Ehe 
nur einem Ehegatten der Gebrauch dieser Sache 
erhalten, so hat das Gericht dies bei der Auftei­
lung ehdichen Gebrauchsvermögens und eheLicher 
Ersparnisse zugunsten des anderen Ehegatten an­
gemessen zu berucksi<;htigen. 

'Schulden 

§ 92. Bezüglich der im § 81 Abs. 1 und im 
§ 83 Abs. 1 genannten Schulden kann das Ge­
richt bestimmen, welcher Ehegatte im Innenver­
hältnis zu ihrer Zahlung verpflichtet ist. 

Du\t"chführung der Auf teilung 

§ 93. In seiner Entscheidung hat das Gericht 
auch die zu ihl'ler Durchführung nötigen Anord­
nungen zu treffen und die näheren Umstände, 

besonders ,in zeitlich'er Hinsicht, fü.r deren Er­
füllung zu bestimmen. Sind mit der Durchfüh­
rung der Entscheidung Aufwendungen verbun­
den, so hat das Gericht nach bill~gem Ermessen 
zu entsch'eiden, welcher Ehegatte sie zu tragen 
hit. 

Ausgleichszahlung 

§ 94. (1) Soweit eine Auf teilung nach den 
vorstehen/den Bestimmungen nicht erzielt werden 
kann, hat das Gepicht einem Ehegatten eine bil­
lige Ausgleichszahlung an den anderen aufzu­
erlegen. 

(2) Das Gericht kann eine Stundung der Aus­
g1eich,szah1ung oder deren Entrichtung in Teil­
beträgen, tunlich gegen Sichel1stellung, anordnen, 
wenn dies für den Ausgleich'spflichtigen w,irt­
-schaftlich notwendig und dem Ausgleichsberech­
tigten zumUllbar ~st. 

E r lös c h e n cl e sAu f t eil u n g s a n­
spruchs-

§ 95. Der Anspr:uch auf Auf teilung ehel'ichen 
Gebrauchsvermögens und ehelicher Ersparnisse 
·erlischt, wenn er nicht binnen einem Jahr nach 
Eintritt der Rechtshaft der Scheidung, Aufhe­
bung oder Nichtigerklärung der Ehe durch Ver­
trag oder Vergleich <J.nerkal1lIlt oder gerichtlich 
geltend gemacht wird. . 

übe r g a n g des Auf t eil u n g s a n­
spruchs 

§ 96. Der Anspruch auf Auf teilung ehelich·en 
Gebrauchsvermögens und ehelicher Ersparnisse 
ist vererblich, unter Lebenden oder von Todes 
wegen übertragbar und verpfändbar, soweit er 
durch Vertrag oder Vergleich anerkannt oder 
gerichtlich geltend gemacht worden ist. 

Verträge 

§ 97. (1) Auf den Anspruch auf Auf teilung 
ehelichen Gebrauchsvermög.ens nach den §§ 81 
bis 96 kann im voraus rechtswirksam nicht ver­
zichllet werden. Verträg,e, die die Aufteilung ehe­
licher Ersparnisse im voraus regeln, bedürfen 
zu ihrer Rech'bswirksamkeit der Form eines No­
taI'liatsaktes. 

(2) Der Abs. 1 gilt nicht für Vereinbarungen, 
die die Ehegatten im Zusammenhang mit dem . 
Verfahren auf Scheidung, Amfhebung oder Nich­
tigerklärung der Ehe über die Aufte~lung ehe­
lichen Gebrauchsvermögens und ehelicher Erspar­
ni:sse schließen." 

13. Der§ 98· wird aufgehoben. 

14. Der bi,shenige ,,\liierte Abschnitt" erhält 
die Bezeichnung "Drillter Abschni·tt" und der 
brsherige "Fünfte. Abschnitt" di'e Bezeichnung 
"Vierter Ahschnitt". 

15. Im § 107 haben die Anführungen '" 53 
Abs. 3 Satz 2" und" , 81 bis 98" zu entfallen. 
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ARTIKEL III 

Änderung der Verordnung zur Durchführung 
und Ergänzung des Gesetzes zur Vereinheitli­
chung des Rechts der Eheschließung und der 

. Ehescheidung 

Nach dem § 81 der Verordnung vom 
. 27. Juli 1938, deursches RGBl. I S. 923, zur 
Durchführung und Ergänzung des Gesetzes zur 
Vereinhaitlichung des Rechts der Eheschließung 
und der Ehescheidung, zuletzt geändert durch 
das BUlnidesgesetz BGBl. Nr. 403/1977, wird fol­
gende Bestimmung eingefügt: 

,,§ 81 a. (1) Wird ein Antrag a'Uf Scheidung 
nach § 55 a Ehegesetz gestellt, so i!;t ein wegen 
EhesCheidung anhängiger Rechtsstreit zu unter­
brechen. 

(2) Wird dem Scheidungsantrag stattgegeben, 
so gilt die Scheidungsklage mit Eintritt der 
Rechtskraft des Scheidungsbeschlusses als zurück­
genommen; die Prozeßkosten sind gegeneinander 
aufzuheben. 

(3) Wird der Scheidungs antrag zurückgezogen 
oder rechtskräftig abgewiesen, so ist das unt-er­
brochene Scheidungsverfahren aJUf Antrag wieder 
aufzunehmen. " 

ARTIKEL IV 

Änderungen der Jurisdiktionsnorm 

Die Judsdiktionsnorm vom 1. j\ugust 1895, 
RGBl. Nr. 111, zuletzt geändert durch das Bun­
desg-esetz BGBl. Nr. 403/1977, wiI1d wie folgt 
geändert: 

1. Dem Abs. 1 ,erster Satz des § 36 wird. nach 
Ersetzung des Punktes am Ende des Satzes durch 
einen Strichpunkt folgender Halbsatz angefügt: 
"gleiches gilt für Amtshandlungen von Be­
zlirksgerichten, soweit sich ähre Zuständigkeit nach 
besonderen Bestimmungen auf Sprengel anderer 
Bezirksgerichte ·el"streckJt." . 

2. Die Z. 2 und 2 ades § 49 Abs. 2 werden 
aufg.ehoben. . 

3. Dem § 49 wird folgender Abs. 4 angefügt: 
"Vor di-e Bezirksgetiichte- können ohne Rück­

sicht auf den Wert des Streitgegenst;lJndes auch 
Streiuigkeiten über den aus dem Gesetz gebüh­
renden Unterhalt gebracht werden." 

4. Nach dem § 49 wir,d folgende Bestimmung 
samt überschrift eingefügt: . 

"Streitsachen in Angelegenheiten des Familien­
rechts 

§ 49 a. Vor die famiJienrechtlichen Abteilungen 
der in der Anlage bezmchneten Bezirksgerichte 
gehören ohne Rücksicht auf den Wert des Streit­
gegenstandes 

1. Streitigkeiten über die Vaterschaft zu einem 
unehelichen Kind und über die dessen Vater 
der Mutter und dem Kind gegenüber gesetz­
lich obliegenden Pflichten; 

2. sonstig,e Streitigkeiten über den aus dem 
Gesetz gebührenden Unterhalt; 

3. Streitigkeiten über die eheliche Abstammung; 
4. die anderen aus dem gegenseitig,en Verhält­

nis der Ehegatten oder aus dem Verhältnis 
zwischen Eltern und K,indern entspringenden 
StIlei tigkei,ten. 

Die ~m Abs. 1 begründete Zuständigkeit be­
steht auch in Fällen, in denoo der Rechtsstreit 
vom Rechtsnachfolger einer Partei oder von einer 
Person geführt wird, die kraft Gesetzes an Stelle 
der· ursprünglichen P'el"son hierzu befugt ist. 

Die §§ ,49 Abs. 4 und 50 Abs. 2 bleiben unbe­
rührt." 

5. Der Abs. 2 des § 50 hat zu laut,en: 
"Die Gerichtshö~e erster Instanz sind a:us­

schließlich zuständig. für Klagen auf Scheidung, 
Aufhebung ()der Ni.chtiigerkläJrung einer Ehe und 
auf Feststellung des Bestehens oder Nichtbeste­
heus einer Ehe zwischen den Parteien (Ehesachen). 
Bei den Gerichrshöfen erster Instanz können ver­
mögensrechtliche Streitigkeiten aus dem Ehev;r­
hältnlis anhängig gemacht werdep, wenn eme 
unter den erSMn Satz fallende Klage gleichzeitig 
erhoben wird oder berei~ anhängig ist, sofern 
nicht die Verhandlung in erster Instanz bereits 
geschlossen list." 

6. Nach der überschrift des Dritten Teiles 
werden vor dem § 105 folgende Bestimmungen 
samt überschrift eingefügt: . 

"Sachliche Zuständigkeit 

§ 104 a. Soweit nicht anderes beslJimmt ist, 
sind in Geschähen außer Stl"eitsachen die Bezi.rks­
geI1ichte sachlich z,ootändig. 

§ 104 b. Vor die familienrechtlichen Abteilun­
"'en der. in der Anlage bezeichneten Bezirksge­
~ichte gehören die Eheangelegenheiten. Zur Ent­
scheidung über dve Scheidung einer Ehe na~ 
§ 55 a Ehegesetz ,ist auch d~s Landes- oder KreiS­
gericht' zuständig, bei dem bereits ei~ ~ecI:ts­
streit wegen Scheidung der Ehe anhanglg 1st; 
es entscheidet durch einen Ein2Jelrichrer." 

7. Der § 114 b samt überschI1ifthat zu lauten: 

"Eheangelegenheiten 

§ 114 b. Für die örtliche Zuständigkeit und 
die inländische Gerlichtsbarkeit in Eheangelegen­
heiten gilt der § 76 Abs. 1 und 3 Z. 1 sinngemäß; 
an di·e Stelle des Landesgerichtes für Ziwlrechts­
sachen Wien tritt das Bezirksg.ericht Innere Stadt 
Wien." 
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8. Der Jurisdiktionsnorm Wiird folgende Anla'ge 
angefügt: 

"Anlage 

Nach den §§ 49 a und 104 b zuständige Bezirks­
gerichte 

(1) Solfern 5ich <llUiS iden Albs. 2 und 3 nicht 
anderes, ergibt, erstreckt sich die Zuständigkeit 
der BeziI"ksgeriichu, Id~e ihföen Sitz ,in einer 
Orcsgemej,nlde (Swdt mit eig,enem StlatJut) hahen, 
die AmtBsi,tz ,ein'er Bezirksverw<1Jltungsbehörde 
ist, in den in den §§ 49 a und 104 b genannten 
Angelegenheiten auch auf die jeweiligen Sprengel 
anderer Bezirksgerichte, die ihren Sitz in dem be­
treffieniden politischen B,ezilrk hJ:tben. 

(2) Die Zuständigkeit 

ARTIKEL V 

~nderungder Zivilprozeßordnung 

Dem § 45 a ,der Ziv,j,lprozeßordnung vom 
1. August 189'5, RGB!. Nr. 113, zUiLetzt ge­
ändert ·durch das BuiJJdesg,esetz BGß!. Nr. 4031 
1977, Wiil'ld folgenider Albs. 2 aUl&efü,gt: 

"Wird die Ehe n'ach § 55 Ehegesetz gJeschieden 
unld enthält das Scheidun:glSu'rteiJ einen AuS1Spruch 
über (das V,erschuMen ,an Ider Zerrüttung, so 
hat der ,schtuLilige Ehelglatte dem an-deren di.e 
Kosten_zu el'lSetzen." 

ARTIKEL VI 

~nderungen des Gesetzes über das gerichtliche 
Verfahren in Rechtsangelegenheiten außer Streit­

sachen 

D3!S Ge!letz ÜJber idlas ,gerichtLiche V'erEahren 
in R'echtlSal1l&elegim:he~ten 13lUßer i$or,eitsachen vom 

------------------ 9. AugtllSt 1854, RGB.l. Nr. 208, 7JuletZit geändert 

der Bezirksgenchte 
el'lstr,eckt sich auch a.uf 
die j,eWieiligen Sprengel 
der Bezirksgerichte 

Amstetten 

fürzw,~lrechtssachen 
Gmz 

_ Inns'bruck 

Kirchdorf an der 
Krems 

Haag, Sankt P,eter ~n der 
Alu, W,a~dhof.en a.n der 
Y:blbs _ 

FrohnLeiten 

Tellfis 

Windischgarsten 

durch das Bundesgeseoz BGB!. Nr. 403/1977, 
w~rd wie !fOlllgt geänldert: 

1. Lm kbs. 1des§ 12 entfäLlt ,die Anführung 
,,(§ 177)". 

2. Die über:schii,f,t Ides V~er:ten Ha'UJptstücks 
lhat ZiU lauten: 

"Von dem Verfahren in Eheangelegenheiten" 

Linz-Land Enns und Neuhofen an 3. Die §§ 220 bis 235 samt den da1ugehören-
der Krems den Ranldschriften halben zu i~auten: 

Urfahr-Umg,ebung LeonEeMen 

(3) Die Zwstänidj,g'k'eit <ler fdlgenden Bezirks­
gerichte tel'lStreckt sich nur 'auf inr>en jewei'ligen 
Spr,engel: 

Inner,e S'taidt Wien, 
Favor,iten, 
Hietzing, 
Fünrfhaus, 
Hernals, 
Döbling, 
FloföildSldocl, 
Gesing, 
Klosterneuburg, 
PUl"keI'Sidorf, 
Schwechat, 
Bad 1schl, 
Gmunden, 
Grüntbcu!1g, . 
KI1emsmünJster, 

_ Li'Oz, 
Bleiburg, 
Eisenkappei, 
Fedach, 
Fddkirchen, 
KLagenfurt, 
Völkermarkt, 
Hall (i. T.)." 

"S c h eid u n g i m E.j n ver n e h m e n 

§ 220. Im Verfahren ÜJber dbe Scheirdung 
einer Ehe ruach § 55 la Ehelg'e~etz Isind die für 
!das stI'eitige Ehev,eI'flahren gdten.den B'e5,timm'Ulri­
gen über td~ie ProlZeßfä'hig}{leit und über die Not­
wendigkeit der v.ertr,etung von PiaI'teien, denen 
dJie P:I'ozeßfäh.igkeitt mangelt, sinngemäß Ia!UZU­

wenden. 
An. Orten, an denen Wieni.~stenls zwei R'echts­

anwä.l-1le ihr,en Sitz h-alben, sind nur Recht~anwälte 
aLs B.evollmäclrtigte zuzuJ.assen. 

§ 22L D.3!S .GeI1icht hat über Iden Antrag 
münld1ich 'zu vlern3Jnldeln. Zu iden Ta,gsatzungen 
sind die Eh~atttln rU'nd ,i:hr,e Vertretler zu kttden. 

Erscheint ein A:n>tI'a.gstelLer zrur mündlichen 
Verhandlung nicht, so ist der Antrag von Amts 
wegen als ohne Verzicht auf den Anspruch zu­
rückgenommen zu erklären. 

§ 222. Die BetSt~mull!g,en Ider ZiVÜ!lprozeß­
ordnung. über die Protokolle, die Beweise, ausge­
'nommen den A:hs. 2 des § 371, und, soweit 
es sich um eine V,ereinbal'lung ~m Sinn des § 55 a 
Albs. 2 Eheges-etz handreIt, über ,den Vel1gleich 
sind anzuwenden. 

Eiene VerweisUing auf Iden Rechtsweg ~st l1!icht 
zulässig. 
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§ 223. Das Genicht -hat Idas Verfahren von 
Amts wegen mit Beschluß Q;u:f längstenrs ein 
haJlbes Jahr ZJU lunt'eribrechen, wenn es zur über­
zeugung ge1al1!gt, ,daß eine Awsicht lauf Wjjeder­
hel'stelllUngder ehel:idlen LebenlSgemeinschaft be­
steht. Eine wiederholte Unterbrechung ist un-
zulässig. :: 

vol1stfleckt wel.1den. Der § 12 list :nicht .anzu­
wenden. 

Abgeltung der Mitwi:rkung eines 
Ehegatten im Erwerb des anderen 
s 0 w 1 e d e il" A IU f t ,e i 1 u n g d' ,e s e h e­
~ichen G:ebr~uchsvermögens und 

dlCreheiLichen Ersparnisse 

§ 229. 'Im Verfahren über Idve Aufteilung ehe­
lichen Gebra;uchsvermögellis und· ehelicher Er­
spal1n~ss.enrach Sche~dU'nrg, :Alulfiheb:ung oder Nich­

. Die Beschlüsse fiber die Ul1!te~br,echUing ,u11ld, t~g,erklärunrg ider Ehe (§§ 81 'bis 96 . Eheg,esetz) 
die Fornsetzung ,des V.eDfahrens 'S]IlJ(l unanfecht- smd. acußer ·den Eh~att,enauch DrItte, del'en 
bar. Rechte berührt werden, Betel~l~gte. 

Das Gericht halt das 'un"terhrochene Venf,ahl'en 
nach Ablauf der Frist nur auf Antrag fort-
2msetien. 

§ 224. Jeder Ehegiatte kann den Annrag auf 
Sche~dung Ibis ZiU'lll H:ntrint ,der R'echtskl'aft 
Ides ScheildunglslYeschlusseszurucknehlffi'en. 

Die Zurückrua!lmne ,des Antrags halt Idi,e Folge, 
daß ein ~chQln ,ergang,ener ScheiidungsbeschLuß 
WlirkutlJl?islos wind, ohne ,daß ,dieser einer aus­
'drückJl1chlCn Aufhebung bddarf. OlreichJes gilt, 
wenn rein Ehegatte vor Eintritt Ider R!echtlSuaft 
des Schei!dungsbesch1usses Istinbt. 

§ 225. Legen ,die Ehegatten ,dem Gericht 
nJicht rone Vel'einhat'lUng im Siinin Ides § 55 a 

. Abs. 2 Ehegesetz vor, so hat es 'die Ehegatten 
zur Schl~eßung -eines \Solchen ,anzuleiten. 

§ 226. Der Beschluß Ülber 'den Antrag auf 
Scheidung ist zu begründen. 

Der ,auf Schcidung ;)iaiutlende -Beschluß ha't zu 
enthalten 

1. den Vor- und Fami'Liennamen, den Ge­
schlechtsnamen, den Geburtstag und -ort, die 
Staatsangehörigkeit, den Beruf und. den 
Wohnort der Ehegatten; 
2.den Tag ,der Eheschließung 'U:11ddie Be­
hörde, vor der die Ehe geschlossen worden 
ist, samt einem;Hinweis auf den diesbe­
züglichen Eintrag im Personenstandsbuch; 
3. ,den Ausspruch, Idaß die Ehe mit .der Wir­
kung gesch'ieden wird, daß sie mit Eintritt 
der Rechtskraft des Beschlusses aufgelöst ist. 

§ 227. Ge!;'en iEntschiei:dungen über iden An-
trag :lJuf Scheidung ~stda,s Rechnsmittel der 
Vorstellung 'Ultl!Zulässig. 

Wind ein Rekul.1s nicht von heiden Ehe~atten 
gemeiilsiam 'erhoben, so list :er in zweifacher 
Ausferti!;'ung zu übrenreichen; eine Arusfertligung 
ist ,dem anlderten Ehegatten 2JuZulSteUen. Ihm 
steht es frei, binnen vierzehn Tagen nach Zu­
stellung der Rekursschrift beim Gericht erster 
Instanz eine Rekursbeantwortung einzubringen. 

Gegen bestätigenide Entschle~dru,ngender zwei­
ten l.nJsm,nz nndetder Relmms ohne rd~ B·eschrän­
kung des § 16 Abs. 1 S'tatt. 

An Ol'ten, an ,denen wenigstens zwei Riechts­
'anwäLte ,ih,ren Si.tz hialbren, 'sind nur RechtlSanwälte 
als Bevollmächtigte ZlUIZ!U1assen. 

§ 230. Das GeI1icht hat über Iden Antrag 
mündlich zu v,erhandeln. Zu -den Tagsatzungen 
sinrd ,die BeteiJigtJen 'UI11ld ihne ~ertlreter zu Laden. 
Das Gericht h:lJt Idan3!uf Ihinzuwirk,en,daß ,sich 
die Beteiligten gütlich einigen. 

Die Bestimmungen ,derZiV'ilprozeßorfdnung 
über Idie P,rotokohle, ldie -Beweise,aus~enommen 
den Abs. 2 des § 371, urud den V'erg1eich ,sirucl 
anzuwenden . 

Eine Verweisung auf den Rechtsweg ist nicht 
zuläissig. 

§ 231. Gegen Entscheidun~eln über die Ab­
geltung der Mitwirkung im Erwerb \Sowie die 
Auf teilung eheltichen GebriauchisV'ermögenrs und 
ehelicher Emparru&e ist idas Rechtsmittel der 
VOl'stleillung unzulässig. 

Von den RJeku1"iSlen sind so viele Ausferügun­
,gen zu übel'ceichen, daß eine fÜlr die Gerichts­
akten ZJUruckibehalten und idem Antragsgegner und 
jedem sonsti~en Bieteirigten j,e eine zugesteHt 
wel"denkrann. Dem Antr:liglsgegner rund jedem 
sonstigen Beteiligten stJeht les fnei, biJnnen vier­
zehn T:lJgen nach ZwstJelllnlIligder Rekilrosch!'ift 
beim Gericht erster Instanz eine Rekursbeant­
wortung .einzuhringen. 

§ 232. Gegen Entsche1cLurn:gen ,des Rekursge­
I'ichts über ,dieA:bgeltuntg Ider Mitwirkung im 
Erwerb ,sowl~e ;die Alufteilrung ,eheLichen Gebm'llchs­
vermögens und ehelicher E11Sparoose findet der 
Rekurs an den Ohe1"sten Gerichtshof nur 'statt, 
wenn iJhn IdaS RekiUlrs~el1icht ,in seiner Entlschei­
,dung für zulässig erMäirt hat. Der RiekU'rs an 
denOberstien Gerichtshof ist für zuläss,i,g zu 
,erklären, Wienn Ider Gegerustiarnld, über den idas 
Rekul1sgericht ennschieden 111at, ,an GeM oder 
GeLdeswert Iden ,im § 502 Ahs. .3 ZPO be-
7Jeichneten BetJl.1ag über,sne1JgtOider wenn die 
Rechtssache grundsätz~che Hedeutung bat. Die 
Bestimmungen des § 500 Abs. 2 'zweiter Satz 
,ood Abs. 4 ZPOs:ind 'anzuwenden. 

§ 228. Gerichdiche V.el.1!?i1eiche können nur Der RekiUrs roa:nn nur Idlana:uf Igegründet wer-
nach den Bestiimmungen ·der Exekutionrsordnung den, daß die Ennscheirdung des RekUirsgerichts 
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auf einer unrichtig,en Irechtlichen Beul"oeilung der 
Sache henUiht. 

§ 233. Rech~krä~cig,e Entscheiid~en und ge­
richtliche Vergleiche können nur nach den Be­
stimmungen der E~ekurionlSol'1druung v,Oilh'treckt 
werlden. Der § 12 rst,11licht anz'UWientden. 

§ 234. Inwi'efern dieoorch da'5 V,erfahr,en 
V1erunsachten, ~ur zweckentspr,echeiliden Riechts­
verfolg:wng odier Rechtsv,ert~~d1gung notiwentdigen 
Kosten des Verfahrens von einem Beteiligten 
zu ,ersetzen .oder lauf die Beteiligten 'aufzuteilen 
sind,entiScheiJdet d~s Gel'licht ,nachbilIig,em Er­
messen. 

§ 235. Macht ein Ehegatte ' ,den Anspruch 
a,uf Aibgeltung ""er Mitwirkung im Erw.erb des 
anderen 11lach § 98 ABGB .oder binnen einem 
Ja'hr nach Eintritt ,der R,echtiSkraft der Schei­
dung, Aufhebung oder NichlliJgerklärung ,der Ehe 
Ansprüche 'an den andel'len Ehegratten hinsicht­
lich ,ehelichen Gebrauchsv'ermäg,ens oderehclicher 
El'ISpa'rnilsse, ,sow.e1t s,ie ider Au~tejJunlg ,unter­
liegen, im str,eitligen Verfiaht'len geltentd, so hat 
da:s Prozeßgericht mit BeschllUß Idi'e Unzulässig­
keitdes sllr.einigren Rechtswegs 'a:U1sz'Ulsprechen und 
die Rechtssache dem Ziuständigen,' Außerstreit­
gericht zu üherw.eiJsen; wt ,beim Albd,a,uf ,des 
Jahl'lesein V'erf.ahnen über rdie AufteiJung ehe­
lichen Gebnwchsvernnögens oder ehelicher Er­
aparni:sse Ginhängig, so ,endet Idie Fri.st mit Ein­
tritt ,dier Rechtskrtaltt :der EntischeidUlIlg in die­
sem Verfahren. 

Für die üherweilSlung ,gelnen ldü.e §§ 44 unld 46 
Abs. 1 JN sinngJemäß. Das Gericht, \tn das die 
Sache überwiesen worden 'ist, hat das Verfahren 
iUIllter Benüt:zung der Akten ,des Prozeßgerichts 
oorchzUJführen unld ,bei ,der El1Jtscheiidung im 
Kosrenpunlkt (die &m Verfaht'len vor dem Pmzeß­
gericht laufige~<liU!fel1Jen Kosten IlJU berücksichtigen." 

4. Die §§ 236 bis 256 w.ellden laufgehoben. 

ARTmEL VII 

Änderungen der Exekutionsordnung 

Die Exekutiomondnun:g vom 27. Mai 1896, 
RGB!. Nr. 79, Zluletzt ,g'eä,n1dert Idurch da:s Bun­
desgesetz BGBL Nr. 251/1976, wird wie folgt 
g,eäl11dert: ' 

1. Im § 291 wird ,zwisch'en dem Wort "Schmer­
zensgre1d"un:d ,dem Ichi'nauf f,cibgen:den Beistrich 
folgende Wiortfdlg,e eingefiÜlgt: 

"oder 'a.uf Abig.eil~g dier Mrtwi'rkungein.es Ehe­
gatten im Erw,erlb des anderen (§ 98 ARGB)". 

2. Der Albs. 4 Idles § 2931mt zu J'alUten: 

"Di'e Beschränlmmgen der Iheiden vorher­
gehen:den Absätze gelten nicht für ,die im§ 291 
bezeichneten An!>prüche, ,ausgenommen Na,tuml­
vellgütungren, ,die einem Arbeitnehmer ~n land­
wirtschaftIlichen ,Betrieben Igewä,hrt werden." 

3. Der ,§ 330 hat zu lauoen: 
,,§ 330. Der An:spruch :aulfi Alufteilung ehe­

lichen Gebl1auchsv,ermögens und ~helicher Erspar­
nis:~e (§§ 81 obis 96 Ehegesetz) :ist, soweit er 
nicht Idurch Ventra,g oder V,e!1gleim Q)nerk,annt 
ader gerich'tliim gleltenld gemacht wonden list, der 
Pfa,ndung nicht 'unterworfen." 

4. D~m § 382 Z. 8 Wil1d IUnter Ersetzung des 
Punktes am Schilluß durch einen Strichpunkt fol­
gel1Jde BestJimmunlg lang.efügt: 

"c) ,dieeinstw~~~ge RlegclunJg der Benützung 
oder die einstweilige Sicherung ehelichen Ge­
braumsvermögens und ehelicher Ersparnisse im: 
Zusammenhang mit einem Verfahren auf Auftei­
hmg dieses Vermögens oder ,im Zusammenhang 
mit .einem Verfahren auf Scheidung, Aufhebung 
oder Nimtigerklärung der Ehe." 

ARTIKEL VIII 

Änderungen des Wohnungseigentums­
gesetzes 1975 

nas Wohn:ungseig,entumsgesetzI975, BGBI. 
Nr. 417, W1i:rd wi,e f.oLgt geändert: 

1. Die Abs. 1 U/ltd2 ides § 11 haben zu 
La'U!ten: 

,,(1) Wi,r,d die Ehe für IlIichtig,erklärt,. auf~ 
gehoben older ,geschieden, ISO halben idie Ihisherigen 
Ehegratten illre Miteigentll1i11lSglemcinsc:haft am 
Min'destanteil und gemeinsamen W ohnungseigen­
tum aufzulheben~ Einllig,en' sie ~ich nicht, 'So steht 
dem BegeIhreneines von ihnen ,auf Aufhebung 
der Gemeintsroaft !nach Alb1aruf ,eines Jahres seit 
dem Eintritt .der RechtJSkraft Ider NichtliJgerklä­
l"ung, AlufhebungOlder Scheildung der Ehe der 
Einw.and derUnz.eit, des NachteiLs o.dereiner 
anJdersVautenden Vereinbarung nicht lentgegen. 

(2) Dient -eine Wohnrung,die im gemein­
samen Wohnungsreigentum_lder Eheglatten steht, 
wenigstens .einem Ider Ibisherigen Eheg,atten zur 
Befr'~ediglung sein.eS idringenden WOihl11bedürfnisses 
und zu reinem gewöh~ichen AU!tenthailt, so gidt 
der § 9· Abs. 2 zweiter unddri,ttJer Satz für 
die Dauerein:es }a;hre.s -nach ,dem Eintritt der 
RemtJSknaft der Nichtigerlclärung,. Aufhebung 
oder Scheiduilig der Ehe sinngemäß;. ist die 
Wohnung Gegen~tand ,eines :anh~ngig,en V,erfah­
rens Ülber di'e Auf'teilufiig ,eheJ,ichen Gebra,uchs­
vermögens oder 'eheLicher ErspaJrnisse (§§ 81 bis 
96 Ehegesetz),S'O endet ldiie Firi~t ,nicht vor dem 
Eintritt ,cl,er :R!emtskratft ,der Ennsch,ei,duong in 
diesem Verfahl'en." 

2. Im Abs.3 des § 11 tri'tt lan ,die Stellie der 
Anführung "nach, Albs. 2'~ lelie WortfoLge ,;auf 
Gründ ei.ner EntJSmeildu'hig ÜlberdiJe Auf teilung 
ehellichen Geb1"a.umsvermögens ,und ehel~cher Er­
sparnisse" . 
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ARTIKEL IX 

Änderungen des Gerichts- und Justizverwaltungs­
gebührengesetzes 1962 

Da,s Gel"ichts- und JlUscizv,erW'aJ1)un~sgebü:hren­
geseuz 1962, BGB!. Nr. 289, :zuletzt geändert 
durch ,c\Ja,sBundesgesetz BOBL Nr. 403/1977, 
wird ,wi,e folgtgeän1dert: 

1. Die Z. 2 des § 32 ohM ZIU ~auten: 

,,2. bei Vrecliahl"enÜlber <IU,e Albg,eltiUrng !der Mit­
wirkung ,eines Ehegatten tim Erwerb des 
~a!ruder,en ,(§ 98 MOB) ,derjenige, dem ein 
A:bgelturugsbetrag zur Zaih:lung rauf erlegt 
wil'id, wird ider Antrag laib er zur Gänze ab­
'gewiesen, der Antr:ligstdIer;" 

2. Nach der Z. 2 Ides § 32 wirnd folg,ende 
BestillTIlffiungeingefügt: 

,,2'a. hei Vierfiahven über d~e Auttiueaung ehetlichen 
Gebl1auchsvermöglens unid ,eheLicher Erupar­
niJSse (§§ 81 his 96 Ehegesetz) beide Ehe­
gatten;" 

3. Die T:arirfpost 14 F 11rt. la Z.3 hat zu 
l-auten: 

,,3. Verflahren über die Aufteihmg ehelichen 
Gebra.uchsvrermögle!1JS unld :ehelicher Erspar­
nisse (§§ 81 bis 96 Ehegesetz)," 

4. In der Tr.1rirfpOlSt 14 Frit. a 'wel'ldJen der Z. 7 
folg,en:deZ. 8wnd 9 angefügt: 

,,8. Vertalhren über die A1bgeltJ\llng .der MQtwir­
kung eines Ehegatten im Erwerb des aride­
Iren(§ 98 ,AlBGB), 

9. Verhhr:~n über die ScheMung . eimer Ehe 
nach § 55:a Ehegesetz;" . 

. ARTIKEL X 

Änderungen des Einkommensteuergesetzes 1972 

Das :Einlrommensteue11gesetz 1972, BGBL 
Nr. 440, 7JUiletzt tg,eäln,dert durch Ida,s Bundesgesetz 

. BGBL Nr. 645/1977, wn-ld wie foLgt g,eärudeI1t: 

1. Der zWe1ue Sa.tz d~ § 34 Albs. 3 hat 'Zu 
lauten: 

"Leistungen des gesetzlichen Unterhalts an den 
gerSch~ederuen Ehegatten sowie Albgeltungsbeträge 
gemäß § 98 ABGB, die '3IUS AnLaß der Sch'eidung, 
Aufhebung oder Nichcigerlclärung der Ehe ge­
za!hJ.t wenden, 'geltlen als zwangsläufig erwach­
sen." 

2. Der vor1etzte Satz des § 107 Albs. 4 hat 
, 2m 131uten: ' 

"Gehen Idie' W'ermpapierie ,"on Todes w,egen oder 
1n Al~elttungeirntes Pfbil;htr,eiJsanspruchs ,oder in 
Abg,eltruJng von AruspriichienaUIS Vel'lffiächtniSISeD 
über oder ,etifol}gt leline überitrlagungauf Mi te.11ben 
zur Te~Wng Ides NachJ1aiS1Ses oder eine über­
tragung anronen Eihetgta:tten bei· AuftleicllUng ehe­
lichen GeibnauchsvermögertS IUnd dlelicher Er-

sparnisse anläßlich Ider Scheidung, Aufhebung oder 
Nichtißlerk:lärungder Ehe, 00 ,llliegtkeine. Ent­
nahme vor; 6ow,eit ·di.eWer'tp3ip~ere weiterhin 
im Sinne des Albs. 1 hintel1legt :blreiben." 

3. Der drittle Satz des § 108 Albs. 3 (hat zu 
lauten: 

"Mitdern Todesmg des Steuerpflichtige'Ilsowie 
mit ,dem Tag der übertl131gung leines B,auspar­
y.ertrages bei Aufte~lung ,eheLichen Gebr'auchs­
y.ermöge!1JS un:deheLicher Ersparni'SlSe ,anläßlich der 
Sche~dung, Aufhebung oder Nidi:tJig,erklärung der 
Ehe V'el1mlert die A1bgaJbenerkilärung ihre Wirk­
samkeit." 

4. Der ILetzte Sa'tz ,des § 108 Albs. 6 ha.t zu 
Lauten: 

"Die Mitteil~pflicht 'entfäJl1t, wenn in den 
Fä>L1en ides Ab15. 3 ,dr.itte:r Satz .BeiträJge zurück­
gezahlt wertd'en," 

ARTIKEL XI 

Änderung des Grunderwerbsteuergesetzes 

Der § 14 Abs. 1 Z. 1 des Gt'IUll1iderwerb­
steruet'lgesetzes, .BG.BL ·Nr. 140/1955, ztJ;letzt ge­
ändert durch das .Bundesgesetz SGBI. Nr. 277/ 
1969, hat zu IQuten: . . 

,,1. beim Erwerb von Gl1u'ndStücken 

a) durch den Ehegatuen, einen 
Elterntei1l, ein Kind,eim Enkel­
kind, ein St'iefkmd, ein Wlahl­
kind . oder ,ein Schwü,egerlcind 
des ,übergelhel'S oder Idurnh :ein 
vorn übergeber an Er:ziehung 
igenommenes' Kind .......... 2 v. H., . 

h) durch reinen EhegJatten V'On 
'dem 'anderen Ehegatten bei 
Auifteilung eheLichen .. Ge~ 
bliauchsViermögens UlDd ehe~ 
lieOOr Erspatmisse ,a.nläßlich der 
Sche~dJung, AufhebU!I1g. oder 
Nichtig,erklärung ider Ehe 2 v. H.," 

ARTIKEL XII 

Änderung des Prämiensparförderurigsgesetzes 

Dem § 4 des PrätThiensparlörderungsgesetzes, 
BGBil. Nr. 143/1962, zuletzt tgeändert durch das 
BU1rudesgesetz .BGBl. Nr. 664/1976, wrrrd folgender 
Albs. 5 angefügt: -

,,(5) Wlil'ld Ibdi Schcidiung,' Aufhebung oder 
Nichtligter'klärwng der Ehe !im Zuge ,der Auf­
teiLung ,ehelichen Gebrauchisvermögens 'Und ehe-
1icher Ersparn~e .ein :aIUf ,einem Präm~enspar­
konto erlieg.endes Guthalben vorn b'i~herigen Be­
l'Iech~igten ,an Idessen. Ehegatten übertrngen, so 
gilt der Prä.rnilielllSpaTVertlr.a;g lals ~t sofOTtJiger 
Wiitrkung aJbgeLaruf,en.Ln idi.esem F,a'Ue hiat die 
Kreditunterndhmung dien '3:!Ilßespialrten Betrag 
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bis zum Zeitpunkt der rech'tSwirksamen über­
tragung des Guthabens mit 6% zu verzinsen 
uIlld d,je anteiligen Spa,r:prämlLen gutzuJSchreiben. 
Ab die&em Zeitpunkt list aals Guthaben mit dem 
für Spareinlagen mit gesetzlicher Kündigungs­
fl1ist JeweiJLs aJI11gemein ,geltenden Zinsfuß ZIU ver­
zinsen. Als Zeitpunkt ldier l1echtlswir:ksamen über­
tragrungglillt bei der Obertmgung durch eine 
gerichuliche Entscheiduilig oder einen gerich,tJlichen 
V,erg:~eich Idle Rechtskl'alt ,der -Enoscheildung, im 
FaJile eines VleI1g1eiches das Da'tJum <des Ver­
gleich9aibschlutsses. " 

AR TIKlBL XIII 

Änderungen des Wohnbauförderungs­
gesetzes 1968 

Das WOIhnbaJUfölrdie11Urugsge&etz 1968, BGBl. 
Nr. 280/1967, zuletzt ,!?/eäIlldert ,durch ,das Bun­
desgesetz BGBl. Nr. 386/1976, wil'ld wie folgt 
geäIlldeJ.'lt: 

1. Dem Abs. 2 des§ 22 wfil1d folg.ender neuer 
drittler Satz eingefügt: 

"Das gleichegUilt, wenn eine BiJgenrumswohnung 
oder ,ein Eigenheim bei A:ufteilru.ng ehelimen 
GebraumsviemnögOOiS und ehelicher Ersparnisse 
anläßlich der Schcidu:rug, Aulfihehung oder Nich­
tigerMänmg der Ehe an Iden früheren Ehegatten 
Ülbert,ragen wird." 

2. Der lliit. Id Ides § 36 Albs. 1 wird folgender 
Satz langefügt: 

"Das g.l:elime gik, wenn ei nie Bige,ntums­
wohruung oder ein BiJ!?lenhei:m :bei Auf­
teiJungehelichen Gebl'lalUchsVl.ermögeru; und 
ehel~cher Erspaflnis:se anläBlich Kier Schei­
,dung, :Aufhebung oder Nichti@erklärung 
:der Ehe lan den frühel1en Ehegatten über­
tragen wird." 

ARTIKEL XIV 

Änderurigen des Allgemeinen Sozialversicherungs­
gesetzes 

Das Alilgemeine SOlzLalv,er:9iche11Unlg'Sg,esetz vom 
9. September 1955, BGBL Nr. 189/1955, zuletzt 
geänldert Idurm ,das Bmdes'gesetz BGEL Nr. 648/ 
1977, wird wie follgt geändert: 

1. Der Abs. 2 des § 76 ihlaltzu llauten: 

,,(2) Die SeLbstversicherung Ig,emäß§ 16 Abs. 1 
ist unJbeschadet Abis. 3 

a) auf Antrag des Versicherten, 
b) in :den FäJHen, :in denenidas auf Sch,ei1dung 

la.uten'de Urteil den Ausspruch im Sinne 
,des § 61 Abs. 3 Eheg:esetzeIlJthält, auch 
auf Antr:ag des Bhe~atten, Ider ,die Ehe­
scheidungsklage eingebracht hat, 

in e,~ner ruiedJrig.el"eIn a:Ls der nJach Abs. 1· Z. 1 in 
Betmcht kommenden Lolmswf,e :owzuhassen, so-

fern d~es Illach :den wif'tlSchaIftLichen V,erhäJun~ssen 
des V:ernich'erten hzw. ,in Iden FäHen der Jit. b 
nam Iden wil'tlSchaJEulich,en Verh1iknissen des Ehe­
gatten, der die Ehiescheidiun:gslcla.ge ,ein~ebracht 
hat, gerechtf.ertigt ,erschiel1nt. Die Sel1bstv,e11Siche­
rung darf j,edoch nicht unter Ider Lohnstufe, in 
die der Bretl1ag von 100 S it~gLich fälHt, in den 
Eililen {der ,1I1t. b üherdies nicht unner ider Lohn­
stufe, in 'die Ider ZlU ,lei,suende Unterhla'ltsbei­
trag fällt, ZiUßtelassen wel1den. An die SteHe des 
Betrages von 100 S tritt ab 1. Jänner eines 
jeden Jahres der Tageswert ,der Lohnstufe (§ 46 
Albs. 4), in >die Ider Igemäß § 76 a Abs. 3 ge­
nannte, j'ewe~ls ,~e1ten:de Betl1ag fällt. Die Herab­
setzung der Beitr:agsgr\loIlldI3Ig.e wirkt, wenn der 
Antrag zUg'Leich mit dem AllItmg Ialuf Selb&t­
verSlichel1ung 'geS1leLlt Wlird, ,ab :dem B,e~inn der 
Se~bstver5ichierung, sonst 'alb dem 'auf ,di,e An­
tI1agstellung folgenIden :Mo1llaD$el'Sten; :die Hemb­
setzJung~iIt j,eWleilts biJs :0= Albbuf ,des nächst­
folgenden KJaIen:derjahr,es." 

2. Dem § 215 wird folgender Abs. 4 ange­
fügt: 

,,( 4)AJbs. 3 vorletZltler unid fetzter Satz sind 
nicht anrz:uweIllden, wenn 

a) dl3Js a.uf Scheidung l.a.uteilide U:rueil den 
Ausspruch im Sinne des § 61 Abs. 3 Ehe­
gesetz ,enthält, 

b ) die Ehe mi'nides,tens fün;{z:eihn Jahre ge­
,da.uert hat, 

c) ,diie Frau im Zeitpunkt ides EintmtJtes der 
Rechtskraft des Scheidungsurteiles das 
40. Lebensjahr vdHen'det hiat und 

,d) IOOr ArbeitlSUinlf~f (dJi1e Benufisknankheit), 
'durch den (die) Ider Tod ,dies Verl9icherten 
verursacht WlUrlde, im Zeitpunkt der R,echts­
kI1aft des Schcidu:ngsUJrte~les Ihercits ein­
gtetl"etlen Wlar. 

Die unter ILit. c 'genanntle Vora:u~etzung entfällt, 
wenn 

ala) idiie Frau seit :dem Ze~tpunk:t des, Ein-­
tcittes ider ·Rechtsknaft des Smeidungs­
urteiles erwerbsunfähig ist oder 

bb) nach dem 'toid des Mannes eine 
Wia]s·enrente für ein K:ind im Sinne 
,des§ 252 Aibs. 1 Z. 1 ,wnd Abs. 2 
~anlflällt, oof,ern dieoosK'intd alUS ,der ge­
Ischieldenen Ehe suammt oder von den 
Ebegatten g;emeinlSiaman K,ind,es Statt 
angenommen wOil1d'en list und das 
Kind !in ,a11en diesen Fällen im Zeit­
punkit des Tod,es :des Mannes (Vaters) 
stä>IlIdig !in Hiruusgeme]nschaIft (§ 252 
Abs. 1 letzter Satz) mit {der Fnau 
0Mutter) ,Lebt. Das Erkmternis der 
ständigen Hausgemeinschaft entfällt bei 
nachgeborenen Kindern ... · 
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3. Der bisherige In!hJa'lt 'des § 216erthäh die 
Bezeicll11Junig Albs. 1. Als A:bs. 2 Wiil'ld angefügt: 

c) ;d~e Frau im Zeitpunkt des Eintrtrttes der 
Rechts·kraft Idres ScheidUinigsur:teiles ,dias 40 . 
. Lebensj.ahr vo1LeIlidet hat. 

,,{2) -W:itwerrenteün dem '~n Abs. 1 lbezeich­
neten Ausmaß gebührt auch dem Mann, dessen Die unter ~~t. c gen:l;lnnte Vonauss·etZIUng entfällt, 
Ehe m:it Ider Vel1sicherten geschieden worden ist, Wlenn 
wenn 

;a) das auf Scheidung IlautJende Uroe!il ,den Aus­
spruch :im Sinne des § 61 A:'bs. 3 Ehe­
,gesetz ,enIt'häk, 

b) 'die Ehe mindestens fünfzehn Jahre ge­
,dauert hat, 

c) ,der Mann im Zeitpunkt ,der EinJbringung 
!der Kliage ,dier Fmu 'a,uf Ehescheidung 
daiS 40. Leibensjalhr volLenidet hat oder seit 
diesem Zei,tpunkterwenbsuniä1hig ist und 

,d) Ider Mann im Zei1:ipunkt des 'todes der 
Vel1sicherrener:werbsunfähig und bedürftig 
,i'st unld Id~e Fl"1aJU zu ,dJiesem Zeitpunkt 
seinen Lebenlsunterhalt überWieg,end be­
stritten hat. 

Die Witwerrente gebührt für die Dauer der Er­
werbsunfähigkeit und Bedürftigkeit." 

4. Der zweite Satz:des ,§ 220 'hiat zu lliauten: 

"Hiebei ist 'fIme WitWlenl"1ente gemäß ,§ 215 Abs. 3 
und Albs. 4 nicht 'zu bierücksichti~gen." 

5. Der bisherige Inhalt des § 259 erhält die 
Bezeichnung Abs. 1. Als Abs. 2 wird angefügt: 

,,(2) Witw,e1"pension gebührt auch ,dem Mann, 
dessen Ehe mit ,der Viensicherten 'geschieiden wor­
den i~t, wenn 

a) das auf Sche~dung 1aJutiende Urteil den 
A:usspruch im Sinne Ides § 61 Abs. 3 Ehe­
Igesetz enthäh, 

b) Idie Ehe 'rnJindJestens füniflz;ehn Jahre geJoouert 
hat, 

c) ,der Mann im Zeitpunkt der Eintbringung 
der KLage Ider Frau auf Bhesche~dung das 
40. Lebensjahr vollendet hat oder seit 
,diesem Zeitpunkt ,eI'W1erbsunfahig ist und 

d)der Mann im Zeitpunkt Ides 'todes der 
F1'Iau ,erwer.bsu:nf:ihig <und hedü,rftig ~t und 
,di,e F1'Iau ZJU d~esem Zleitpunkt' seinen 
LeJbensunterha:1t überWliegend :bestritten 
'hat. 

Die Witweerpension gebührt für Idie Dauer der 
Erwerbsunfähigkeit lund ß.edürftvgkeit." 

6. Dem § 264 wirld folgender Abs. 5 ange­
fügt: 

,,(5) Abs. 4 ist nicht ·anzuwenden, wenn 

a) das lauf Scheiid'ung i1autende UrteiJ den 
Ausspruch im Sinne des § 61 Abs. 3 
Eheg,esetz ,e\nIthält, 

·b) ,die ,Ehe mindestens .fünlf~ehn Jahre ge­
,da'Uert 'und 

aJa) die F:riau seit dem Zeitpunkt ;des Ein­
trittes der Rechtskraft des Scheidungs­
Iurteiles erwerlbsunfähig I~t oder 

bb) niach dem 'tOid des ManInes ,eine Waisen­
pension für ein Ki11ld im Sinne des § 252 
Albs. 1 Z. 1 llliIlId A:bs. 2 anfällt, oofern 
ldieses Ki~dMlJS 'der igesmjleJdenen Ehe 
'Sllammt oder VIOn 'den Ehegatt·en ge­
mein'Sallll 'a.Il KJi11ldes Statt 'angenommen 
wOl1den ist und Idas Kind in iaUen 
diesen FäLlen im Zeinpunkt des Todes 
·des Mannes (VI<lJters) ·ständig in Haus­
gemeiniSchaflt (§ 252 Albs. 1 Jetzller 
Satz) mit der F'l1au (Mutter) lebt. 
Das Erfordernis Ider ständigen Haus.,. 
,gemeinschJaft ·entJfä\lilt bei nachgebore­
nen Kiinidel"1n." 

7. Der letzte Satz ,des § 267 halt ~u iauten: 

"Hiebei sind Witwenpensionen gemäß § 258 
Abs. 4 und § 264 Abs. 5 (eine Witwerpension . 
gemäß§ 259 Abs. 2) nicht ZJU berücksichtigen; 
diese dürfen jedoch ,den Bietrag Ider gekürzten 
WitWienpension Inach§ 258 A!hs. 1 {Witwelipen­
sion nach § 259 A:bs. 1) nicht übersteigen und 
sind inInerha,lb. ,die.ses HöchlStlaIUSmIaßes h~l1Jsicht­
tich des Gru11Jdbetrnges Ulnd Ides 'alls Steigeru11Igs­
betlflag,es :gdrendenBet~aiges verhälltnismäß,ig zu 
kürz·en." 

ARTIKEL XV 

Änderungen des· Gewerblichen Selbständigen­
Pensionsversicherungsgesetzes 

Das Gewerbliche Selbständigen-Pensionsver­
sicherungsgesetz vom 18. Dezember 1957, BGBl. 
Nr. 292, zuletzt geändert durch das Bun­
des.g,es,etz BOBL Nr. 648/1977, wird Wl~e folgt 
g·eändert: 

1. ,Der bilsnenige Inha'lt des § 78 ·erhält die 
Bereichn'UlIllg Ahs. 1. ALs Alb.s. 2 wird ange­
fügt: 

,,(2) Wj'tWierpenISion gebührt auch ,dem Mann, 
dessen Ehe mit Ider Versichemen ,geschi'eden wor­
den ist, wenn 

a) das auf Scheidung lautende Urteil den Aus­
'spruch lim Sinne Ides § 61 Abs. 3 Ehe­
glesetz entiliäh, 

:b) dre Ehe mi,ooestens ,ffinfzeihn Jahre ge­
dauert hat, 

c) der Mann im Zeitpunkt der .Ei:nbringung 
der Klage der Frau auf Ehescheidung das 
40. Lebensjahr VIO~endet ha't oder ,&ei,t die­
sem Zeitlpunkt ,erwerbsunfähig istun'd 
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d) der M:l!nn 1m' Zeitptmkt des Todes der 
Fr':liU erwel'bsunifählg und bedürftig ,ist und 
ldie Fr.alll ZlU Idi,esem Zeitpunkt \Sleinen 
LebensunuerhaJt überw'iegerud hestl'ivten 
hat. 

4. Iql § 89 Abs. 4 Iit. m ist der Ausdruck 
,,§ 85A:bs. 5" ,dU'rch den Alws;dnuck ,,§ 85 Abs. 7" 
zu ,ex;Sletzen. 

ARTIKEL XVI 

Di'e WlÜtwerpension I~(jbülhrt für ,die Dauer ,der änderungen des Bauern-Pensionsversicherungsge-
Erwerbsurufäh~gtroeit IUnd LB'edürltligkieit." setzes' 

2. § 85 A!bs. 5 _d &urch fo~genode Aib­
sätze ersetzt: 

,,(5) Ahs. 4 ist nicht anz,'UIW,enlden, wenn 

a) das auf Scheidung lautende Urteil den 
Ausspruch lim Si'nne Ides § 61 Albs. 3 Ehege­
Isetzenthälk, 

b) .die Ehe mimtdesuenlS fiiniRZiehn J,ahre&e-
Ida:uert 'Ulllid . 

e) die Frau' im· Zeitpunkt des Eintrittes der 
Rrechtsk'x;aftdes Sch'eiidurugISUllteilesdaiS 40. 
Lebensjahr voLlenidet hat. 

Die IUnter :lit. e genannte ViOl1awssetzmng ent­
fäHt, wenn 

'ala) Idie Frau seit dem Zeitpunkt ,des Ein­
. triutes ,der. ltechtlSkl1aft des ScheiJdungs­

'ur:teiLes lerweI1bsulnfälhig ,ist oder 
ibb) nachdem Tod Ides Mannes eine 

w:a:isenpeiUSion .für ,ein Kind im Sinne 
(des !§ 70 Aibs.1 Z. 1 urud Albs. 12 
lanfärHt, sofem dieses Kind 'aus der ge­
schi'edenen Ehe stammt oder von den 
Ehegatten ß'emeinsa:m 'aon Kmtdes Stiatt 
.ang,enommen w01"lden ist und idas Kind 
Ji,n 'al:Iendiesen Fäi11en :im. Zeitpunkt 
des Todes d,es Ma'nnes (Viauers) ständig 
in Hausg,emeinschaft(§ 70 Ahs. 1 
Z. 4) mit ,der F'l1aIU (Mutter) lrebt. 
DaiS Erfordernis der ständ~gen Haus­
"gemeinschaft entifällt bei 1lachgebore­
nen Klind,ern. 

(6) Zu Ider nach Iden 'Aibs. 1 uoo;4 'ZIU be­
messenden Witwen(Witwer)pension ist an Pen­
sionsberechtigte, denen Ider Anspruch a.u:f eine 
Ausgl!eichszrulrage gemäß § 89 ZlUJSteht, 'ein Zu­
schlag in der Höhe von 30 S mOnlatlich zu ge­
währen, 'Bofem nicht eine WO'hnungsbeihilfe 
nach dem Bund~g,esetz üher Wohnung!YbeihHfen, 
BGBl. Nr. 229/1951, geJbührt." 

3. Der iet2lte Siatz des § 88 hat ~ tallten: 

"Hiidbei sind Wi'twenpensionen ß1emäß § 77 
Abs. 4 und § 85 Albs. 5 (eine Wi1JW1erpension 
gemäß § 78 Abs. 2) nicht zu h1erüeksichtigen; 
die&e dürf.en jedloch Iden ;Betrag der gekürzten 
Witwenpension nach ,§ 77 Aibs. 1 (Wlitwerpen­
sion ruach § 78 Abos. 1) nicht ülbersteig,en und 
sinld innerlhiaiLb dieses Höchsnaumlaßes hinsicht-
1ich des Grundibetl131ge5 UJUJd des als Sneigemmg,s­
betrages geltenden Betrages verhältnismäßig zu 
kürzen." 

Das .Bauern-P,el1lSionsv,ersicher:ungsg,esetz vom 
12. Dezember 1969, BGBl. Nr. 28/1970, zu­
Ietzt l?Ieä11ldert 'oorch idJasiBunde\Slgesetz BGBL 
Nr. 658/:i977,wii!rd wiefdlgt geändert: 

1. Der hi:sherl~ge Inhiailt des § 74 lerhältdie 
B,ezeichnung Ahs. 1. Als Ahs. 2 Wli'rd a;ngefügt: 

,,(2) Wi!twerpen.silOn ,gebUhrt Ialuch dem Mann, 
dessen Ehe mit der ~ersichernen geschieden wor­
den j,st, wenn 

a) dJa,s 1aIUlf, iSchieidung l:autenide Urte~l den Aus­
spruch i:m. Sinne ldes § 61A!bs. 3 Ehe­
iß'e5etz entihäilt, 

b) Idi'e Ehe min~estJens fünfzehn J ahr,e . ge­
idalUert halt, 

e) Ider Mann:im -Zeitpunkt der HnibningU'ng 
,der K:lage der Fnau auf Ehescheidung das 
40. Lebensjahr voJ!1enidet ba,t IOder Iseit die­
'sem Zeitpunkt lerowelibsunfähig ist und 

d) :der Ma:nn~m Zeitpunkt ,des Todes der 
Frau ,erwterhsunfähig f\lInJd bedürftig äst und 
d!1e Fr,a,uzu ,diesem Zeitpunk,t seinen 
Lebenwnterhalt ü'herwliegend IDestJritten 
hat. . 

Die Wlitw,erpension g,ebü'hrt für ,di'e Da,uer der 
Erwel'bsunfähigkeit und BedürftJigkeit." 

2. § 80 Aibs. 5 wiol'd \aurch ,folgende Absätze 
ersetzt: 

,,(5) Albs. 4 ist nicht :a:~uWle11lden, wenn 
la) 'da:s 'auf Scheidung 'Lautende Urtirul,den Aus­

spruch im Sinne des § 61 ,Abs. 3 Ehegesetz 
ienthäIt, 

b) ,die Ehe minldes1ie11lS ,fünlfuehn Jahre ge­
IdalUert und 

e) di:e Fmu lim Zeitpunkt ,des EiJntritites ,der 
RechtSkralft des 5che~dU'ngsurteaes idaJg 40. 
Lebensjla;hr vollenldet hat. 

Die unter 1it. e ~enannte VOlla1USSetwng ,entJfäLlt, 
wenn 

(ala) IdiiJe FraIU !Seit Idem Zeitpunkt des Bin­
trittJes ,der ltechtsk11~ft !des ScheiidIungs­
urteiLes erWierbsurufäilüg,ist oder 

bb) ,n:ach ,dem 1100 ;des Man11les eine 
Wiaisenpension ,rur dn Kind m Si'nne 
ides §66 Albs. 1 Z. 1 u11Id Albs. 2 
lanfäililt, :rof,ern dieses Kü:nd' '<liU:S der 
Iß'eschiedenenEhe stalffimt oder von den 
Ehe~a!tten geme~an Ki~11Ides Statt 
.3JJJg,enommen wonden !ist UIIld Id'als Kind 
in 'allen !di!esen Fä1I:1enim Zeitpunkt 
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,des Todes :dies M,annes (Vater,s) stän­
dig in Hausgemeinschallt (§ 66 Ah,. 1 
,letzter Satz) mit lder Fmu (Mutter) 
Iebt. naJs Erforidemistder stärud,ig,en 
Hausgemeinschaft entfäJJlt bei n'achge­
bOl'lenen Kindern. 

(6) Zu der ruach rd'en Ahs. 1 und 4 'liU be­
messeruden Witwen(Witw,er)perusi,on 'ist 'an Pen­
sionsbenechuigte,cLenen 'der An~pruch 'auf eine 
Au;sgleichsZluL~ge g,ernäß § 85 Zlust,eht, ein Zu­
schl,ag ,in der Höhe von 30 S monatEch zu ge­
währen, s'Ofern n:ichteine Wohruurug,sbeihil<fe nach 
dem Buncllesg,es'etz über Wohniur.g~beihirlfen, 
BGBl. Nr. 229/1951, ,gebührt." 

3. Der letzte Satz ides § 84 hat zu :Lauben: 

"Hiiebei sind WitwenpensioriJen gemäß § 73 
Abs. 4 untd § 80 Abs. 5 (eine Witwerpension 
gemäß § 74 Abs.2) nicht zu :berücksichtigen; 
diese dürfen jedoch Iden ,Betl'lag .der gekürzten 
Witw,e,npens1ion nach § 73 Abs. 1 (W,itwerpen­
sion nach § 74 Abs. 1) nicht überste~gen und 
sind irunerhia:llb Idi1es,es Höchs'tlausmaßes Ih!insicht­
lich ,des Gl"Undibletrr~,es umld ,des aIs Steigerungs­
betrages ,gehendenß.et,l'Iag'C's vrel1hältniismäßig zu 
kürzen." 

4. Im § 85 Ahs. 4 lit. m Wllll',d rder AUSldruck 
,,§ 80 Abs. 5" durch ,den Alus.dl'luck ,,§ 80 Ahs. 7" 
eI's'etzt. 

AR TlKEL XVII 

Änderung des Gewerblichen Selbständigen-Kran­
kenvel'sicherungsgesetzes 

Das Gewerbliche Selbstärud~gen-Knankenver­
sicherungsge's'etz vom 13. Juli 1971, BGBl. 
Nr. 287, zuletzt geändert durch das Bun­
desgesetz BGBl. Nr. 648/1977, wind wie foLg,t 
geäJn,cLert: 

Der erst.e Satz des § 18 Albs. 9 hat zu 
l~uten: 

"Für W eioervlersicherte (§ 7) ,gi:h 'als Grundhge 
für Idi,e BemesSluug ,der Beiträg,e 'die Höchs,tbei­
tra'glSgrunrd!lage (Abs. 5). Die Weiterversicherung 
i'st 

a) auf Antrag des Versicherten, 

b) rin ,den Erl1en, ,in rdenen rdas auf Scheidung 
'1aJuteIlJde Urt3e~1 den AUJs'spruch im Sinne 
,des§ 61 Ahs. 3 Bhegesetz ,enthäk, auch auf 
AntP3Ig des Eheg3!tten, der die Eheschei­
Idul1gsMalgie e'iru~ebracht hat, 

sowe:i,t ,die's nach iden wirtsch3lfolichen V,erhält­
nissen <des Versicher,ten, in Iden Fällen der ,l.it: b 
nach den Wlirtschalolichen V;erhältnl~ss'endes Ehe­
gatten, ider idi,e Ehescheidunlg,sk1age e~ngebracht 
hat, gerechtf.e1"oigt 'e1"scheirut, lauf 'einerniloorigeren 
Beitr,alg~rutt1.d~a,ge, jedoch 'nicht unter der Min­
destbeü:tllalg&gI1Unidla,ge (Abs . .4 Jit. b) 'Ziuzu,jassen." 

ARTIKEL XVIII 

Änderung des Bauern-Krankenversicherungsge­
setzes 

Da's Ba.uern-K,rankenNersichel'lu'Il~esetz vom 
7. Juli 1965, BGBl. Nr. 219, zuletzt geändert 
durch das BUl1desgesetz BGBl. Nr. 648/1977, 
wird wie folgt geändert: 

Der erste Satz ides § 17 Albs. 11 hOlt zu 
'huten: 

"D~e We~\)erv,e1"s<icherWl1ig äst 

1. a.uf Al1trlag Ides Versich!e1"ten 
2. in den Fä:hlen, in Idenen das ,auf Sche~dung , 

lautende Urteil uen Ausspr:uchim Sinne 
des § 61 Abs. 3 Ehe~esetz ,enthäl1t, ,auch auf 
Antriag des Ehegatten, der die Ehescheidungs­
kLage ein~iebI1acht hait, 

soweit ,dies nach den w1rtsch'aJf,tlJich,en Verhält­
nissendes AntragsteL1ers rbzw. :in den Fällen 
der Z. 2 nach den wirtsch'aivtLichen Verhältnissen 
des Ehegatten,der d~e EheschekliungskJJa'ge einge­
bmcht hat, mit e,iruem niedrigfer,el1 a,lis dem nach 
Abs. 10 in B,etracht kommenIden Brei,tJrag ZlUZU-

1Ols'sen." 

ARTIKEL XIX 

Änderungen des Beamten-Kranken- und Unfall­
versicherungsgesetzes 

Das, B'eattnten-Kr;anken- und Unf<alHversiche­
rungsgesetz vom 31. Mai 1967, BGBl. Nr. 200, 

. zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. 
Nr. 648/1977, wird wie folgt geändert: 

1. Der erste SM;z, \dres § 113 Alhs. 4 bat zu 
huten: 
"Die Witw,en1"ente wird - wenn nicht ,die Vor­
aussetZiungen des Albs. 7 rge,geben l$lind - mit 
dem ,Betr3lg gewährt, !der ,dem gegien Iden Ver­
sich'erten zur Zeit ~eines Dddes heste:heniden An­
spruch auf Unterhalt (UnltJerhaltsbei,tI1ag), v,er­
mindert um einen der Anspruchsberechtigten 
nach dem Versicherten gebührenden Versor­
gungsbezug (ausgenommen die Hilflosenzulage), 
entspricht; sie darf die Höhe der der Witwe des 
Versehrten unter ~Bedachtnahme <aJuf .dieB'estim­
mUJ1;g des § 116 g;ebührend:en Witwenrente nicht, 
übe1"steigen." . 

2. Dem § 113 wi1"d· .fdlg,enlder Albs. 7 ange­
fügt: 

,,(7) Abs. 4 'erster HaJbsatz i,st nicht anzuwen­
,dren, wen:ll 

a) ,das :auJ Scheli1dung lauteIlJde Urveil ,den 
Ausspruch im Sintnle ,dies § 61 Abs. 3 
EhegeSietz enthallt, 

b) die Ehe minidestens fünfzehn Jahre g,e­
'dauent hat, 

c) ~Üe F~au 1m Zeitpunkt des BintlJ:ütes der 
Rechtskraft des Scheidungsurteiles das .40. 
Lebensjahr voilJeoo,et ihJat UIlJd 
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d) der Dilenstunfall (c1i'e Berulfsknmkheit), 
!durch ,dien Qc1ie) Ider Tod ides. Versich,erten 
verursacht wurde, im Zeitpunkt der Rechts­
kraft des ScheidJUngs.urteiJes bereits einge­
treten wlaJr.· 

Die 'unter lit. c ~enannte Voraussetzung ent­
fäl'k, wenn 

aa) !die Frau seiit dem Zeitpunkt des Ein­
trittes der Rechtskraft des Schei:dungs­
urteiles erwerbsunIfähig ist oder 

bb) ·nach dem Tod des Mannes ,eine W,a,isen­
reme für ein KJind ,~rri Siinne des 
§ 56 Abs. 2 Z. 2 unld A'Os. 3 an­
fäJIt, sof.ern dieses Kind iaus der ge­
schiedenen Ehe stammt oder von den 
Bhega'tten ,gemeimsam an Kindes Statt 
langenommen worden üst u11Jd das Kind 
in ,a:J,len diesen FäJILen im Zeitpunkt des 
Todes des Mannes (Vaters) stänldig in 
HausgemeinschaJt (§ 56 Ahs. 2 Z. 6) 
mit der Frau (Mutter) lebt. Das Er­
fordernis der Iständ~g,en Hau'Sgemein­
'schart ·entfällt hei nachgeborenen Kin­
dern." 

ARTIKEL XX 

Änderungen des Notarversicherungsgesetzes 

Das Notlatw.ersicheruugsgesetz vom 3. Feber 
1972, BGBI. Nr .. 66, zuletzt geändert durch 
das Bundesgesetz BGB.J. Nr. 708/1976, wird wie 
folgt g,eäniClert: 

1. Der Abs. 1 des § 55 hat zu lauten: 

,,(1) Die Witw,enpensllon bet:rägt 

bb) nach dem Tod Ides Mannes eine 
Wais.enpension fü.i ein:Ki:nJd im Sinne 
,des § 57 Abs. 2 bis 4 anfälJt, sofern 
dieses Känid ausd:er .geschiedenen Ehe 
Istlammt o:cler V'On ;den Ehegatten ge­
meinSia:m lan Kindes Statt !angenom­
men wonden ,ist ,und dats IGnd in aUen 
Idiesen FäHen lim Zeitpunkt .des Todes 
des Mann.es {Vaters) ständig ,in Hatu's­
gemeinschaft (§ 57 Abs. 2 letzter Satz) 
mit der FI1au (Mutt'er) lebt. D<l1S Er­
.fol'ldernis,der .ständigen Hausgemein­
schaJt entfällt bei ntachgeborenen Kin­
idern." 

ARTIKEL XXI 

Änderungen des Pensionsgesetzes 1965 
Das Pensionsgesetz 1965, BGBI. Nr. 340, zu­

letzt geändert durch das Bundesgesetz BGBI. 
Nr. 393/1974, wird wie folgt geändert: 

1. Der Ahs. 4 des § 19 hat zu lauten: 
,,(4) Der Versorgungsbezug - ausgenommen 

die Ergänzungszulage und die Hilflosenzulage -
darf die Unterhaltsleistung nicht übersteigen, auf 
die die frühere Ehefrau gegen den verstorbenen 
Beamten an dessen Sterbetag Anspruch gehabt 
hat. Dies gilt jedoch nicht, wenn 

a) das auf Scheidung lautende Urteil den Aus­
spruch im Sinne des § 61 Abs. 3 Ehegesetz 
enthält, 

b) die Ehe mindestens fünfzehn Jahre gedauert 
und 

c) die frühere Ehefrau im Zeitpunkt des Ein­
trittes der Rechtskraft des Scheidungsur­
teiles das 40. Lebensjahr vollendet hat. 

1. für die Witwe und für :die J,rühere 
frau, bei der die Vonaussetzungen 
Abs. 7 zutreffen, 60 v. H. 

Ehe- Die unter lit. c genannte Voraussetzung entfällt, 
nach 

2. für ,die frühere Ehefrau, hei der die Vor,aus­
set:zu11Jgen des Abs. 7 'nicht ,zJUtr,eff,en, 50 v. 
H. 

der Pension, auf die der Versicherte bei seinem 
Tod Anspruch gehabt hat oder gehabt hätte." 

2. Dem § 55 wind folg.ender Abs. 7 ang.efügt: 

,,(7) Albs. 3 ist nicht !anZlUwenden, wenn 
a) das :atuf Schd~diUng ,lautende UrterI iden Aus­

!s;pruch ~m Sinne :des § 61 Aibs. 3 Ehe­
gesetz ·ent'hält, 

b) Idie Ehe m~ndestlel1iS fÜniFzehn Jahre ge­
dauert und 

c)die Frau im Zeitpunkt des Eintrittes der 
Riechtskraf.t des ScheiJdungsurteiles dias 40. 
Lebensjahr vollentdet hat. 

Die unter Lit. c genannte VoralJls:setziUing entfällt, 
wenn 

.aa) die Fmu seitldem Zeitpunkt des Ein­
trittes der Rechtskl'laft des Scheidungs­
lurtleill1es rerwerbsunfähig ist oder 

wenn 
aa) die frühere Ehefrau seit dem Zeitpunkt 

des Eintrittes der Rechtskraft des 
Scheidungsurteiles erwerbsunfähig ist 
()Ider 

bb) aus der geschiedenen Ehe ein Kind her­
vorgegangen oder durch diese· Ehe ein 
Kind legitimiert worden ist oder die 
Ehegatten gemeinsam ein Wahlkind 
angenommen haben und das Kind am 
Sterbetag des Beamten dem Haushalt 
der früheren Ehefrau angehört und 
Anspruch auf Waisenversorgungsgenuß 
hat; das Erfordernis der Haushaltszu­
gehörigkeit ·entfällt bei nachgeborenen 
Kindern." ' 

2. Der zweite Satz des Ahs.1 des § 26 ent­
fällt. 

ARTIKEL XXII 

Geschäftsverteilung für famHienrechtliche Ab­
teilungen 

Bei den in der Anlage zur Jurisdiktionsnorm 
genannten Bezirksgerichten sind derselben Ge-

916 der Beilagen XIV. GP - Ausschussbericht NR (gescanntes Original)56 von 58

www.parlament.gv.at



916 der BeiLagen 57 

rich~sabteilung sowohl die Rechtssachen nach 
§ 49 a JN als auch die Außerstreitangelegenheiten 
nach § 104 b erster Satz JN zuzuweisen (fami­
lienrechtliche Abteilung); sie sind, wenn wegen 
des Geschäftsumfangs mehrere familienrechtliche 
Abteilungen zu bilden sind, so zu verteilen, daß 
alle die'selben Personen (Kinder oder Ehegatten) 
betreffenden Sachen zu derselben Gerichtsab­
teilung gehören. 

ARTIKEL XXIII 

Schluß- und Übergangsbestimmungen 

§ 1. (1) Dieses Bundesgesetz tl"litt, soweit der 
Abs. 2 nicht ander,es bestimmt, mIt dem 
1. Juli 1978 in Kraft. 

(2) Die Z. 2 bis 5 des Art. IV sowie, soweit sie 
sich auf den § 49 a JN beziehen, die Z. 8 des 
Art. IV und der Art. XXII treten mit dem 
1. Jänner 1980 in Kraft. 

§ 2. Die Sechste Durchführ.ungsverordnung 
zum Ehegesetz, deutsches RGBl. 1944 I S. 256, 
wird aufgehoben. 

§ 3. (1) Die Bestimmungen dieses Bundesg,e­
setzes über die Abgeltung der Mitwirkung eines 
Ehegatten im Erwerb des anderen gelten rück­
wirkend auch für die Mitwirkung eines Ehe­
gatten, die vor dem Inkrafttreten dieses Bundes­
gesetzes geleistet worden ist; für den Beginn der 
Verjährung ist das Ende des Monats maßgebend, 
in dem die Leistung erbracht worden ist. 

(2) Die erbrechtlichen Bestimmungen dieses 
Bundesgesetzes (Art. I Z. 2 bis 10) sind nicht 
anzuwenden, wenn de,r Erblasser vor dem In­
krafttreten dieser Bestimmungen gestorben ist. 

(3) Der § 55 Ehegesetz und der Abs. 2 des 
§ 45 a ZPO in der Fassung dieses Bundesgesetzes 
sind in einem bei Inkrafttreten dieser Bestimmun­
gen anhängigen Verfahren nicht anzuwenden, es 
sei denn, die mündliche Verhandlung, auf die das 
Urte-il ergeht, ist noch nicht geschlossen (§ 76 

Abs. 1 der Durchführungsverordnung zum Ehe­
gesetz). 

(4) Die §§ 61 und 69 Ehegesetz in der Fassung 
dieses Bundesgesetzes sind nicht anzuwenden, 
wenn das Urteil, mit dem die Ehe geschieden 
wird oder worden ist, auf der bisher geltenden 
Fassung des § 55 Ehegesetz beruht. 

(5) Die B-estimmungen dieses Bundesgesetzes 
über die Aufteilung ehelichen Gebrauchsver­
mögens und ehelicher Ersparnisse sowie die §§ 66 
und 67 Ehegesetz in der Fassung dieses Bundes­
g-esetzes sind nicht anzuwenden, wenn die Rech,ts­
kraft des auf Scheidung, Aufhebung oder Nichtig­
erklärung der Ehe lautenden Urteils vor dem 
Inkrafttreten dieser Bestimmungen eingetreten ist 
oder, sofern daos Verfahren über die Scheidung, 
Aufhebung oder Nichtigerklärung der Ehe im 
Zeitpunkt des Inkrafttretens noch anhängig ist, 
die mündliche Verhandlung, auf die das Urteil 
ergeht, schon geschlossen 1St (§ 76 Abs. 1 der 
Durchführungsverordnung zum Ehegesetz). 

(6) Soweit die in den Abs. 2 bis 5 bezeichneten 
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes nicht anzu­
wenden sind, ist das bisher geltende Recht maß­
geblich. 

§ 4. (1) Mit der Vollziehung dieses Bundes­
gesetzes ist, soweit der Abs. 2 nidlt anderes 
bestimmt, der Bundesminister für Justiz betraut. 

(2) Mit der Vollziehung 
1. des Art. IX ist der Bundesminister für 

Justiz im Zusammenwirken mit dem Bun­
desminister für Finanzen, 

2. der Art. X bis XII der Bundesminister für 
Finanzen, 

3. der Art. XIV bis XX der Bundesminister 
für soziale Verwaltung und 

4. des An. XXI die Bundesregierung, in Ange­
'legenheiten jedoch, die nur den Wirkungs­
bereich eines Bundesministers betreffen, 
dieser Bundesminister 

betraut.-

Entschließung 

Der Bundsminister für soziale Verwaltung wird Abs. 3 EheG enthält, gesonderte statistische Nach, 
ersucht, im Rahmen der gesetzlichen Bestimmun- weise zu führen. In dieser Statistik sind zahlen­
gen die 'träger der Pensionsversicherungen anzu- und betragsmäßig auch diejenigen Witwen­
weisen, über die Anzahl und die Höhe der (Witwer)pensionen auszuweisen, die in solchen 
Witwen(Wlitwer)pensionen an Geschiedene, wenn Fällen an hinterlassene Witwen (hinterlassene 
das Scheidungsurteil den Alussspruch nach § 61 Witwer) angewiesen werden. 
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EntschHeßung 

. Die Bundes.regierung. willd ersucht, bei .den seinen Willen geschiedenen Ehegatten nach dem 
Gebietskörperschaften, Selbstverwaltungskörpern Vorbild der Art. XIV bis XXI des Bundesgesetzes 
und sonstig.en in Betracht kommenden Rechts- über Änderungen des Ehegattenerbr.echts, des 
trägern darauf hinzuwirken, in ihrem jeweiligen Ehegüterrechts und des Ehescheidungsrechts zu 
Bereich eine Absichellung der pensüons- und ver- treffen. 
sorgungsrechtlichen Ansprüche des schuldlos gegen 
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